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Einleitung

Osterreich und Ruminien sollten sich einerseits als liberale, demokratische
Republiken und Mitglieder desselben Staatenbundes in der Ausrichtung ihrer
politischen Systeme natiirlich dhneln. Man kdnnte hier natiirlich einwenden, dass es
sich deshalb nicht lohnt, die beiden Systeme zu vergleichen: man muss sich aber vor
Augen halten, dass Politologen wie Arthur L. Kalleberg gemeint haben, dass man
politische Systeme iiberhaupt nur dann vergleichen kann, wenn sie gleichartig sind —
man konne laut ihm z.B. nicht anglo-amerikanische Systeme mit totalitaristischen
Systemen vergleichen (vgl. DeFelice 1980: 120). Andererseits kann Osterreich auf
fast 70 Jahre Geschichte des gegenwirtigen Systems zuriickblicken, wéahrend
Ruménien nur seit wenig iiber 20 Jahren mit der Demokratie vertraut ist. Wenn man
auch hier Arthur Kalleberg folgt, dann diirfte man die beiden Systeme vielleicht gar
nicht vergleichen: allerdings meint E. Gene DeFelice, Professor fiir
Politikwissenschaft an der Purdue University, dass man Kalleberg nicht folgen sollte
und, dass man politische Systeme vergleichen kann, auch wenn sie nicht gleichartig
sind (vgl. ebd.: 123f).

Egal ob man mit Kalleberg oder aber mit DeFelice einverstanden ist, so denke
ich dass man einsehen wird, dass ein Vergleich zwischen Osterreich und Ruminien
politikwissenschaftlich duferst relevant ist: ein Vergleich zwischen zwei Systemen,
die beide den mehr oder weniger gleichen verfassungsrechtlichen Regeln folgen, die
aber auf unterschiedliche geschichtliche Entwicklungen und, wenn mir der Ausdruck
erlaubt ist, Traditionen zuriickblicken. Ein Vergleich dieser beider Systeme wurde
meines Erachtens noch nicht in der politikwissenschaftlichen Forschung
unternommen, und meine Arbeit konnte somit ein erster Schritt in diese Richtung
sein: die guten, vor allem wirtschaftlichen, Beziehungen zwischen Osterreich und
Ruménien verlangen auch von der Politikwissenschaft ein besseres Verstindnis der
Gemeinsamkeiten und Unterschiede, und zeigen gleichzeitig die gesellschaftliche
Relevanz des Themas auf. Die personliche Relevanz ist deutlich zu erkennen, da der
Autor der vorliegenden Arbeit einerseits selbst Ruméne ist, andererseits mehr als 8
Jahre seines Lebens in Osterreich verbracht hat: beide politischen Systeme sowie

beide Amtssprachen sind ihm also gut vertraut.



Methode

In der Vergleichenden Politikwissenschaft sind eine Vielzahl von Methoden
zu finden, quantitative wie auch qualitative. Quantitative Vorgehensweisen haben mit
der Tatsache zu kdmpfen, dass man es in der Vergleichenden Politik oft mit kleinen
Fallzahlen zu tun hat (weil politische Systeme, mehrheitlich Staaten, als Fille
herangezogen werden), und man fiir Techniken der quantitativen Hypothesentests
eine geniigende Anzahl von Féllen benétigt (vgl. Dreier 2006: 79). Was die
qualitative Forschung angeht, so finden wir hier ein breites Spektrum an Methoden:
von der Qualitative Comparative Analysis, die mehrere Félle und mehrere Variablen
mit Hilfe von Booleschen Operatoren auf einer sogenannten Wahrheitstafel (eine
Rohdaten-Matrix) darstellt (vgl. Josua 2006: 59), bis hin zur Einzelfallstudie, die ,,das
Verstidndnis fiir ein komplexes Phdnomen ermdglichen und empirische Relationen
zwischen Variablen aufdecken soll* (Speier-Werner 2006: 54).

Wie man in einem Beitrag des US-amerikanischen Politologen Gabriel A.
Almond erkennen kann, ist die Grenze zwischen Theorie und Methode vor allem in
der Vergleichenen Politikwissenschaft eher flieBend. Almond erklért, dass sein
Artikel ,,an effort on the part of one political systems theorist to define what political
development consists of and to take into account the variables which affect it
(Almond 1965: 183) darstellt. In seinem theoretischen Vorhaben baut er gleichzeitig
eine Methodenfrage mit ein: er sucht nach Variablen, die development in politischen
Systemen erkldren konnten. Man erkennt auch, dass sein Artikel eher zu einem
Methoden-Beitrag wird, und er selbst sagt im Laufe des Beitrags mehrmals, dass die
darin befindlichen Uberlegungen keine fertige Theorie darstellen (dennoch leisten sie
meiner Ansicht nach viel zum Verstdndnis eines politischen Systems, und werden
deshalb auch im ersten Abschnitt der vorliegenden Arbeit dargestellt).

Almond geht von den inmputs und outputs aus, die mit einem politischen
System zusammenhingen (vgl. ebd.: 191ff), um dann weiters von den sogenannten
Umwandlungsfunktionen des politischen Systems (wie das System Inputs entweder
generiert oder verarbeitet, um sie dann in Outputs umzuwandeln) zu sprechen (vgl.
ebd.: 194f). SchlieBlich erkldrt er die sogenannten capabilities, ein
Kodierungsschema, das auf die Klassifizierung von Inputs und Outputs basiert, und
die Leistung eines politischen Systems messen soll (vgl. ebd.: 195ff). Jede von den

capabilities beruht ihrerseits auf mehrere support- oder Unterstiitzungsfaktoren, die



dem System zu Grunde liegen (vgl. ebd.: 203ff), und auBerdem miissen einerseits
dysfunctional inputs (wie z.B. eine Rezession die zur Arbeitslosigkeit und dann zu
Forderungen fiihrt, vgl. ebd.: 207) und andererseits die Fahigkeiten des Systems, sich
anzupassen sowie fiir Rekrutierung und Sozialisation zu sorgen (vgl. ebd.: 212fY),
analysiert werden. Inputs, Outputs, Umwandlungsfunktionen, capabilities,
Unterstiitzungsfaktoren, dysfunctional inputs wie auch die letztgenannten
Anpassungs- und Rekrutierungsfahigkeiten spielen alle in einem politischen System
eine wichtige Rolle, und miissen also alle fiir eine Untersuchung in Variablen
verwandelt werden, was, wie Almond selber einrdumt (vgl. ebd.: 201) keineswegs
einfach ist.

Da die Zeit sowie vor allem die Mittel fiir eine Masterarbeit eher begrenzt
sind, kann ich keine breite Analyse vornehmen, die alle diese Faktoren
operationalisiert und dann entweder quantitativ oder qualitativ auswertet. Ich mochte
mich deshalb in der vorliegenden Arbeit eher auf das konzentrieren, was Howard A.
Scarrow in seinem Artikel The Scope of Comparative Analysis ,Vergleichende
Beschreibung’ nennt. Das Ziel dieser comparative description ,,is not discovery, but
illumination (Scarrow 1963: 576). Auf einem einfachen Niveau meint das nur eine
,parallel description® (ebd.), wie man z.B. die Institutionen der USA mit denen des
Vereinigten Konigreichs vergleicht, um die ersteren besser verstehen zu konnen. Auf
einem hoheren Niveau meint comparative description aber den Vergleich, der
,crucial differences and similarities* (ebd.: 577) aufzeigt, was auch das Ziel dieser
Arbeit ist. Die deskriptive Vorgehensweise und selbst das Wort ,Beschreibung’ waren
damals (und sind meiner Ansicht nach auch heute) ,,unfashionable” (ebd.), aber sie
zeigen am genauesten das auf, ,,what continues to be the major focus of comparative
political studies* (ebd.). Natiirlich bieten sich im Rahmen des direkten Vergleiches
zweier politischen Systeme Moglichkeiten an, nicht nur deskriptiv sondern auch
analytisch zu arbeiten, und diese werde ich so weit ich kann auch nutzen.

Almond erklédrt in seinem Beitrag 4 Developmental Approach to Political
Systems, dass man bei der Erforschung von politischen Systemen auf drei Ebenen
eingehen muss: erstens auf die capabilities und ,the flow of inputs and outputs*
(Almond 1965: 203), zweitens auf die Strukturen und Prozesse die die Inputs zu
Outputs umwandeln, sowie drittens auf die Prozesse der Rekrutierung und
Sozialisation innerhalb des politischen Systems (vgl. ebd.). Die vorliegende Arbeit

wird sich auf die zweite Ebene konzentrieren, auf die Strukturen und Prozesse, die



meines Erachtens das Kern eines jeden politischen Systems bilden. Hinzu wird auch
die politische Kultur kommen, da Almond diese auch auf der zweitenen Ebene
ansiedelt, wie er am Ende seines Artikels deutlich macht, als er die ,,conversion
characteristics® (ebd.: 214) eines Systems wie folgt definiert: ,the congruence or
incongruence of its structures, the cohesion or fragmentation of its culture (ebd.).

Die Fokussierung auf die Strukturen eines politischen Systems, die ich im
Rahmen dieser Arbeit als die verfassungsrechtliche Ordnung und die politischen
Institutionen (als solche von der Sekundéirliteratur anerkannt) verstehe, wird von
Giovanni Sartori in seinem Beitrag Concept Misinformation in Comparative Politics
als das ,legalistic institutional approach™ (Sartori 1970: 1034) bezeichnet. Sartori
bringt dieser Vorgehensweise auch gleich einen Kritikpunkt entgegen, ndmlich den,
dass sie nicht wirklich ,hard thinking* (ebd.) vom Forscher verlangt. Gleichzeitig
meint Sartori aber, dass er die ,,comparative item by item analysis* (ebd., Fulinote 2)
keineswegs kritisieren mochte (vgl. ebd.). Er verweist auf Ralph Braibanti, der meint,
dass der Fokus auf informelle governance und auf Behavioralismus dazu fiihrt, dass
man formelle Institutionen nicht genug beachtet (vgl. Braibanti 1968: 44). Braibanti
warnt aber gleichzeitig, was sehr wichtig ist, vor einem ,,excessively institutional
bias“ (ebd.), denn ,,[i]nstitutions which appear to be equivalent in several systems
may actually serve different functions” (ebd.) — d.h., dass die Funktionen der
Institutionen auch beachtet werden miissen. Funktionalismus und Institutionalismus
sollen nicht unbedingt als Dichotomie gedacht werden, sollen sich aber auch nicht
gegenseitig behindern (vgl. ebd.: 45f): Tatsache ist, dass ,,institutional analysis [...] an
essential step in a more detailed analysis of functions® (ebd.: 46) darstellt.

Sartori verweist auch auf Roy C. Macridis, der in seinem Beitrag Comparative
Politics and the Study of Government davon ausgeht, dass die behavioralistische
Revolution, die natiirlich auch ihre Vorziige hat, zu einem ,,gross neglect of the study
of governmental structures and forms* (Macridis 1968: 81) gefiihrt hat. Macridis,
zusammen mit Almond und Taylor Cole, erklart in einem Artikel auch, dass ,,the role
of a particular institution or class of institutions such as the executive, the legislature,
the bureaucracy, the courts, the political parties and pressure groups, can be
understood only if the institution is placed in the context of the total political system
of which it is a part“ (Almond/Cole/Macridis 1955: 1046f). Solche institutional
studies konnen laut den Autoren wertvolle research approaches darstellen (vgl. ebd.:

1046). Ich hoffe ich konnte mit diesen kurzen Ausfiihrungen die Kritiker des



»legalistic institutional approach® davon {iberzeugen konnte, dass eine solche
Vorgehensweise in einer Arbeit, die sich als ersten Schritt in die Richtung der
Erforschung zweier politischer Systeme versteht, angebracht ist.

Abschliefend ist zum methodischen Vorgehen zu sagen, dass sowohl
Primirquellen (Gesetzestexte) sowie Sekundérliteratur fiir die Arbeit herangezogen

und darin ausgwertet werden.

Aufbau und Literatur

Die Arbeit beginnt mit einem theoretischen ersten Kapitel, wo die ,Klassiker’
der Theorie des politischen Systems, vor allem also David Easton und Gabriel A.
Almond, die den Begriff des politischen Systems geprdgt haben, zum Ausdruck
kommen und uns aufzeigen, was ein solches System eigentlich ist, wie es funktioniert,
und wie es sich z.B. vom ,Staat’ unterscheidet. Die Kapitel II bis IX formen den
Hauptteil der Arbeit, und in diesen Kapiteln werden die politischen Systeme der
beiden Staaten dargestellt und teilweise auch verglichen: es werden die geschichtliche
Entwicklung (Kapitel II), die Verfassung (Kapitel III), das Wahlrecht (Kapitel 1V),
das Parlament und die Gesetzgebung (Kapitel V), die Exekutive in Form von
Priasident, Regierung und Verwaltung (Kapitel VI), die Parteien und die
Sozialpartnerschaft (Kapitel VII), die Gerichtsbarkeit (inkl.
Verfassungsgerichtsbarkeit), der Rechnungshof und die Volksanwaltschaft (Kapitel
VIII), sowie schlieBlich die politische Kultur (Kapitel IX) in ihrer jeweiligen
Ausfithrung in den beiden politischen Systemen geschildert.

Was die Literatur angeht, so stiitzt sich ein groBer Teil der Arbeit auf zwei
wichtige Werke: Das politische System Osterreichs und die EU, verfasst von Karl
Ucakar und Stefan Gschiegl, sowie Drept Constitutional si Institutii Politice
(Verfassungsrecht und Politische Institutionen) in zwei Bénden, verfasst von
Gheorghe Uglean. Univ. Prof. Dr. Karl Ucakar und Mag. Stefan Gschiegl sind am
Institut fiir Staatswissenschaft der Universitdt Wien tdtig, wahrend Prof. univ. dr.
Gheorghe Uglean Prisident des rumédnischen Obersten Gerichtshofs sowie
Botschafter Ruméniens in Kuba gewesen ist, und an der Universitét ,Spiru Haret’ in
Bukarest gelehrt hat. Diese zwei Werke bilden sozusagen die Wirbelsdule der Arbeit,
und sie kamen nur dann nicht zum Einsatz, wenn sie nicht mehr aktuell waren (z.B.

beim Wahlsystem in Ruménien), oder wenn sie {iber ein bestimmtes Bereich



schweigen (z.B. bei der politischen Kultur in beiden Staaten). Neben diesen zwei
Werken wurde versucht, auch Verfassungen und Gesetze sprechen zu lassen, um
direkte Einsicht in die rechtliche Fundierung der zwei politischen Systeme zu
ermoglichen.

Am Ende der Arbeit folgen die Schlussfolgerungen, die die vielen
dargestellten Aspekte resiimieren und auch den eigentlichen Vergleich bilden, wobei
versucht wurde, alles so pridgnant wie mdglich darzustellen. Es folgt dann der
Riickschluss auf die Theorie und die Methode. Einige Schlussbemerkungen schlie3en

die Arbeit ab.

Anmerkungen zur Ubersetzung und zur
geschlechtergerechten Sprache

Alle wortlichen Zitate aus dem Ruminischen wurden von mir ibersetzt, und
der ruminische Originaltext ist in Fulnoten angefiihrt. Da ich nicht profesionell als
Ubersetzer titig bin, sind Fehler und Ungereimtheiten natiirlich nicht ausgeschlossen.
Ich bitte den Leser, diese zu entschuldigen.

Was die geschlechtergerechte Sprache angeht, so wurde im Laufe der Arbeit
der Lesbarkeit halber nur die ménnliche Form verwendet. Dies soll keineswegs eine

Benachteiligung von Frauen darstellen.

l. Theoretischer Rahmen: Was ist ein Politisches
System?

Laut Karl Ucakar und Stefan Gschiegl wird der Begriff des Politischen
Systems ,,wie wohl kein anderer innerhalb der Politikwissenschaft derart hdufig und
oftmals vollkommen unreflektiert in den Mund genommen* (Ucakar/Gschiegl 2009:
21), dass er zu einem ,abstrakten Allgemeinbegriff“ (ebd.) mutiert, weshalb die
genaue Definierung schwierig wird. Die beiden Autoren versuchen trotzdem, die
Eckpunkte des Politischen Systems darzustellen. So ist ihnen zufolge unstrittig, dass
innerhalb des Systems ,,staatliche und auBlerstaatliche Institutionen, Akteure, Normen
und Verfahren® (ebd.) in einem abgegrenzten Spielraum (Nationalstaat, suprationales
Gebilde, usw.) ,,an der Politikformulierung und —umsetzung beteiligt” (ebd.) sind. Um
an der vorangegangenen Diskussion rund um den legalistic institutional approach

anzukniipfen, meinen Ucakar und Gschiegl auch, dass das Politische System mehr ist
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als nur das Regierungssystem, jedoch bildet die ,Regierungssystemlehre den
wichtigsten und zentralsten Teil der politischen Systemlehre® (ebd.). Das Politische
System erfiahrt Abgrenzungen zu anderen gesellschaftlichen Teilsystemen (wie das
okonomische, das kulturelle, usw.), und unterscheidet sich von diesen vor allem in der
Hinsicht, dass im Rahmen des Politischen Systems ,.fiir jedermann verbindliche
Entscheidungen (z.B. Gesezte) qua der Autoritdt der darin agierenden Institutionen

getroffen werden konnen* (ebd.).

.1. Das Politische System bei David Easton

Der kanadische Politikwissenschaftler David Easton geht am Beginn seines
Artikels An Approach to the Analysis of Political Systems auch von den
verblindlichen Entscheidungen aus: ,,The study of politics is concerned with
understanding how authoritative decisions are made and executed for a society*
(Easton 1957: 383). Easton erklért, dass man das politische Leben verstehen kann,
indem man ihre Teile analysiert, z.B. die Parteien oder die Wahlen, oder indem man
politische Praktiken (z.B. Propaganda) analysiert, oder die Strukturen in denen sich
diese Praktiken abspielen (vgl. ebd.). Dann kann man die Ergebnisse
zusammenfiihren: ,,By combining the results we can obtain a rough picture of what
happens in any self-contained political unit“ (ebd.). Wenn man die Ergebnisse
zusammenfiihrt, so Easton, dann geht man implizit davon aus, dass kein Teil des
political canvass fiir sich allein existiert, sondern mit allen anderen Teilen verkniipft
ist: ,,or, to put it positively, that the operation of no one part can be fully understood
without reference to the way in which the whole itself operates (ebd.).

Easton erinnert an sein Buch The Political System, wo er argumentiert hat,
dass es wertvoll sei, das politische Leben als ein System von ,,interrelated activities*
(ebd.: 384) zu sehen. Die activities, oder Handlungen, sind deshalb miteinander
verbunden, weil ,they all more or less influence the way in which authoritative
decisions are formulated and executed for a society” (ebd.). Die Idee, dass das
politische Leben ein System sei, erlaubt uns laut Easton es so zu analysieren, als wire
es getrennt vom Rest der gesellschaftlichen Handlungen, als wire es ,,a self-contained
entity surrounded by, but clearly distinguishable from, the environment or setting in
which it operates” (ebd., Hervorhebung M.T.). Easton erklért, dass verschiedene

Inputs das System am Leben erhalten, und, dass diese von den Prozessen, die im
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System ablaufen, in Outputs umgewandelt werden, die ihrerseits dann Auswirkungen
sowohl auf das System als auch auf die Umwelt des Systems haben (vgl. ebd.). Um
das Ganze zu veranschaulichen hat Easton auch ein bekanntes Diagramm entworfen,
das er auch im Artikel verwendet — ich werde es hier nicht anfithren, sondern
beschrinke mich nur auf eine noch einfachere Formel: ,,The formula here is very
simple, but, as I hope to show, also very illuminating: inputs — political system or
processes — outputs* (ebd.).

Politische Systeme haben, eben weil sie Systeme sind, eine Reihe von
Eigenschaften, die Easton auflistet, und auf die er eingeht. Das Politische System hat
erstens Einheiten oder Bausteine, sowie Grenzen. Die Bausteine sind Elemente, aus
denen sich das System zusammensetzt: ,,In the case of a political system, they are
political actions* (ebd.: 385). Es ist laut Easton hilfreich, wenn man diese Handlungen
in ihrer Strukturierung in politische Rollen und politische Gruppen analysiert. Was die
Grenzen angeht, so muss man sich stets bewusst sein, das Politische Systeme nicht im
Vakuum existieren, sondern in einer spezifischen Umwelt eingebettet sind. Aber wie
bestimmt man wo das System aufhdrt und die Umwelt beginnt? Easton kehrt auf die
vorangegangene Definition des Systems zuriick und erkldrt, dass alle Handlungen, die
mehr oder weniger mit der Herausarbeitung von verbindlichen Entscheidungen fiir die
Gesellschaft zu tun haben, zum System dazugehoren, wihrend alle anderen
gesellschaftlichen Handlungen als externe Variablen in der Umwelt gesehen werden
sollen (vgl. ebd.).

Weiters sind die Inputs und Outputs von groBer Bedeutung fiir das System.
Die verbindlichen Entscheidungen, die ein politisches System hervorbringt, sind die
Outputs, und ohne sie wiirde man politische Systeme gar nicht erforschen, so Easton:
,If we judged that political systems did not have important outputs for society, we
would probably not be interested in them® (ebd.). Die Inputs sind auch wichtig, weil
ein System ohne kontinuierliche Inputs nicht funktionieren kann (wéhrend man ohne
Outputs die Arbeit des Systems nicht identifizieren kann). Viel von dem was in einem
System passiert hdngt von ,,the efforts of the members of the system to cope with the
changing environment™ (ebd.: 386); das Verhalten eines Politischen Systems hingt
also nicht nur von seiner internen Struktur und seinen internen Notwendigkeiten ab,
sondern auch von den ,,strains occasioned by the specific setting within which the
system operates* (ebd.): das System verhélt sich wie der menschliche Kdorper, der sich

in Folge von ,,stress from its surroundings* (ebd.) anpassen muss (vgl. ebd.).
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Ein System bekommt sowohl Energie fiir seine Aktivierung von seiner
Umwelt, wie auch Information die es braucht, um diese Energie nutzen zu konnen. Es
produziert dann ein Output, dass sich vom von der Umwelt eingegangenen Input
unterscheidet (vgl. ebd.). Damit das System aber das alles tun kann, ist eine (wenn
auch minimale) Differenzierung in seine Struktur notwendig: ,.empirically it is
impossible to find a significant political system in which the same units all perform
the same activities at the same time* (ebd.). Diese strukturelle Differenzierung birgt
aber auch eine auflésende Kraft in sich: zwei oder mehr Einheiten, die verschiedene
Handlungen zur selben Zeit durchfiihren, konnen zur Desorganisation des ganzen
Systems und der Produktion von Outputs fiihren (vgl. ebd.: 386f). Deshalb
schlussfolgert Easton, dass ein System fiir seinen Erhalt Mechanismen bendétigt,
,wWhereby its members are integrated or induced to cooperate in some minimal degree

so that they can make authoritative decisions® (ebd.: 387).

1.1.1. Inputs (und Outputs)

Easton erkldrt, dass sich Inputs in zwei grof8e Kategorien unterteilen lassen:
demands (Forderungen) und support (Unterstiitzungen). Er analysiert zuerst die
Forderungen, die laut ihm entweder von auBlerhalb des Systems oder aber vom
Inneren des Systems selbst kommen konnen (vgl. ebd.: 387f). Die externen
Forderungen stammen laut Easton von Konflikten, die daraus resultieren, dass die
Nachfrage nach einigen Dingen oder Werten grofler ist als das Angebot: ,, The typical
demands that will find their way into the political process will concern the matters in
conflict that are labeled as important™ (ebd.: 388). Easton verwendet das Beispiel von
Kultur, wo jede Kultur ein anderes Aspekt des Verhaltens mehr schétzt als alle
anderen, betont aber gleichzeitig, dass man fiir alle anderen Systeme in der Umwelt
des politischen Systems (Okologie, Okonomie, soziale Struktur, usw.) Beispiele
finden kann (vgl. ebd.).

Wichtige Forderungen, so Easton, kommen aber auch von innerhalb des
Politischen Systems: ,,Typically, in every on-going system, demands may emerge for
alterations in the political relationships of the members themselves, as the result of
dissatisfaction stemming from these relationships® (ebd.). Easton erklért, dass man
diese Forderungen auf jeden Fall von den externen unterscheiden soll, da sie erstens

keine wahren Inputs sind, sondern eher withinputs, und sie zweitens einen
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unmittelbaren (im Vergleich zu den externen Forderungen) Einfluss auf das Politische
System ausiiben, der in direkte Konsequenzen fiir dessen Charakter miindet (vgl. ebd.
389).

Die bloBe Existenz einer Forderung, ob interner oder externer Natur,
gewihrleistet nicht automatisch, dass diese Forderung auch zur politischen issue, zur
politischen Frage oder zum politischen Problem wird: ,,Many demands die at birth or
linger on with the support of an insignificant fraction of the society and are never
raised to the level of possible political decisions* (ebd.). Um den Prozess der
Umwandlung von Forderungen in issues zu verstehen, muss man mehrere Aspekte
analysieren, unter anderem die Position der Initiatoren und/oder der Unterstiitzter
dieser Forderungen in den Machtstrukturen der Gesellschaft, oder ihr Zugang zu
Kommunikationsmitteln (vgl. ebd.).

,Inputs of demands alone are not enough to keep a political system operating*
(ebd.: 390): das System braucht auch Inputs in der Form von Unterstiitzungen. Easton
erklart, dass es zwei Arten von Unterstiitzung gibt: wenn man sagt, dass A B
unterstiitzt, dann meinen wir entweder, dass A ,,on behalf of‘ (ebd.) B etwas
unternimmt, oder, dass A gegeniiber B’s Zielen, Interessen und Handlungen positiv
gestimmt ist. Wenn man fiir einen Kandidaten stimmt, oder eine Entscheidung des
Obersten Gerichts verteidigt, dann unterstiitzt man den Kandidaten oder das Oberste
Gericht (vgl. ebd.). ,,In these cases, support manifests itself through overt action*
(ebd.), aber Unterstiitzung kann sich auch in den internen Aspekten des Verhaltens
manifestieren, in ,.those forms of behavior we call orientations or states of mind*
(ebd.). Jemand kann seiner Partei gegeniiber treu sein, oder der Demokratie
verplichtet, oder zutiefst patriotisch: diese unterstiitzenden geistigen Zustinde sind
,vital inputs for the operation and maintenance of a political system* (ebd.: 391), weil
solche, die einem System oder den Idealen dieses Systems zutiefst verpflichtet sind,
sehr viel weniger dazu tendieren, gegen dieses System zu agieren: ,,Presumably, even
in the face of considerable provocation, ingrained supportive feelings of loyalty may
be expected to prevail (ebd.).

Unterstiitzung kommt dem Politischen System durch drei ,Kanilen’ zu: die
politische Gemeinschaft, das Regime und die Regierung: ,,There must be convergence
of attitude and opinion as well as some willingness to act with regard to each of these
objects (ebd., Hervorhebung M.T.). Der erste Schritt ist der der politischen

Gemeinschaft, der in der Bildung von Nationalstaaten sehr wichtig war, heute aber
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eher libersehen wird: hier muss noch keine Regierung oder verfassungsrechtliche
Ordnung existieren, sondern nur die Bereitschaft einiger Mitglieder des Systems, ihre
Unterstiitzung einer Gruppe anzubieten, die durch gemeinsames, friedliches Handeln
Differenzen regelt oder Entscheidungen fordert. Easton bringt das Beispiel des
amerikanischen Biirgerkrieges, wo es fiir den Siiden nicht mehr darum ging, eine
gewisse Regierung zu unterstiitzten, sondern eher darum, ob sich die Mitglieder des
Systems noch genung miteinander identifizierten, um die politische Gemeinschaft
aufrecht zu erhalten. (vgl. ebd. 391f). Unter Regime versteht Easton die im Westen so
genannten verfassungsrechtlichen Prinzipien, die Spielregeln eines Systems, die
diktieren, in welcher Weise Forderungen bearbeitet und Entscheidungen umgesetzt
werden: ,,Unless there is a minimum of convergence of attitudes in support of these
fundamental rules [...] there would be insufficient harmony in the actions of the
members of a system to meet the problems generated by their support of a political
community (ebd.: 392). Letztlich ist es do, dass Unterstiitzung fiir das gemeinsame
Losen von Konflikten und fiir die Regeln, die dieses Losen bestimmen, nicht
ausreichen: ,,they [die Mitglieder des Systems, Anmerkung M.T.] must also be ready
to support a government as it undertakes the concrete tasks involved in negotiating
such settlements* (ebd.).

Easton kommt am Ende seines Beitrages auch auf die Frage nach der
Féhigkeit von Systemen, konstante Unterstlitzungsstrome zu sichern: ,,Without it [a
steady flow of support, Anmerkung M.T.] a system will not absorb sufficient energy
from its members to be able to convert demands to decisions® (ebd.: 395).
Unterstiitzung wird laut in Easton in Folge von zwei Prozessen generiert: erstens
Outputs und zweitens Politisierung. Was die Outputs (politische Entschiedungen,
policies) angeht, so miissen diese die Forderungen der Mitglieder des Systems
erfiillen, damit sich diese zum System verbunden fiithlen. Outputs kdnnen aber auch
negativer Natur sein, und in autoritdren Regimen entspringt die Unterstiitzung der
,fear of sanctions or compulsion® (ebd.: 396). Eine zentrale Frage ist wessen und
wieviel von deren Forderungen erfiillt werden miissen, und man muss natiirlich auch
beachten, dass fehlende Unterstiitzung fiir eine Regierung nicht gleich fehlende
Unterstiitzung flir das Regime oder die politische Gemeinschaft bedeutet, obwohl
stindige Unfdhigkeit der Regierungen auch dazu fiihren kann (vgl. ebd.: 396f).

Da es Politische Systeme gibt, die trotz unzureichender Outputs (positive wie

auch negative) weiterhin problemlos existieren, erklért Easton das Prozess der
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Politisierung. Er sieht Parallelen zum Prozess der Sozialisierung, wo eine Person
durch ein Netzwerk von Belohnungen und Bestrafungen von anderen Mitgliedern der
Gesellschaft lernt, welche institutionalisierten Ziele und Normen in der Gesellschaft
existieren (vgl. ebd.: 397). Mit der Politisierung verhélt es sich genauso: ,,Through it a
person learns to play his political roles, which include the absorption of the proper
political attitudes (ebd.). Die Politisierung hort nie auf, und basiert auch auf einem
Netzwerk von Belohnung und Bestrafung, sowie auf politische Mythen, Ideologien
und Philosophien die von Eltern, Lehrern, Eliten, Organisationen, oder auch
Symbolen, iibermittelt werden. Durch die Politisierung wird eine Verbundenheit des
Mitglieds zum Politischen System erreicht, die Unterstiitzung fiir das System
produziert, weitgehend (aber nicht vollkommen) unabhéngig von den alltdglichen
Outputs (vgl. ebd.: 398f): ,,When the basic political attachments become deeply
rooted or institutionalized, we say that the system has become accepted as legitimate*

(ebd.: 399).

1.2. Das Politische System bei Gabriel A. Alimond

Almond versucht am Beginn seiner Uberlegungen auch, das Spezielle an
Politischen Systemen zu definieren: was macht ein System zu einem Politischen
System? Er kommt zu dem Schluss, dass es um die Anwendung von oder Androhung
mit legitimer Gewalt geht, um ,,legitimate physical compulsion® (Almond 1965: 192).
Das soll nicht heilen, so Almond, dass sich das Politische System nur mit Gewalt und
Zwang beschiftigt, ,but only that its relation to coercion is its distinctive quality*
(ebd.): politische Eliten konnen sich um Frieden, Wohlfahrt, Freiheit oder
Selbstverwirklichung des Individuums bemiihen, aber diese Bemiihungen sind mit
,compulsory actions* (ebd.) verbunden, wie z.B. Steuern, Gesetzgebung, Anwendung
von Gesetzen, Auflen- und Sicherheitspolitik (vgl. ebd.). ,,The political system is not
the only system that makes rules and enforces them, but its rules and enforcements go
,all the way’ in compelling obedience or performance* (ebd.).

Almond bezieht sich dann auf Easton, der seiner Meinung nach der erste
Politologe war, der iiber Politik als System geschrieben hat, und erklart, dass sich laut
Easton die Inputs in einem Politischen System in Forderungen und Unterstiitzungen
unterteilen (sieche weiter oben, 1.1.1.). Almond unternimmt eine Klassifizierung dieser

Forderungen und Unterstiitzungen, und bei den Forderungen entwirft er vier
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Kategorien: erstens Forderungen fiir Giiter und Dienstleistungen (Lohn- und
Arbeitszeitgesetze, Bildungsmoglichkeiten, Stralenbau und Verkehr, usw.); zweitens
Forderungen fiir die Regulierung von Verhalten (6ffentliche Sicherheit, Kontrolle
iiber Mérkte und Arbeitsbeziehungen, usw.); drittens Forderungen fiir die Teilnahme
am Politischen System (aktives und passives Wahlrecht, das Recht politische Vereine
zu griinden, usw.); viertens symbolische Inputs, wie z.B. Forderungen fiir die
Zurschaustellung der Macht eines Politischen Systems in Zeiten der Bedrohung oder
zu zeremoniellen Zwecken (vgl. ebd.: 192f).

Die unterstiitzenden Inputs werden von Almond ebenfalls in vier Kategorien
unterteilt (vgl. ebd.: 193), die den Kategorien der Forderungen entsprechen: erstens
materielle Unterstiitzung (wie z.B. das Zahlen von Steuern) und das Verrichten von
Dienstleistungen (wie z.B. Dienst beim Militér), zweitens das Einhalten von Gesetzen
und anderen Regeln, drittens politische Partizipation (wihlen, Organisationen
beitreten, iiber Politik kommunizieren), sowie viertens ,,manifestation of deference to
public authority, symbols, and ceremonials* (ebd.).

Die gleiche Klassifizierung wird dann auch fiir die Outputs beibehalten, die
sich nach den Unterstiitzungen leiten und die Forderungen mehr oder weniger erfiillen
(vgl. ebd.): erstens die Gewinnung von z.B. Steuern oder personliche Dienste,
zweitens die Regulierung von Verhalten (in vielfachen Formen, die das ganze
menscliche Verhalten und sdmtliche menschliche Beziehungen abdecken konnen),
drittens die Verteilung von Giitern und Dienstleistungen (sowie z.B. Ehrungen),
sowie viertens ,symbolic outputs, including affirmations of values, displays of
political symbols, statements of policies and intents* (ebd.).

Wenn man von einem stabilen Politischen System spricht, so Almond, dann
hat man ein bestimmtes ,input-output flow* (ebd.) vor Augen: die Inputs
(Forderungen und Unterstiitzungen) werden im Politischen System zu extraktiven,
regulierenden, verteilenden und symbolischen Outputs umgewandelt; die Forderungen
konnen vom System bewaltigt werden, und Verdnderungen in seiner Struktur oder
Kultur sind nicht nétig; die Outputs sind eine Antwort auf die Forderungen, ,,in
expected or legitimate ways* (ebd.), und die Unterstlitzungen sind eine Antwort auf
die Outputs, ,,again in expected or legitimate ways* (ebd.); wenn diese Bedingungen
erfiillt sind, ist das Politische System in Gleichgewicht, sowohl intern (in der
Verrichtung seiner Umwandlungsfunktionen) wie auch in den Beziehungen zu seiner

Umwelt (vgl. ebd.).
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Die Umwandlungsfunktionen eines Politischen Systems sind wichtig: in jedem
Politischen System gibt es Strukturen, die Inputs verarbeiten oder initiieren, und sie
dann in Outputs umwandeln. ,,The demands entering the political system are
articulated, aggregated, or combined; converted into policies, rules, regulations;
applied, enforced, adjudicated” (ebd.: 194). Diese Umwandlungen finden in jedem
politischen System statt, auch in den einfachsten und undifferenziertesten, aber die
Strukturen oder Institutionen, die diese Funktionen erfiillen, variieren von System zu
System: es ist wie mit den lebenden Organismen, wo man es in Wirbeltieren mit
Kreislaufsystemen, Nervensystemen oder einem Magen-Darm-Trakt zu tun hat,
wiahrend es im Falle der Amdbe zu alternierenden Umstellungen einiger einzigen
Zelle kommt, die aber die gleichen Funktionen erfiillen kann (vgl. ebd.: 194f).

Almond bietet auch eine Klassifizierung von Umwandlungsfunktionen an, die
laut ihm nicht aus der Theorie kommt, sondern aus der empirischen Beobachtung von
Politischen Systemen. Er kommt auf sechs Funktionen: erstens die Artikulierung von
Interessen oder Forderungen, zweitens die Aggregation von Interessen in policy-
Vorschldgen, drittens die Umwandlung von policy-Vorschligen in verbindliche
Regeln, viertens die Anwendung von generellen Regeln auf bestimmte Félle, fiinftens
die Entscheidung iiber Regeln in einzelnen Fillen, sowie sechstens die Ubermittlung
von Informationen iiber diese Ereignisse im System (von einer Struktur zur anderen)
und zwischen dem System und seiner Umwelt (vgl. ebd.: 195).

Gabriel A. Almond bietet nicht nur diese genauere Klassifizierung von Inputs,
Outputs, oder Umwandlungsfunktionen an, sondern geht auch auf das Konzept der
politischen Kultur ein. Laut ihm ist jedes Politisches System in einer Ansammlung
von ,meanings and purposes” (Almond 1956: 396) eingebettet, die man in
verschiedenster Weise bezeichnet: ,Einstellungen gegeniiber der Politik’, ,politische
Werte’, ,Ideologien’, ,nationaler Charakter’, usw. (vgl. ebd.). Die Bedeutungen die
hinter diesen Bezeichnungen stecken sind mehrdeutig und diffus, also bevorzugt
Almond die Terminologie von Parsons und Shills, die von ,,orientation to political
action* (ebd., Hervorhebung im Original) oder ,orientation to politics* (ebd.)
sprechen. Jede Orientierung beinhaltet drei Bestandteile: erstens Wahrnehmung oder
cognition (Kenntnis und Urteil iiber Handlungen, issues, usw.), zweitens Vorliebe,
Engagement oder cathexis (die Besetzung von issues mit emotionaler Bedeutung),

und drittens Evaluation oder Auswertung, oder die Art wie Individuen ihre
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Wahrnehmungen und Priferenzen organisieren und auswéhlen, um eine Stellung
gegeniiber dem politischen Handeln einzunehmen (vgl. ebd.).

,Every political system is embedded in a particular pattern of orientations to
political action® (ebd.), so Almond, und das nennt er die politische Kultur. Die
politische Kultur muss nicht genau mit einem Politischen System oder mit einer
Gesellschaft tibereinstimmen, und sie geht oft iiber die Grenzen eines bestimmten
Systems hinaus. Almond bietet das Beispiel der Vereinigten Staaten, des Vereinigten
Konigreiches, und einiger anderer Commonwealth-Staaten an, die laut ihm die gleiche
politische Kultur teilen, jedoch voneinander getrennte und unterschiedliche Politische
Systeme aufweisen (vgl. ebd.: 397). Auch zu beachten ist, dass politische Kultur nicht
mit ,,general culture” (ebd.: 396) gleichzusetzen ist: sie ist ,,a differentiated part of the
[general] culture and has a certain autonomy* (ebd.).

Almond unterscheidet den Begriff der politischen Kultur von Begriffen wie
,Ideologie’ oder ,politische Partei’. Er versteht Ideologie als die systematische
Ausformulierung einer ,,general orientation to politics* (ebd.: 397), und als eine
explizite doktrindre Struktur, die von einer Minderheit von ,millitants* (ebd.,
Hervorhebung im Original) getragen wird: laut ihm sollte der Begriff nicht dermaflen
ausgeweitet werden, dass er auch die ,,vaguer and more implicit orientations which
generally characterize political followings™ (ebd.) beinhalten sollte. Was politische
Parteien angeht, so hat man es hier mit formellen Organisationen zu tun, die
Ausdruck der politischen Kultur sein komnnen, aber nicht unbedingt sein miissen:
,Indeed, we may be gravely misled if we try to force the concept of party to mean
political culture” (ebd.). Unter anderem verwendet Almond wieder das Beispiel des
anglo-amerikanischen = Raums, wo die zwei dominanten Parteien der
Zweiparteiensysteme Manifestierungen einer homogenen politischen Kultur darstellen

(vgl. ebd.).

1.3. Politisches System vs. Staat

David Easton duBlert sich in seinem Beitrag The Political System Besieged by
the State von 1981 iiber die Herausforderung, die sich dem Konzept des Politischen
Systems stellt. Easton und andere Systemtheoretiker gehen davon aus, dass Politik ein
System von Verhalten und Institutionen ist, und diese Ansicht wird vom dlteren

Konzept des Staates herausgefordert. Easton erkldrt, dass der Staat ,,one of the
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dominant gross orienting concepts in political science* (Easton 1981: 303) bis in die
1950er war, vor allem in marxistischen Kreisen. Die ,,irresolvable ambiguities (ebd.)
die dem Begriff Staat innewohnen versuchte man in den 1950ern zu umgehen, indem
man die Idee des Politischen Systems entwickelte: der Staat als zentrales, erklérendes
Konzept fiir die Strukturierung politikwissenschaftlicher Forschung sei laut Easton
1981, genau wie damals in den 1950ern, nicht addquat. Trotzdem ist die Riickkehr des
Staatskonzeptes als Herausforderung fiir das ,Politische System’ wahrzunehmen, und
Easton mochte auch kurz skizzieren, was das Staatskonzept eigentlich ist, und das aus
einer marxistischen Perspektive, basierend auf den Werken von Nicos Poulantzas
(vgl. ebd. 1981: 303f).

Easton hat Poulantzas ausgewihlt, weil sich dieser der Entwicklung einer
politischen oder Staatstheorie gewidmet hat, jedoch meint Easton, dass sogar bei
Poulantzas der Staat als solcher nur sehr schwer greifbar wird: man lernt iiber seine
Charakteristika, seine Formen, seine Bestandteile, seine Funktionen, usw., aber der
Staat selber bleibt, wie Poulantzas selbst zu sagen pflegte, ,,an ,undecipherable

2¢¢

mistery’* (ebd.: 307). Die negative Definition ist laut Easton leichter herauszulesen:
Staat ist nicht gleich Staatsapparat, er ist kein Instrument der nach subjektiven
Wiinschen genutzt werden kann. Der Staat ist auch nicht als getrennt von der
Gesellschaft zu denken, als Akteur mit rationalem Willen der bestimmte Klassen oder
die ganze Gesellschaft leiten kann. Der Staat ist Teil der Gesellschaft und sein
Charakter wird von der Gesellschaft bestimmt (vgl. ebd.: 308). ,,The state is not its
empirical structure, nor is it an instrument in the hands of any class. Neither is it a
,Subject’ or actor which can control the various classes independent of all of them.
Nor is it an entity above and apart from the rest of society, somehow hovering over it
and regulating it* (ebd.: 309).

Anstatt einer instrumentalistischen (Staat als Ding) oder einer liberalen (Staat
als Subjekt) Staatstheorie, bietet Poulantzas eine funktionalistische: die primire
Funktion des Staates ist laut Poulantzas die, fiir den Erhalt und die Reproduktion der
kapitalistischen Gesellschaftsordnung zu sorgen (vgl. ebd.). Der Staat kann
versuchen, seinen Klassencharakter zu verbergen und als ,,popular-national state
,Jncarnating’ the will of the people” (ebd.) zu dienen, jedoch kann er in einer
Klassengesellschaft nicht umher, die Interessen der herrschenden Klassen auf langer
Zeit zu dienen. Poulantzas sieht also ein, dass der Kapitalismus nur dann {iberwunden

werden kann, wenn der Staat ,zerschmettert” wird, denn der Staat dient
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notwendigerweise der Reproduktion der Produktionsweise und der Interessen der
herrschenden Klassen (vgl. ebd.: 310): ,,There seems to be little room for ignorance,
error, or historical accident, at least in the long run, and subjective interest or will
plays no role in the ultimate outcome* (ebd.).

Was eine positive Definition des Staates angeht, so ist Easton der Meinung,
dass Poulantzas nur zwei positive Definitionsversuche anbietet: der Staat ist erstens
institutionalisierte Macht, und zweitens eine materielle ,Kondensation’ der
Klassenbeziehungen (vgl. ebd.: 310). Easton bietet eine detaillierte Kritik dieser zwei
Definitionsversuche an, die ich hier nicht mehr anfithren mochte: es geht Easton im
Prinzip darum, dass Poulantzas so viel wie moglich versucht, uns klarzumachen, dass
er eine alternative Konzeption vom Staat entworfen hat, die es aber eigentlich nicht
gibt: ,,he gives every appearance of offering us some alternative conception of the
state which upon close scrutiny just does not seem to be there* (ebd.: 316). Nachdem
er die Werke und die Wortwahl von Poulanztas analysiert hat, kommt Easton zum
folgenden Verstindnis des Staatsbegriffes: ,,either the state is a vacuous term referring
to some emergent, ineffable phenomenon which reveals itself only in the garb of its
apparatuses, or it refers to nothing less than the apparatuses themselves, that is, to the
governmental and nongovernmental institutions through which Poulantzas sees power
being exercised“ (ebd.). Als Poulantzas diverse Typen und Formen von
kapitalistischen Staatsgebilden anaylsiert, kommt er laut Easton aufgrund der
Thematik und der Ambiguitét seines Staatskonzeptes nicht darum umher, den Staat
mit seinen ,,organizational apparatuses” oder seinen ,,observable structures* (ebd.)
gleichzusetzen: ,,State and apparatus are for all purposes fused into one* (ebd.).

Die semantische Unsicherheit und Ungewissheit, die in den Werken von
Poulantzas zu finden ist, ist laut Easton leider in der gesamten
politikwissenschaftlichen Diskussion rund um den Staat anzutreffen. Wenn man mit
,Staat” nur die Regierung, oder die politische Autoritit, oder die politischen Eliten,
meint, dann ist das laut Easton in Ordnung: trotzdem muss man sich aber bewusst
sein, dass der Begriff ,Staat’ vieldeutig ist und sehr wenig gemacht wurde, um ihn
von diesen ,traditional ambiguities (ebd.: 317) zu befreien (vgl. ebd.). Easton
argumentiert deshalb gegen den Staatsbegriff, und fiir den Begriff des Politischen
Systems, ,,as a gross orienting concept for political research (ebd.). Das Konzept des
Politischen Systems kann alles das erkldren, was man mit dem Staatskonzept zu

erkldren versucht, ,,if not more* (ebd.: 318): Klassenverhéltnisse z.B. konnen genauso
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gut mit einer Systemkonzeptualisierung analysiert werden (vgl. ebd.). Miliband, der
auch Marxist war, setzte den Staat mit dem Staatsapparat gleich (was laut Easton auch
Poulantzas tut, jedoch nur implizit), meinte aber, dass auch andere Institutionen, wie
z.B. Parteien, eine groBe Rolle in der Politik spielen, und zusammen mit dem
Staat(sapparat) Teile des politischen Systems sind (vgl. ebd.).

Da es diese Arbeit nicht nur (wenn auch weitgehend) mit dem Staatsapparat zu
tun hat, ist es glaube ich wertvoll, im Laufe der Arbeit das Konzept des Politischen
Systems vor Augen zu halten, um nicht in ein ,,conceptual morass* zu fallen, ,,from

which we thought we had but recently escaped (ebd.: 322).

Il. Geschichtliche Entwicklung der politischen
Systeme in Osterreich und Rumanien

Karl Ucakar und Stefan Gschiegl erkldren, dass politische Reformschritte
,hicht  Ergebnisse  verfassungspolitischer ~ oder  politikwissenschaftlicher
Diskussionen* (Ucakar/Gschiegl 2009: 27) sind, die sich zum Ziel setzen, objektiv
gute Losungen zu finden. Vielmehr ergeben sich Reformen in der Folge von
politischen und gesellschaftlichen Auseinandersetzungen, und sind somit ,,Ausdruck
der jeweiligen Krifteverhdltnisse auf einem bestimmten Entwicklungsstand der
Gesellschaft* (ebd.). Das politische System ist in der Gesamtgesellschaft eingebettet:
es hiangt von der Geschichte dieser, und von den materiellen Verhéltnissen in ihr, die
die Produktion und Reproduktion des menschlichen Lebens bestimmen, ab. Reformen
entstehen als Antwort auf Verdnderungen in den gesamtgesellschaftlichen
Verhéltnissen, als Anpassungen des Systems and die verdnderte Dynamik der

Geschichte einer Gesellschaft (vgl. ebd.).

I.1. Osterreich
11.1.1. Vor 1918

Die Grundlagen des dsterreichischen politischen Systems sind laut Ucakar und
Gschiegl im Zeitraum zwischen dem aufgeklirten Absolutismus (ab 1740) und bis um
die biirgerliche Revolution (1848) zu finden. Der Absolutismus machte den Ubergang
von der feudalen zur biirgerlich-kapitalistischen Staatsform mdglich, und verlangte
gleichzeitig M politisch-administrativen Bereich bestimmte

Mindestvoraussetzungen (ebd.: 28). Der aufgekldrte Absolutismus versuchte durch
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Htiefgreifende ReformmaBnahmen® (ebd.: 29) bestimmte revolutionidre Tendenzen zu
verhindern, was ihm auch weitgehend gelang, musste sich aber zunehmend gegen
fortschrittliche Teile des Biirgertums, die Verfassungsvorstellungen entwickelt hatten,
mit Gewalt durchsetzen. Auch der aufgekldrte absolute Fiirst konnte die
Volkssouverénitit nicht zur Grundlage der staatlichen Herrschaft machen, und dieser
Widerspruch fiihre zur Ablosung des aufgeklirten durch den restaurativen
Absolutismus, und Osterreich unter Kanzler Metternich spielte dabei europaweit eine
fiihrende Rolle (vgl. ebd.).

Das Biirgertum war durch Repression entmiindigt, und zog sich in die
Lentpolitisierte  Privatheit des Biedermeier (ebd.) zuriick, jedoch ging die
okonomische Entwicklung voran, und bald fiihrten die 6konomische Bedeutung des
Biirgertums sowie der Arbeiterschaft, wie auch die ,,wachsende soziale Not des
landlichen und stidtischen Proletariats* (ebd.) zur biirgerlichen Revolution von 1848.
Die sozialen Schichten, die 1848 gegen die herrschende Ordnung kdmpften, vertraten
sehr gegensitzliche Interessen, und diese Heterogenitidt liel keine positiven
Zielsetzungen zu (vgl. ebd.: 29f), sondern nur einen Kampf ,,gegen Zensur und
Polizeiwillkiir, gegen nationale und soziale Unterdriickung® (ebd.: 30). Trotz der
Widerspriiche innerhalb der revolutiondren Bewegung konnte eine relativ freie Wahl
eines Parlaments erreicht werden, welches ,,im Juli 1848 zusammentrat und das die
Bauernbefreiung durchfiihrte und einen Verfassungsentwurf vorbereitete* (ebd.).

Die Antwort auf die Revolution kam in Form der Eroberung von Wien durch
kaiserliche Truppen, in einem blutigen Kampf der mit der Auflésung des Parlaments
endete (vgl. ebd.). Durch die sogenannte Silvesterpatente von 1851 wurde dann
formal ein ,,neoabsolutistisches-neostindisches Staatswesen* (ebd. 30) errichtet, das
aber sehr deutlich machte, dass ,,der Versuch, anders als die meisten europdischen
Staaten auf die Integrationskraft zentraler, mit Budgetrecht ausgestatteter Parlamente
zu verzichten, nach den biirgerlichen Revolutionen nicht mehr von dauerhaftem
Erfolg begleitet sein konnte* (ebd.: 31). Der Staat leitete einen politischen
Unterdriickungsapparat, den er aber auch finanzieren musste, und somit wurde eine
Représentativkorperschaft als Stiitzfunktion fiir die Staatsfinanzierung und als
Antwort auf die ,,exorbitante[...] Defizitwirtschaft™ (ebd.) anvisiert. Der Anschluss an
die konstitutionelle Entwicklung wurde dann mit Hilfe der Reichsverfassung 1861,

auch als Februarpatent bekannt, gefunden: das Februarpatent konnte zwar immer noch
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nicht als Verfassung im konstitutionellen Sinn angesehen werden, brachte aber
winhaltich doch sehr wesentliche Anderungen der Verfassungslage* (ebd.) mit sich.

Die Verfassungsfrage kam auch auf Grund auBenpolitischer Ereignisse in
Bewegung: der Friedensschluss mit PreuBen und Italien bedeutete fiir Osterreich
einerseits den Austritt aus dem Deutschen Bund, andererseits den Verzicht auf
Venetien. Osterreich hatte seine gesamtdeutsche sowie italienische Machtgrundlage
verloren und war auf den Donauraum eingeengt: ,,Vor diesem Hintergrund rang die
Regierung um einen Ausgleich mit Ungarn, der nicht von der Herstellung
konstitutioneller Verhaltnisse in der ,cisleithanischen’ Reichshélfte zu trennen war
(ebd.).

Die Arbeiterschaft kimpfte nach ihrer Niederschlagung in der Revolution von
1848 auch weiter, und erzielte im November 1867 die Erlassung von Gesetzen iiber
das Vereinsrecht und das Versammlungsrecht, die trotz der Einschrankungen die sie
vorsahen ,.fiir die Organisierung der Arbeiterschaft eine gegeniiber frither verbesserte
Situation (ebd.: 32) darstellten. Aber nicht nur die Arbeiterschaft kimpfte, sondern
auch der hofische Adel und das Biirgertum, die dhnliche Interessen hatten und die die
Umwandlung des Habsburgerreiches in eine konstitutionelle Monarchie forcierten
(vgl. ebd.: 33). Die Staatsgrundgesetze von Dezember 1867 kniipften nicht nur an die
Verfassung von 1849 an, sondern gingen teilweise auch weit iiber diese hinaus: viele
Rechte (u.a. das Staatsbiirgerrecht und das Recht auf freie Meinungsduf3erungen) und
Freiheiten (z.B. Pressefreiheit, Glaubens- und Gewissensfreiheit, usw.) wurden
eingefiihrt, zusammen mit dem Legalitétsprinzip (Verwaltungshandlungen miissen in
Gesetzen begriindet sein), der Verfassungsgerichtsbarkeit (in der Form des
Reichgerichts), der Trennung der Justiz von der Verwaltung, und der
Ministerverantwortlichkeit (der Monarch blieb jedoch geheiligt, unverletzlich und
unverantwortlich, vgl. ebd.: 32f).

Die konstitutionellen Errungenschaften von 1867, die eine Periode des
politischen  Liberalismus (1867-1873) einleiteten, waren Ergebnis des
Emanzipationskampfes des Biirgertums, wund stellten eine Form des
Privilegienparlamentarismus dar. Der Grofiteil des Volkes war also von diesen
Errungenschaften ausgeschlossen, was jedoch im Lichte der Bedeutung der
industriellen Produktion nicht lange so bleiben konnte: den Massen der Lohnarbeiter
war mit dem Vereins- und Versammlungsrecht sowie mit dem Staatsbiirgerrecht eine

bessere Plattform fiir politische Organisation und Partizipation geschaffen worden.
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Sie traten schon in den sechziger und siebziger Jahren des 19. Jahrhunderts vermehrt
als eigenstindige politische Kraft auf (vgl. ebd.: 33), und Delegierte der
Arbeitervereine aus vielen Teilen der Monarchie beschlossen 1874 in Neudorfl ,.ein
sozialdemokratisches Programm, das aber noch zu keiner einigen Arbeiterbewegung
fithrte* (ebd.).

In den achtziger und neunziger Jahren des 19. Jahrhunderts war es dann
soweit, und die Massen traten ,,als politische Faktoren in Gestalt der politischen
Parteien dauerhaft und organisiert in Erscheinung“ (ebd.: 33f). Das
Privilegienparlamentarismus hatte ein System von Honoratiorenparteien und
Honoratiorenklubs im Parlament hervorgebracht, dass nicht mehr in der Lage war, die
Interessen der ,sich immer uniiberhorbarer artikulierenden Massen mit
administrativen MaBnahmen allein® (ebd.: 34) zu kanalisieren. Die optimistische
Sicht der Naturbeherrschung (die ,Moderne’) und das mit der Industrialisierung
verbundene wirtschaftliche Wachstum fiihrten zum schrittweisen Abbau von
,subjektiv differenzierte[n] Beschrankungen politischer Partizipationsrechte im
Rahmen der Verfassungsordnung® (ebd.). ,,[D]ie zunehmende Bedeutung industrieller
Arbeitsbeziehungen konnte also auf das Parteiensystem nicht ohne Auswirkungen
bleiben* (ebd.), und es bildeten sich langsam drei politische Lager, die Parteien mit
Anspruch auf Massenrepriasentation hervorbrachten: ,,das nationale, das
christlichsozial-konservative und das sozialistische Lager* (ebd.).

Das (deutsch)nationale Lager, ,,untrennbar mit Georg Ritter von Schonerer
und seinem Rassenantisemitismus verbunden (ebd.), wurde trotz seiner Intention, mit
den Massen oder durch die Beeinflussung von Massen Politik zu machen, zu keiner
zahlenméBig bedeutender Kraft. In den beiden anderen Lagern wurden richtige
Massenparteien geschaffen, was Schonerer jedoch nicht gelang: trotzdem ist aber die
,Bedeutung des Deutschnationalismus in den drei Jahrzehnten vor dem Ersten
Weltkrieg™ (ebd.) nicht zu unterschitzen.

Im katholischen Mittelstand entstanden in den neunziger Jahren des 19.
Jahrhunderts christlichsoziale politische Stromungen, die zur Griindung der
Christlichsozialen Partei fiihrten. Diese war zuerst in der Hauptstadt erfolgreich, dann
wuchs ihre Bedeutung tiber Wien hinaus ,,und erlangte bleibende Bedeutung* (ebd.).
Ein wichtiger Vertreter der frithen christlichsozialen Bewegung war Karl Freiherr von
Vogelsang, der ,eine intensive publizistische Tatigkeit bei katholischen Blattern*

(ebd.: 35) entfaltete. Er kritisierte den Liberalismus, der dem Staat die Moglichkeit
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nimmt, in soziale und wirtschaftliche Angelegenheiten einzugreifen, und iibte durch
seine Kritik einen bleibenden Einfluss auf das katholischsoziale Gedankengut aus.
Ihm ist auch zu verdanken, dass sich eine einheitliche katholischpolitische Bewegung
entwickelt hat (vgl. ebd.), wihrend der Autbau der christlichsozialen Massenpartei
mit dem Namen des Dr. Karl Lueger in Verbindung steht, ,,dem es zunehmend
gelang, sich vom katholischkonservativen Lager abzusetzen und zu einem
selbstidndigen politischen Faktor zu werden* (ebd.).

Eine Massenpartei der Arbeiterbewegung entwickelte sich zur selben Zeit wie
die christlichsoziale, trotz der Behinderungen durch das sogenannte Sozialistengesetz
von 1885. Victor Adler schuf ,,zur Jahreswende 1888/89 in Hainfeld eine einheitliche
Organisation auf der Basis eines marxistischen Programs* (ebd.) und somit war ,,die
organisatorische Grundlage fiir den Aufbau und die Entwicklung einer dauerhaften
Massenpartei gelegt™ (ebd.).

Trotz der Bereitschaft fiir politische Partizipation sowohl der Arbeiterschaft
wie auch des kleingewerblichen Mittelstands (die auch den Aufschwung der
christlichsozialen Bewegung und ihres Anfiihrers Karl Lueger samt Antisemitismus
und Antiliberalismus erkldren, vgl. ebd.: 35f), war das parlamentarische Wahlrecht
immer noch ,,auf einen privilegierten Teil der Staatsbiirger beschrankt (ebd.: 36).
Diese privilegierten Schichten wahren in vier Kurien eingeteilt, mit unterschiedlichen
Stimmgewichten, und ,,[aJufgrund massiver Forderungen der sozialdemokratischen
Arbeiterbewegung wurde eine fiinfte Kurie fiir die allgemeine Waihlerklasse
geschaffen (ebd.). Obwohl jetzt allgemeines Wahlrecht (fiir Ménner) herrschte,
filhrte die Beibehaltung des Kuriensystems zu keinem vollkommenen Umbruch:
trotzdem kam aber die Wahlrechtsbewegung fiir einige Zeit zum erliegen (vgl. ebd.).

Aufschwung fiir die Forderungen nach dem allgemeinen und gleichen
Wabhlrecht kam 1905 in Form der Nachricht, ,,dass in Russland der Zar das allgemeine
Wahlrecht ankiindigte* (ebd.). Hunderttausende von Arbeitern protestierten am 28.
November 1905 vor dem Parlamentsgebdude und forderten das gleiche Wahlrecht: die
Regierung hitte den Massenaufzug unter dem geltenden Vereinsrecht verbieten
konnen (weil er wihrend einer Tagung des Reichsrates stattfand), unterlie8 das aber,
denn die Durchsetzung eines solchen Verbotes hitte nur ,,mit blutiger Gewalt und
zahllosen Opfern“ (ebd.) stattfinden konnen. Die Massenbewegung fiihrte zur
Wabhlrechtsreform von 1907, die als Zasur in der dsterreichen Wahlrechtsentwicklung

gilt: es wurde das ,,allgemeine, gleiche, direkte und geheime Wahlrecht fiir Méanner in
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der osterreichischen Hélfte der Habsburgermonarchie eingefiihrt™ (ebd.). Anzumerken
ist jedoch, dass die Prinzipien der Gleichheit und Allgemeinheit des aktiven
Minnerwahlrechts auch nach 1907 eingeschriankt worden sind, auBlerdem stellte die
Ausschliefung der Frauen die ,entscheidenste Beschrinkung des Prinzipis der

Allgemeinheit des aktiven Wahlrechts* (ebd.) dar.

1.1.2. Die Erste Republik

Der Bruch mit der Rechtskontinuitdt (also die Revolution aus juristischer
Sicht, laut Hans Kelsen) der alten Osterreichischen Verfassung kam am 30. Oktober
1918, als die ,deutschosterreichischen’” Abgeordneten der am 21. Oktober
konstitutierten Provisorischen Nationalversammlung die Griindung des neuen Staates
,Deutschosterreich’ verkiindeten. Die Staatsform wurde vorerst offen gelassen, nach
der Uberwindung einiger christlichsozialer Widerstiinde einigte man sich aber auf die
republikanische: der Kaiser erkannte die Entscheidung des Volkes und seiner
Vertreter am 11. November 1918 an, und erklirte, dass er auf jeden Anteil an den
Staatsgeschiften verzichtet (er vermied somit eine formelle Abdankung, vgl. ebd.:
37). Am 12. November 1918 wurde dann das ,Gesetz iiber die grundlegenden
Einrichtungen der Staatsgewalt verabschiedet, ,,das als Griindungsdokument der
Republik Osterreich angesehen werden kann* (ebd.). Im Artikel 1 dieses Gesetzes
wurde festgesetzt, dass Deutschosterreich eine demokratische Republik sei, und, dass
die staatlichen Gewalten vom Volk eingesetzt werden (vgl. ebd.).

Weiters wurde mit dem Artikel 9 das Verhéltniswahlrecht auf dem Grundsatz
des ,,allgemeinen, gleichen, direkten und geheimen Stimmrechts aller Staatsbiirger
ohne Unterschied des Geschlechts* (ebd.) eingefiihrt. Das Wahlrecht fiir Méanner und
Frauen war ,,eine der herausragendsten Errungenschaften® (ebd.) von 1918, denn das
Frauenwahlrecht war ,im Zuge der Griindung der Republik nicht fiir alle
selbstverstandlich (ebd.): die Christlichsoziale Partei und das Deutsche
Nationalverband wehrten sich stark gegen die Einfiihrung des Wahlrechts fiir Frauen,
und ihr Widerstand musste trotz der stirkeren Rolle der Frauen in Folge ihrer
Okonomischen Rolle wihrend des Krieges, und trotz der Existenz von
Frauenbewegungen in allen politischen Lagern, iiberwunden werden (vgl. ebd.: 37f).

Da mit dem Habsburgerstaat 1918 auch ein wirtschaftlicher GroBraum fiel,

zweifelten alle politischen Kréfte (also nicht nur die biirgerlichen Parteien, sondern
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vor allem auch die Sozialdemokraten) an die Uberlebensfihigkeit ,Restdsterreichs’.
Der Name ,Deutschosterreich’ war gleichzeitig auch Programm, und der Anschluss
an Deutschland wurde als ,,einzig mogliche[r] Ausweg aus der Situation® (ebd.: 38)
gesehen, jedoch wurde ein solcher Anschluss von den GroBméchten im Rahmen des
Vertrags von St. Germain (1919) verboten (vgl. ebd.).

Was die Entwicklung der Verfassungsordnung betrifft, so setzte sich der
Parlamentarismus in einer starken Form gegeniiber anderen Konzeptionen
(standestaatliche wie auch ratedemokratische) durch, der Mehrheitsentscheid stand als
Mechanismus der Willensbildung an erster Stelle, und seine soziale Basis wurde
ausgeweitet, indem es ,,zu einer freien parlamentarischen Vertretung formal gleicher
Individualinteressen kam* (ebd.). Im Griindungsprozess der Republik wurden auch
,jene Differenzierungen und Beschrinkungen der subjektiven Beteiligungsrechte, die
die Monarchie iiberdauert hatten” (ebd.), beseitigt. Gleichzeitig setzte sich die
Sozialdemokratische Partei als einzige politische Kraft, die die Interessen der
Arbeitermassen vertrat, fiir soziale Maflnahmen ein, indem sie ihre fithrende Rolle in
der Koalitionsregierung mit den biirgerlichen Parteien ausnutzen. So wurde eine
Reihe von sozialpolitischen MaBnahmen durchgesetzt: ,die Errichtung von
Einigunsdmtern, die Invalidenfiirsorge und die staatliche Arbeitslosenunterstiitzung,
MaBnahmen zur Bekdmpfung der Wohnungsnot, de[r] Acht-Stunden-Tag, das Gesetz
iiber die Errichtung von Betriebsriaten, de[r] bezahlte[...] Urlaub fiir Arbeiter und die
Errichtung der Kammern fiir Arbeiter und Angestellte* (ebd.: 38f).

Die Christlichsozialen brachen die Koalition mit den Sozialdemokraten im
Jahre 1920, und regierten mit Hilfe von anderen biirgerlichen Parteien (da die
Verhiltnisse zwischen den Lagern immer relativ stabil blieben und die
Christlichsozialen nie eine absolute Mehrheit erreichten, waren sie auf diese
angewiesen) im sogenannten Biirgerblock bis zum Ende der Ersten Republik. Das
Bundesverfassungsgesetz wurde trotzdem am 1. Oktober 1920 beschlossen, und im
Bundesgesetzblatt 1 von 1920 veroffentlicht (vgl. ebd.: 39). Eine wichtige Neuerung
kam in der Form des Bundesrates, der der Nationalversammlung, ab jetzt Nationalrat,
als zweite Kammer gegentiibergestellt wurde, wenn auch ,,an verfassungsrechtlichem
und politischen Gewicht nicht gleichwertig]...]* (ebd.) mit der ersten Kammer. Die
Funktion des Bundesprésidenten wurde ebenfalls geschaffen, und seine Wahl sollte
durch die Bundesversammlung (Nationalrat und Bundesrat) erfolgen.

Direktdemokratische Mechanismen waren im Gegensatz von keiner der beiden
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GroBparteien befiirwortet, und fanden somit nur beschrinkt Eingang in das
Bundesverfassungsgesetz, in Form einer Volksabstimmung, die vom Willen des
Nationalrates abhing und nur bei Gesamtidnderungen der Bundesverfassung
obligatorisch war, und eines Volksbegehrens, das nur ein Recht auf Gesetzesinitiative
darstellte, ohne in irgendeiner Form fiir die Reprisentativ-kdrperschaften bindend zu
sein (vgl. ebd.).

Die Zeit nach 1922 wurde von bewaffneten Organisationen (Heimwehren auf
der rechten Seite des politischen Spektrums, der Republikanische Schutzbund auf der
sozialdemokratischen Seite) geprigt, was auch mit der Genfer Sanierung zu tun hat.
Die Regierung des Ignaz Seipel 16ste die Finanzprobleme des Landes mit Hilfe des
Auslandes in der sogenannten Genfer Sanierung, die jedoch eine ,,Senkung der
Ausgaben und eine Erhéhung der Einnahmen des Staates® (ebd.) vorsah: dies stellte
eine enorme Belastung fiir die Bevolkerung dar, und vor allem der Mittelstand sah
sich vor dem sozialen Abstieg gestellt. Die Arbeitslosigkeit und Verendelung ,,breiter
Schichten des Kleinbiirgertums* (ebd.) stellte fiir die Heimwehrorganisationen (wie
auch gleichzeitig fiir die NSDAP) ,,in weiterer Folge die ideale Rekrutierungsbasis‘
(ebd.) dar: die Griindung des Republikanischen Schutzbundes 1923 kam dann als
Antwort auf ,,den aufkommenden Faschismus, der sich vor allem im Erstarken der
Heimwehrbewegung manifestierte (ebd.: 40).

1926 versuchte dann die Sozialdemokratische Partei der sich zuspitzenden
innenpolitischen Lage durch ein neues Programm gerecht zu werden, das die
Hainfelder Prinzipienerkldrung ablosen sollte. Im neuen, sogenannten Linzer
Programm war es den Sozialdemokraten wichtig, trotz der Konzessionen an die
Unzufriedenheit der Arbeiter, die sich in einer revolutiondren Sprache manifestierten,
immer noch an der parlamentarischen Demokratie strikt festzuhalten. Bundeskanzler
Ignaz  Seipel, der die parlamentarische ,Scheindemokratie® und die
,Parteienherrschaft’ sowieso ablehnte, sah in den Formulierungen des Linzer
Programms ,,ein Bekenntnis zum Bolschewismus®“ (ebd.), und sein Widerwille
gegeniiber dem Parlamentarismus verstdrkte sich unter diesem Eindruck weiter (vgl.
ebd.).

Die Heimwehrorganisationen dréngten die Sozialdemokratie immer mehr in
die Defensive, denn organisierte Morde an Arbeitern, veriibt von Anhingern dieser
faschistischer Wehrverbdnde, ,,wurden von der Justiz immer wieder quasi als

Kavaliersdelikt angesehen* (ebd.): die Téter erhielten entweder geringfligige oder
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sogar gar keine Strafen. In Folge eines solchen Attentats, der in Schattendorf
stattgefunden hatte, wurden die Schiitzen von einem Geschworenengericht in Wien
am 14. Juli 1927 freigesprochen: die sozialdemokratische Parteifithrung machte sich
Gedanken dariiber, ob es angebracht sei, gegen eine Entscheidung der Geschworenen
zu  demonstrieren, denn eine  Aberkennung und  Abschaffung der
Geschworenengerichte wiirde einen weiteren Schritt in Richtung Einschrinkung der
Demokratie bedeuten. Die Arbeiter wollten sich aber nicht mit dem demokratischen
Status der Geschworenengerichte beschiftigen: fiir sie war es klar, dass noch einmal
Menschen aus ihren Reihen getdtet worden waren, und die Morder freigesprochen
wurden (vgl. ebd.: 40f).

Die Menschen gingen in der Nacht vom 14. auf dem 15. Juli ,,spontan in den
Streik* (ebd.: 40) und begannen Protestdemonstrationen: die Betriebsrite forderten
Instruktionen von der Parteifiihrung, dieser aber war die Lage entglitten. ,,Die
Arbeiter des Wiener Elektrizitdtswerks schalteten am Morgen des 15. Juli den Strom
ab und marschierten mit den Belegschaften anderer Betriebe in die Innenstadt™ (ebd.:
41). Die berittene Polizei konnte die Arbeiter nicht davon abhalten, in den Justizpalast
zu dringen, den diese dann ,,gewollt oder ungewollt in Brand setzten* (ebd.).
Bundeskanzler Seipel befahl dem Polizeiprasidenten Schober, die Unruhen zu
unterdriicken, und dieser riickte 600 Polizisten mit Karabinern aus, die den
Schussbefehl erteilt bekamen. 86 Arbeiter, Frauen und Kinder, sowie vier Polizisten
wurden getotet, wihrend mehr als 1000 Personen verwundet in die Spitéler
eingeliefert wurden (vgl. ebd.). Am 16. Juli wurde von der Sozialdemokratischen
Fihrung ein vierundzwanzigstiindiger Generalstreik ausgerufen, sowie ein
unbefristeter ,,Verkehrs-, Post-, Telefon- und Telegraphenstreik® (ebd.): die Streiks
stellten eine Bewidhrungsprobe fiir die Heimwehren dar, und diesen gelang es, den
Generalstreik niederzuschlagen (vgl. ebd.).

In den folgenden zwei Jahren nahm die Bedeutung der Heimwehren weiter zu,
und Bundeskanzler Seipel konnte mit ihrer Hilfe ,,eine Politik der systematischen
Entdemokratisierung einleiten” (ebd.). Ein erster Schritt in dieser Richtung, der
speziell von den Heimwehren gefordert wurde, war die Novellierung der
Bundesverfassung im Jahr 1929: das autokratische Element der Verfassung, der
Bundesprisident, wurde gegeniiber dem Parlament gestérkt, indem er von nun an vom
Volk zu wihlen war und erweiterte Kompetenzen erhielt. Die Verfassungsreform

brachte aber auf Grund der Stirke der Arbeiterbewegung und der Kompromisse, die

30



diese erzwingen konnte, nicht die von den Heimwehren erwiinschten Anderungen.
Die Bestrebungen dieser antidemokratischen Krifte und ihre autoritiren
Konzeptionen richteten sich gegen den parteienstaatlichen Parlamentarismus, oder
gegen die Parteienherrschaft, wie dieser vom christlichsozialen Bundeskanzler Ignaz

Seipel genannt wurde (vgl. ebd.: 41f1).

11.1.3. Der Austrofaschismus

Die Christlichsozialen sahen sich bald mit einem Zweifrontenkampf
konfrontiert: sie mussten einerseits gegen die Sozialdemokratie antreten, andererseits
gegen den aufkommenden Nationalsozialismus. Die regierende Koalition, mit
Engelbert Dollful an der Spitze, wére im parlamentarischen System schnell in die
Minderheit gedridngt worden. Die bewaffnete Seite des christlichsozialen Lagers war
auch nicht zufrieden, denn die Verfassungsreform von 1929 hatte den
Parlamentarismus nicht abgeschafft. Im sogenannten Korneuburger Eid vom 18. Mai
1930 erkldarten die Heimwehren ganz deutlich, dass der demokratische
Parlamentarismus und der Parteienstaat durch eine Ordnung von Berufsstinden zu
ersetzen sei: die christlichsoziale Fithrung, mit der Ausnahme von Leopold Kunschak,
distanzierte sich nicht von diesen AuBerungen der Heimwehren (vgl. ebd.: 42).

Am 4. Mirz 1933 traten die drei Prdsidenten des Nationalrates wegen einer
Verfahrensfrage zuriick, und die Regierung nahm dies zum Anlass, um das Parlament
auszuschalten, ,die Verfassung zu suspendieren und auf der Basis des
kriegswirtschaftlichen Ermachtigungsgesetzes aus dem Ersten Weltkrieg zu regieren®
(ebd.: 42f). Die sogenannte Vaterldndische Front, die an die Stelle der politischen
Parteien treten sollte, wurde gegriindet, und viele Organisationen und Aktivititen auf
der linken Seite des politischen Spektrums wurden verboten, unter anderem die
Kommunistische Partei Osterreichs, der Republikanische Schutzbund, die
traditionellen Maiaufmarsche der Arbeiter, sowie in beschrinkter Weise auch die
Streiks (vgl. ebd.: 43).

Das  Verbieten der  Sozialdemokratischen  Partei  sollte  dem
austrofaschistischen Regime auch gelingen: nachdem sich zuerst der Linzer
Schutzbund am 12. Februar 1934 gegen ,,die Untersuchung des sozialdemokratischen
Parteiheimes gewaltsam zur Wehr (ebd.: 43) setzte, kidmpfte dann die

Arbeiterbewegung bis zum 15. Februar gegen den Aufmarsch des Faschismus, und
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versuchte diesen mit Waffengewalt aufzuhalten. Sie erlitt jedoch eine Niederlage, und
Regierung und Heimwehr nutzten diesen Anlass um die Sozialdemokratische Partei
aufzulosen, genauso wie den Wiener Gemeinderat und den Wiener Landtag; der
Wiener Biirgermeister und der Stadtsenat von Wien wurden ebenfalls ihren
Funktionen enthoben (vgl. ebd.; das sogenannte ,Rote Wien’ war die Bastion der
Sozialdemokratie gewesen, vgl. ebd.: 40). In den Februarkdmpfen wurden laut den
Angaben der Sozialdemokraten 1200 Menschen getotet, und weitere 5000 verletzt.
Neun Schutzbundfiihrer wurden zum Tode verurteilt, und die Urteile wurden auch
vollstreckt: darunter befand sich auch Nationalratsabgeordneter Koloman Wallisch,
der somit zum zweiten hingerichteten Osterreichischen Parlamentiarer wurde (vgl.
ebd.: 43, Fullnote 18).

Am 1. Mai folgte dann auch das Inkrafttreten einer neuen Verfassung, die im
Praambel verkiindete, dass das Recht von Gott ausgeht, also nicht mehr vom Volk.
Weiters waren ,,[a]llgemeine Wahlen in einem auch nur anndhernd parlamentarischen
Sinn [...] in keinem Fall* (ebd.: 43) mehr vorgesehen. Die Gesetzgebung wurde
einerseits autoritdr bei der Bundesregierung und beim Bundesprisidenten verankert,
andererseits in indirekter Weise bei der stindischen Vertretung, was jedoch ,,in der
politischen Praxis nicht realisiert wurde™ (ebd.: 44). Es wurden auch Elemente der
direkten Demokratie eingebaut, indem das Volk von der Regierung zur Abstimmung
hitte berufen werden konnen, wenn der Bundestag (der sowieso nur die von der
Regierung eingebrachten Eintrdge entweder beschlieBen oder ablehnen konnte, vgl.
ebd.: FuBlnote 21) eine Vorlage der Regierung abgelehnt hitte; die Regierung konnte
das Volk auch von sich aus zur Abstimmung berufen, damit sich dieses iiber einen
Gesetzesentwurf oder eine andere grundsézliche Entscheidung duBlern konnte (vgl.
ebd.: 44).

Das Verbot der NSDAP im Jahr 1933, wie auch die Ermordung von
Bundeskanzler Dollful im Zuge des sogenannten Nazi-Putsches von 1934 fiihrten
dazu, dass das austrofaschistische Regime von einigen als ,,letzes Bollwerk gegen den
Nationalsozialismus*“ (ebd.) angesehen wird. Tatsache bleibt, dass die
Strukturverwandschaft zwischen dem osterreichischen und anderen Faschismen nicht
zu leugnen ist, und, dass das austrofaschistische System die Vorbedingungen fiir das
Eindringen des Nationalsozialismus geschaffen hat, auch wenn es nicht in der

erkldrten Absicht seiner Akteure gelegen hatte (vgl. ebd.).
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Die Regierung  Schuschnigg machte zwecks  Zeitgewinn den
Nationalsozialisten einige Zugestdndnisse und bildete eine Koalitionsregierung mit
ihnen, die Verhinderung des Anschlusses am Dritten Reich gelang aber nicht mehr:
Hitler erzwang die Absetzung einer Volksbefragung diesbeziiglich, und ersetzte die
Regierung Schuschnigg durch eine nationalsozialistische Regierung unter Arthur
SeyB-Inquart. Am 12. Mérz marschierten dann die deutschen Truppen in Osterreich
ein, und im April 1938 stimmte 99% der Osterreichischen Bevolkerung dem
,Anschluss’ zu, was bei der offenen Stimmabgabe und den angekiindigten
Repressionsmallnahmen nicht verwunderlich ist (wichtig ist jedoch auch, das
politische Anfiihrer wie z.B. Karl Renner oder Kardinal Innitzer sich fiir eine
Stimmabgabe mit ,Ja’ aussprachen). Mit der Eingliederung in das Dritte Reich
verschwand Osterreich als Volkerrechtssubjekt, spiter auch als einheitliche

Verwaltungseinheit (vgl. ebd.: 44f).

I.1.4. Die Zweite Republik

,,Osterreich stand [...] vom 13. Mérz 1938 bis April 1945 unter der Herrschaft
des Deutschen Reiches und war als dessen Teil am Zweiten Weltkrieg beteiligt*
(ebd.: 45). Als das Land dann befreit wurde, und man die Eigenstaatlichkeit wieder
anstrebte, fungierten die politischen Parteien wieder einmal als Staatsgriinder:
»Sozialdemokraten, Christlichsoziale und Kommunisten einigten sich auf die Bildung
einer provisorischen Staatsregierung unter Dr. Karl Renner und die Proklamation der
Unabhingigkeit Osterreichs® (ebd.: 45f). Der parteienstaatliche Parlamentarismus
setzte sich unumstrittener durch als in der Ersten Republik, aber zundchst waren nur
die sogenannten ,antifaschistischen Parteien’ zugelassen, also die SPO, die OVP und
die KPO. Das sozialdemokratische Lager lebte in der SPO weiter, und das
christlichsoziale in der OVP; das dritte Lager fand erst 1949 wieder Ausdruck, in
Form des Wahlverbands der Unabhidngigen und spéter des Verbands der
Unabhiingigen (vgl. ebd.: 46). ,,Heute teilen sich zwei Parteien — FPO und BZO — das
Erbe des ,dritten Lagers’ oder das, was sie dafiir halten* (ebd.).

Was die Verfassungsfrage angeht, so gab es zwei gegensitzliche
Auffassungen: die erste, angefiihrt von Karl Renner, wollte die Verfassung von 1920
wieder herstellen, wie es auch in der Unabhingigkeitserklirung Osterreichs heiBt, um

den Anderungen von 1929, die unter antidemokratischem FEinfluss zustande
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gekommen waren, zu entkommen; die zweite, die von Mitglieder der SPO und der
OVP vertreten wurde, sah eine Riickkehr zum Zustand vom 4. Mirz 1933, also gleich
vor der Ausschaltung des Parlaments, vor, um die Verfassungsfrage moglichst schnell
zu klaren und den austrofaschistischen Verfassungsbruch deutlich zu machen (vgl.
ebd.). Man beschloss schlussendlich fiir kurze Zeit eine ,,straffe zentralistische
Verfassung® (ebd.), an der man dann die Wiederherstellung der Zustdnde bis 1933
anschloB: ,,Uber Verfassungsinderungen und einen allfilligen Neubau der Verfassung
sollte erst auf dem gesicherten Boden der republikanischen Verfassung beraten
werden“ (ebd.).

Osterreich wurde dann am 15.5.1955 durch den Staatsvertrag als ,,souveriner,
unabhingiger und demokratischer Staat wieder hergestellt™ (Art. 1 Staatsvertrag). Vor
dem Staatsvertrag wurde mit der sowjetischen Delegation ein Vorvertrag
abgeschlosen, das sogenannte Moskauer Memorandum, dass die immerwéhrende
Neutralitit Osterreichs nach dem schweizer Modell vorsah. Auf diesem aufbauend
wurde dann am 26.10.1955 (daher auch der Nationalfeiertag Osterreichs am 26.
Oktober) das Bundesverfassungsgesetz iiber die Neutralitit Osterreichs beschlossen.
Das Gesetz wurde sidmtlichen Staaten, mit denen Osterreich diplomatische
Beziehungen pflegte, zugesandt, und wurde von diesen ,ausdriicklich oder
stillschweigend zur Kenntnis genommen* (Ucakar/Gschiegl 2009: 47). Im Rahmen
der Verfassungsentwicklung und der Vertrige mit den Allierten von der
Unabhéangigkeitserklarung und bis zum Staatsvertrag wurden nicht nur die Neutralitit,
sondern auch weitere Staatszielbestimmungen erarbeitet, z.B. der Antifaschismus
oder die Unabhéngigkeit (vgl. ebd.).

Auch in diese Zeit fdllt der Aufbau der Sozialpartnerschaft als
Charakteristikum des 0Osterreichischen politischen Systems. Die wirtschaftliche
Rekonstruktion des Landes wurde auch mit Hilfe von fiinf Lohn- und Preisabkommen
zwischen 1947 und 1951 durchgefiihrt, was ,,das Lohnniveau duBlerst niedrig™ (ebd.:
48) hielt. Dies fiihrte zu einer ,,breiten Streikewegung® in 1950, ,.die SPO und OGB
nur mit groBer Miihe béndigen konnten“ (ebd.). Die Koalition der beiden
GroBparteien, SPO und OVP, versuchte diesen Entwicklungen entgegenzutreten,
indem 1957 die Paritdtische Kommission fiir Preis- und Lohnfragen gegriindet wurde.
Diese wurde zur zentralen Institution der Osterreichischen Sozialpartnerschaft, auch
wenn aullerparlamentarisch und nicht gesetzlich geregelt, und sie bot

Spitzenvertretern des Staates, der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer eine
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Verstiandigungsebene, die heute noch als wesentlich fiir das Osterreichische politische

System gilt (vgl. ebd.: 47f).

1.2. Rumanien

11.2.1. Vor 1866

Laut Gheorghe Uglean hat die Verfassungsgeschichte in Ruménien viel spéter
begonnen als in z.B. Frankreich oder Italien, obwohl dem Erarbeiten einer Verfassung
als solche die selben Ursachen zu Grunde liegen wie im Rest der Welt. Die Moderne,
mit ihrer technischen, 6konomischen, sozialen und kulturellen Entwicklung, hat in
Ruménien viel spiter angefangen als in z.B. den oben erwidhnten Staaten, und der
Kapitalismus konnte sich erst entwickeln, als die Herrschaft des Osmanischen
Reiches beseitigt wurde. Uglean setzt die zweite Hilfte des 17. Jahrhunderts als
Anfangspunkt der kapitalistischen Entwicklung in Ruménien: Industrie, Bergbau,
Infrastruktur und Lohnarbeit treten in Erscheinung in dieser Zeit, wihrend in der
Landwirtschaft die Grundhorigkeit und die Leibeigenschafft abgeschafft werden.
Auch das nationale Bewusstsein, auf beiden Seiten der Karpaten, bliiht in dieser Zeit,
und die Ruminen formulieren 1791 ihr erstes politisches Programm, das sogenannte
Supplex Libellus Valachorum (vgl. Uglean 2005a: 144).

Wichtig flir die weitere Entwicklung ist der immer schwicher werdende
Einfluss des Osmanischen Reiches auf die Donaufiirstentiimer. Der sinkende Einfluss
manifestiert sich zuerst im Frieden von Kii¢iik Kaynarca (1774), und dann in der
Konvention von Akkerman (1817), deren Bestimmungen im Frieden von Adrianopel
am Ende des Russisch-Tiirkischen Krieges von 1828-1829 wiederholt wurden. Der
Friede sah vor, dass die ruménischen Donaufiirstentiimer Handelsfreiheit bekommen
sollten, sowie, dass ihnen das Osmanische Reich die wichtigsten Donauhédfen
zuriickgeben sollte. Dies bedeutete, dass sich der Kapitalismus in den
Donaufiirstentiimern weiter entwickeln konnte, mit viel weniger internen oder
externen Einmischung von Seiten des Osmanischen Reiches (vgl. ebd.: 144f).

Von Bedeutung fiir die Entwicklung einer Verfassung war auch, wie in
Osterreich, die Revolution von 1848. Diese hat, obwohl niedergeschlagen, die
biirgerlich-demokratischen Ideale der Ruménen (unter anderem die Abschaffung der
feudalen Ordnung und die staatliche Einheit des ruminischen Volkes) aufgezeigt.

Wichtig war dann auch die Vereinigung der Fiirstentiimer Moldau und Wallachei
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unter dem Fiirsten Alexandru loan Cuza im Jahre 1859. Cuza fiihrte eine Reihe von
Reformen durch, in der Landwirtschaft wie auch im politischen, administrativen oder
kulturellen Bereich, was letztendlich zu der Schaffung und der Entwicklung von
staatlichen Institutionen fiihrte (vgl. ebd.: 145): ,,All diese Reformen haben in
entscheidender Weise zum generellen, politischen und sozio-6konomischen
Fortschritt des Landes beigetragen' (ebd.).

Cuza stie3 im Rahmen seiner Reformbemiihungen auch auf Widerstand, also
16ste er die Wahlversammlung auf und leitete eine Volksabstimmung ein: das Volk
sollte sich fiir oder gegen den sogenannten ,Statut zur Weiterentwicklung der
Konvention vom 7/19 August 1858, auch bekannt als ,Statut von Cuza’, dulern. Wie
der Name schon sagt, sollte das Statut die Pariser Konvention von 1858 erweitern,
und verdndern, da diese von externen Michten beschlossen worden war. Das Statut
sah vor, dass die Staatsgewalt einerseits beim Fiirsten und andererseits bei der
Nationalen Vertretung, einer bikameralen Struktur, verankert sein sollte Das Statut
sah gleichzeitig vor, dass der Fiirst bis zum Zusammentreten der Nationalen
Vertretung, und auf Vorschlag des Ministerrates, Dekrete im Gesetzesrang erlassen
darf. Weiters waren im Statut auch Regeln iiber die Zusammensetzung und das
Funktionieren der Nationalen Vertretung, liber die Gesetzgebung, {iber die Regierung,
und iiber die Pflicht der Beamten, einen Amtseid abzulegen, vertreten. Dem Statut
war auch ein Wahlgesetz angehingt, das das aktive und passive Wahlrecht sowie das
Abhalten von Wahlen regelte (vgl. ebd.: 145ff).

Eine Debatte der ruminischen Verfassungsrecthler dreht sich darum, ob das
Statut zusammen mit dem angehidngten Wahlgesetz schon eine Verfassung darstellten
oder nicht. Das Statut enthdlt die grundlegenden Regeln der Organisierung der
Staatsgewalt, wahrend das Wahlgesetz auch politische, also Grundrechte enthilt —
auBerdem wurden alle anderen Gesetze der Cuza-Zeit auf der Basis dieses Statuts
erlassen; andererseits wird von Kritikern der Auffassung, dass es eine Verfassung sei,
erklart, dass das Statut nicht alle Prinzipien der sozialen und staatlichen Organisation,
und auch nicht alle Rechte und Pflichten der Biirger enthilt, sondern nur die
Funktionsweise der exekutiven und legislativen Gewalten. Das Statut selbst versteht
sich als Verfassung, denn im Art. 17 wird erklért, dass die Staatsbeamten einen Eid

iiber die Treue zur Verfassung, zu den Gesetzen und zum Fiirsten ablegen miissen.

! Ruménischer Originaltext: “Toate aceste reforme au contribuit intr-o masura hotiratoare la progresul
general, politic si social-economic al tarii.*
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Uglean geht auch davon aus, dass eine Verfassung nicht notwendigerweise sdmtliche
Biirgerrechte und —Pflichten enthalten muss, da es bei der ersten geschriebenen
Verfassung, also der US-amerikanischen Verfassung von 1787, wie auch bei anderen

Verfassungen (der franzdsischen von 1958 zum Beispiel) auch nicht der Fall war (vgl.

ebd.: 147f).

1.2.2. Die Verfassung von 1866

Auf der Basis seines Statuts fiihrte Alexandru loan Cuza mehrere Reformen
durch: die wichtigste davon ist die Agrarreform, die das feudale Eigentum was Grund
und Boden angeht in biirgerlich-kapitalistisches Eigentum verwandelte. Es folgten
auch weitere Reformen im Bildungsbereich, in der Verwaltung und der
Gerichtsbarkeit, es wurden das Strafgesetzbuch und das Zivilgesetzbuch beschlossen,
und das Heer wurde reorganisiert. Diese Reformen trieben die Modernisierung des
ruménischen Staates weiter an, aufgrund historischer Begebenheiten wurde Cuza aber
am 10-11 Februar 1866 zum Abdanken gezwungen, und nach einer kurzen
kollektiven Fiihrung des Landes wurde ein Fiirst aus dem Ausland (der spitere Konig
Karl — ruminisch Carol — der Erste) geholt (vgl. ebd.: 148f).

1866 wurde dann auch eine Verfassung Ruméniens beschlossen, nach
belgischem Modell, die damals als eine der liberalsten Verfassungen galt. Die
Verfassung hélt schon im ersten Artikel fest, dass die Vereinigten Ruménischen
Fiirstentiimer einen einheitlichen, unteilbaren Staat mit dem Namen Ruménien bilden.
Die Verfassung erkldrt weiter, dass alle Biirger, ohne Klassenunterschiede, gleiche
Rechte vor dem Gesetz geniellen — dies wird dann insofern negiert, als die Wahlrechte
differenziert nach Vermogen verlichen werden. Das Eigentumssrecht ist stark
verankert: das Privateigentum gilt als ,heilig’ und unverletzlich, und es durfte der
Verfassung zufolge kein Gesetz beschlossen werden, dass das Konfiszieren von
Vermdgen hétte vorsehen konnen (vgl. ebd.: 149).

Die Verfassung sah vor, dass alle Staatsgewalten vom Volk ausgehen, und die
legislative Gewalt vom Fiirsten und der Nationalen Vertretung gemeinsam ausgeiibt
wird. Die beiden Kammern der Nationalen Vertretung hieBen von nun an Senat und
Abgeordnetenversammlung. Die Abgeordnetenversammlung wurde auf der Basis
eines Kurienwahlrechts gewéhlt, im Rahmen dessen die Wéhler der vierten Kurie, die

numerisch die groBte war, nur indirekt eine kleine Anzahl von Abgeordneten wihlen
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konnte. Der Senat wurde von nur zwei Kurien gewdhlt, auch auf der Basis des
Vermdgens aufgebaut, und fiir das passive Wahlrecht zum Senat war auch ein grof3es

Vermogen notwendig, sowie ein Mindestalter von 40 Jahren (vgl. ebd.: 150).

1.2.3. Die Verfassung von 1923

Die Verfassung von 1866 war mehr als 50 Jahre giiltig, und sie galt, obwohl
einige Male verdndert, als eine rigide Verfassung. In dieser Zeit entwickelte sich
Ruméniens Industrie weiter, die Berufsstinde wurden 1873 abgeschafft, eine
nationale Wéhrung und ein nationales Bankenssystem wurden 1867 eingefiihrt, und
1877 wurde dann die Unabhidngigkeit des ruménischen Staates errungen. Die
nationale Unabhéngigkeit impulsionierte die Entwicklung der Landwirtschaft, des
Bankensystems, des internen und externen Handels, der Verkehrswege und der
Kommunikation. 1921 erfolgte dann eine neue Agrarreform, die die kapitalistische
Entwicklung der Landwirtschaft weiter vorantrieb. Kapital aus dem Ausland drang
am Ende des 19. Jahrhunderts nach Ruminien, und das Land blieb im gro3en Mal3e
wirtschaftlich gesehen von den westlichen GroBmaichten abhingig (vgl. ebd.: 150f).

Mit der wirtschaftlichen Entwicklung gingen natiirlich auch Verdanderungen in
der gesellschaftlichen Struktur einher, und das moderne Proletariat und die mit ihm
verbundene sozialistische Arbeiterbewegung wuchs zahlenmaBig in dieser Zeit. Die
Sozialdemokratische Partei der Arbeiter Ruméiniens (Partidul Social Democrat al
Muncitorilor din Romdnia) wurde 1893 gegriindet. Wichtig in dieser Zeit war auch
die Vereinigung von Bessarabien, Bukowina und Siebenbiirgen mit Ruménien (1918),
die den einheitlichen ruménischen Staat vervollkommneten. 1918 erfolgte dann auch
eine Wabhlrechtsreform, die das allgemeine, gleiche, direkte und geheime Wahlrecht
einfiihrte. Gleichzeitig wurde auch eine Wahlpflicht eingefiihrt (vgl. ebd.: 152).

Die Verfassung von 1923, ein Projekt der Liberalen Partei, wurde am 26.
Mirz von der Abgeordnetenkammer und am 27. Mérz vom Senat angenommen, und
am 29. Mirz verdffentlicht. Das Verfassungsidnderungsverfahren, das in der
Verfassung von 1866 verankert war, wurde 1923 nicht genau befolgt, was dazu
fiihrte, dass die Verfassung von 1923 auch als illegal angesehen wurde. Die neue
Verfassung sah wieder gleiche Rechte und Freiheiten fiir alle vor, allerdings war im
Artikel 6 vorgesehen, dass die politischen Rechte der Frauen von speziellen Gesetzen

geregelt werden sollten. Die neue Verfassung verankerte allerdings die
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Wabhlrechtsreform von 1918, und das war ein grofer Schritt vorwirts im Vergleich
mit dem Kurienwahlrecht der Verfassung von 1866. Auch fiir das passive Wahlrecht
zum Senat war kein groles Vermdgen mehr notwendig, sondern nur das Mindestalter
von 40 Jahren (vgl. ebd.: 152f).

Die legislative Gewalt wurde weiterhin beim Konig und der Nationalen
Vertretung angesetzt, wihrend die exekutive Gewalt nur vom Kdnig ausgeiibt werden
sollte, durch die Regierung. Die Verfassung von 1923 dhnelte der von 1866 sehr (76
von 133 Artikel blieben sogar gleich), war aber demokratischer, vor allem was die
Breite an Rechten und Freiheiten, sowie das Wahlrecht, angeht. Sie dhnelte der alten
Verfassung auch dahingehend, dass sie sehr starr war, denn wieder wurde eine

schwierige Anderungsprozedur eingefiihrt (vgl. ebd.: 153f).

1.2.4. Die Verfassung von 1938

Die Zeit von 1923 bis etwa 1928 zeichnete sich durch Stabilitdt der
kapitalistischen Wirtschaft aus, was vom Anwachsen der politischen Macht des
Biirgertums, aber auch von einigen sozialen Auseinandersetzungen, begleitet wurde.
Die Zeit von 1929 bis 1933 hingegen verzeichnete eine schwere industrielle und
landwirtschaftliche Krise, die auf Grund der Uberproduktion eintrat. Die Krise
schadete allen sozialen Schichten, jedoch waren die Massen am meisten davon
betroffen, was zu Protesten und Streiks fiithrte. Von 1934 bis 1938 erholte sich die
Wirtschaft langsam (vgl. ebd.:154).

Am 10. Februar 1938 instaurierte Konig Karl II. (Carol al Il-lea) eine
Konigsdiktatur, die in der Verfassung von 1938 verankert wurde. Die Verfassung
beschrinkte die Biirgerrechte, und ihr Kapitel iiber Rechte und Pflichten fing mit den
Pflichten an. Man durfte nicht mehr iiber eine Anderung der Staatsform sprechen, und
der Klassenkampf wurde auch verboten. Die legislative Gewalt wurde dem Konig
allein tibertragen: er sollte sie durch die Nationale Vertretung ausiiben, aber die
Gesetzesinitiative lag nur bei ihm, und er konnte die endgiiltige Form der Gesetze
auch ablehnen. Weiters konnte er, wenn die Vertretung nicht tagte, in jedem
Politikbereich Dekrete im Gesetzesrang erlassen. Die Nationale Vertretung konnte er
sogar ganz auflosen. Die exekutive Gewalt lag auch beim Konig, der unverletzlich
war, da die Verantwortung den Ministern zukam, die alle Staatshandlungen des

Konigs auch unterzeichnen mussten (vgl. ebd.: 155).
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Anstelle des allgemeinen Wabhlrechts tritt wieder ein Kurienwahlrecht, diesmal
nicht nach Vermogen eingeteilt, sondern nach Berufsstinden. Das Wabhlalter fiir
aktives sowie passives Wahlrecht fiir die Abgeordnetenversammlung wurde auf 30
hochgesetzt, wihrend im Senat von nun an auch vom Kdnig ernannte Senatoren sitzen
durften. Mit der Zuspitzung der internationalen Verhéltnisse ab dem Jahr 1938,
versuchte Konig Karl II. weiter gegen die Demokratie zu wirken, und er verbot alle
politischen Parteien. Im September 1940 wurde er aber gezwungen, abzudanken, und
er wurde durch seinen Sohn ersetzt: die Verfassung wurde suspendiert, die
gesetzgebenden Korperschaften wurden abgeschafft, die Macht des Konigs
eingeschriankt und der Président des Ministerrates mit allen mdglichen Michten

ausgestattet (vgl. ebd.: 155f).

11.2.5. Gesetze mit konstitutionellem Charakter von 1944 bis 1948

Die Zeit in der Ruménien auf der Seite der Achsenmichte im Zweiten
Weltkrieg kdmpfte war gleichzeitig auch eine Zeit der Militirdiktatur, in der keine
Verfassung waltete, und die ersten neuen Gesetze mit konstitutionellem Charakter
wurden erst 1944 verabschiedet, als Ruménien das Biindnis mit den Achsenméchten
verlieB. Da man keine Zeit hatte, eine neue Verfassung auszuarbeiten, wurde zuerst
das Dekret 1626 von 1944 (iiber die Verankerung der Rechte der Ruméinen im
Rahmen der Verfassung von 1866 und mit den Anderungen der Verfassung vom 29.
Mairz 1923) verabschiedet, welches grundsitzlich die Verfassung von 1923 wieder zur
Geltung brachte, allerdings mit einigen Einschrankungen: das gesetzgebende Organ,
die Nationale Vertretung, wurde vorerst nicht wieder eingerichtet, sondern es wurde
dem Ministerrat die Aufgabe iibertragen, diese spater durch Dekret zu organisieren.
Bis zur Wiederherstellung der Nationalen Vertretung lag die legislative Gewalt beim
Konig, die er aber nur auf Vorschlag des Ministerrates ausiiben durfte. Die Monarchie
wurde also beibehalten, aber der Ministerrat hatte eigentlich die gesamte Staatsmacht
fiir sich behalten (vgl. ebd.: 1571).

Es folgte dann das Dekret 1849 von 1944, das dem oben erwdhnten Dekret
1626 einige Bestimmungen anhingen sollte. Das neue Dekret sah vor, das spezielle
Gesetze zur Verfolgung und Bestrafung derer, die das Land zur Ruin gefiihrt hatten,
vor allem durch ihren Krieg gegen die Alliierten, erlassen werden sollten. Diese

Bestimmungen waren notwendig, weil sich Ruminien in seinen Friedensabkommen
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dazu verpflichtet hatte, diese Menschen zu bestrafen, die Verfassung von 1923 jedoch
auBlerordentliche Gerichte und die Todesstrafe in Friedenszeiten nicht zulie8 (vgl.
ebd.: 158f).

Ein weiteres Gesetz mit konstitutionellem Charakter war das Gesetz 86 von
Februar 1945, iber den Status der ethnischen Minderheiten. Wihrend der
Militardiktatur vor 1944 gab es Gesetze, die auf ethnischer oder nationaler Basis
diskriminierten, und dieses neue Gesetz sollte die Gleichheit aller Biirger
gewihrleisten. Im ersten Artikel des Gesetzes wurde verkiindet, dass alle Staatsbiirger
gleich sind und die selben Biirger- und politischen Rechte genieflen, unabhéngig von
ihrer Rasse, Nationalitdt, Sprache oder Religion. Das Gesetz sah weiters vor, dass
man seine Muttersprache frei verwenden darf, und sah Publikationen und 6ffentliche
Bildung in den verschiedenen Muttersprachen vor. Auch die Freiheit der vom Staat
anerkannten religiosen Gemeinschaften wurde vorgesehen. Im Gesetz waren also
zwei wichtige verfassungsrechtliche Prinzipien verankert: einerseits die Gleichheit der
Biirger unabhidngig von Rasse oder Nationalitit, andererseits die Freiheit des
Gewissens (vgl. ebd.: 159f1).

Am 23. Mirz 1945 folgte das Gesetz 187 iiber die Agrarreform, das vorsah,
dass landwirtschaftliche Giiter, die denen angehort hatten, die wihrend des Krieges
mit den Deutschen kollaboriert hatten, sowie denen, die das Land zur Ruin gefiihrt
hatten, die das Land verlassen hatten, Kriegsverbrechern, usw., zum Staat {ibergehen
um dann zu berechtigten Landarbeitern zu gelangen. Auch Grundstiicke, die grofer
als 50 ha waren, gingen in das Eigentum des Staates iiber. Das Gesetz ist vor allem
auch deshalb wichtig, weil es ein wichtiges sozial-6konomisches Prinzip formuliert,
namlich, dass der Boden denen gehort, die ihn auch bewirtschaften (vgl. ebd.: 160).

Am 13. Juli 1946 war es dann soweit, die Nationale Vertretung wieder
einzurichten, also wurde das Dekret 2218 iiber die Ausiibung der legislativen Gewalt
erlassen. Das Dekret verdanderte die Verfassung von 1923 insofern, als die Nationale
Vertretung von nun an unikameral eingerichtet wurde: der Senat wurde abgeschafft
und es blieb nur die Abgeordnetenversammlung. Uglean erklédrt, dass der
Unikameralismus ein erstes verfassungsrechtliches Prinzip darstellt, das in diesem
Dekret zu finden ist. Die legislative Gewalt ist laut dem Dekret vom Konig und
Nationaler Vertretung gemeinsam auszuiiben, also werden hier die Bestimmungen der
Verfassung von 1923 beibehalten, sowie das Prinzip der Gewaltenteilung aufrecht

erhalten (vgl. ebd.: 161).
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Im Artikel 2 des Dekretes wird auch festgelegt, dass Frauen von nun an
aktives wie auch passives Wahlrecht genielen, unter den gleichen Bedingungen wie
die Ménner: Uglean sieht in der Gleichstellung der politischen Rechte einen wichtigen
Schritt in Richtung der vollkommenen Gleichheit der Rechte von Ménnern und
Frauen, ein weiteres verfassungsrechtliches Prinzip). Das Dekret formuliert auch ein
drittes verfassungrechtliches Prinzip, indem es das allgemeine, gleiche, direkte und
geheime  Wahlrecht festlegt. Weiters legt es auch fest, dass die
Abgeordnetenversammlung die Verfassung nicht dndern kann (auch nicht teilweise):
fiir eine Verfassungsdnderung ist eine aullerordentliche Gesetzgebende Versammlung
notwendig. Das Dekret wurde am selben Tag vom Gesetz 560 {iber die Wahlen zur
Abgeordnetenversammlung gefolgt, das die Verteilung von Mandaten nach einem
Proporzsystem vorsah, wie auch die Félle der Unfdhigkeit, Unvereinbarkeit oder
Unwiirdigkeit des Wéhlers oder des Gewéhlten. Das Gesetz verlieh gleichzeitig den
Militdrs das Wahlrecht (vgl. ebd.: 161f).

Am 30. Dezember 1947 verkiindete die Regierung die Argumente und
Rechtfertigungen fiir die Notwendigkeit der Abschaffung der monarchischen
Staatsform. Diese Abschaffung, wie auch die Ausrufung der Ruménischen
Volksrepublik, wurden im Gesetz 363 vom 30. Dezember 1947 iiber die Griindung
des Ruménischen Staates in der Ruménischen Volksrepublik rechtlich verankert.
AuBler den schon erwidhnten Bestimmungen enthielt das Gesetz Folgendes: erstens
wurde die Verfassung von 1866 mit den Anderungen von 1923 abgeschafft, und eine
Verfassungsgebende Versammlung sollte eine neue Verfassung ausarbeiten; zweitens
wurde, da die Monarchie abgeschafft wurde, die legislative Gewalt der
Abgeordnetenversammlung alleine {ibertragen, wéhrend die exekutive Gewalt einem
neuen Organ lbertragen wurde, dem Prédsidium der Ruménischen Volksrepublik,
einem Kollegialorgan mit fiinf Mitgliedern, die von der Abgeordnetenversammlung
von den Personlichkeiten des Offentlichen, wissen-schaftlichen und kulturellen
Lebens gewihlt werden sollten (vgl. ebd.: 162f).

Am selben Tag wurden die Mitglieder des Prisidiums von der
Abgeordnetenversammlung gewihlt, und am 8. Janner 1948 wurde das Dekret 3
erlassen, tiber die Aufgaben des Prisidiums. Diese Aufgaben sind laut Uglean typisch
fiir einen Staatschef, und einige Aufgaben exekutiver Natur werden durch den
Ministerrat ausgelibt, aber dieser wird zum untergeordneten Organ des Présidiums.

Uglean geht davon aus, dass die Gewaltenteilung mit dem Gesetz 363 abgeschafft
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wurde, denn die Abgeordnetenversammlung sollte nur bis zu ihrer Auflosung (um fiir
eine Verfassungsgebende Versammlung Platz zu machen) die legislative Gewalt
ausliben — nach der Auflosung sollte sie von der Regierung iibernommen werden. Das
Priasidium der Ruménischen Volksrepublik gilt fiir Uglean als einziges, oberstes
Staatsorgan, das kollegial organisiert ist, alle Staatsgewalten ausiibt, und dem alle

anderen Staatsorgane untergeordnet sind (vgl. ebd.: 164).

1.2.6. Die Verfassung von 1948

Am 24. Februar 1948 war es dann soweit, und die Abgeordnetenversammlung
16ste sich selbst auf, um die Bildung einer Verfassungsgebenden Versammlung zu
ermdglichen. Am 28. Mairz finden Wahlen statt, und es bildet sich die Grofe
Nationalversammlung, die auch als verfassungsgebendes Organ fungiert. Die Grofe
Nationalversammlung tagt zum ersten Mal am 6. April, und sie diskutiert ein
Verfassungsvorschlag des Rates des Fronts fiir die Volksdemokratie (Consiliul
Frontului Democratiei Populare). Am 13. April 1948 wurde dann die endgiiltige
Form der Verfassung beschlossen (vgl. ebd.: 165).

Die Verfassung von 1948 hélt fest, dass der rumédnische Staat als einheitliche,
unabhingige und souverdne Volksrepublik besteht, die ihre Existenz dem Kampf des
ruménischen Volkes gegen den Faschismus und den Imperialismus verdankt. Im
Artikel 3 wird festgelegt, dass die gesamte Staatsgewalt vom Volk ausgeht und dem
Volk angehért. Die Verfassung sieht den Ubergang ins staatliche Eigentum von vielen
sogenannten gemeinsamen Giitern des Volkes vor, sowie die Nationalisierung von
z.B. Banken oder Versicherungsunternehmen. Der Boden gehort weiterhin denen die
ihn bewirtschaften, und der Staat sichert das Eigentum der Bauern und fordert die
landliche Zusammenarbeit. Die Prinzipien der wirtschaftlichen Planung und des
Rechtes auf Arbeit werden auch festgehalten (vgl. ebd.: 165f).

Was die Biirgerrechte angeht, so sah die Verfassung vor, dass alle Biirger
gleiche Rechte genielen, unabhingig vom Geschlecht, von der Nationalitit, der
Rasse, der Religion oder dem Bildungsstand. Biirger haben das Recht zu wihlen und
gewihlt zu werden, sowie z.B. ein Recht auf Ruhe oder auf Bildung. Es werden auch

einige Freiheiten aufgezédhlt: des Gewissens, der Presse, des Wortes, der
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Versammlung, der Vereinigung. Die Person und ihr Heim sind unverletzlich, legt die
Verfassung noch fest (vgl. ebd.: 166).

Wichtig ist auch, dass die Verfassung von 1948 im Artikel 105 vorsah, dass
alle Gesetze mit den neuen Verfassungsbestimmungen zu vereinbaren sind — die, die
nicht mit der Verfassung vereinbar waren, galten ab sofort nicht mehr. Uglean geht
davon aus, dass es unmdglich war, alle Gesetze sofort zu reformieren, also wurde auf

die Auslegung des Rechts sehr viel Wert gesetzt (vgl. ebd.: 167).

1.2.7. Die Verfassung von 1952

Die Verfassung von 1952 hielt an den Prinzipien der Verfassung von 1948
fest, und entwickelte sie weiter. Wichtig sind die Bestimmungen iiber den
Staatsapparat, die die GroBle Nationalversammlung und die Volksrite (Organe auf
regionaler Ebene) als Grundstein des politischen Systems legten. Diese Organe sollten
durch das allgemeine, gleiche, direkte und geheime Wahlrecht gewéhlt werden. Der
Staatsapparat als Ganzes folgt dem Prinzip des Zentralismus. Am wichtigsten in der
Verfassung von 1952 ist der Artikel 80, der den politischen Pluralismus abschafft und
die fiihrende Rolle einer einzigen politischen Partei anerkennt (vgl. ebd.: 168f).

11.2.8. Die Verfassung von 1965

Die Transformation des sozialen Lebens ging nach 1952 weiter, und sie war
durch die Ausweitung des staatlichen und gemeinschaftlichen Eigentums, durch die
Abschaffung von Privateigentum, und durch die erstarkende Fiithrung der
Kommunistischen Partei, die ein Machtmonopol im Staat und Gesellschaft genoB,
charakterisiert. Auch der Staatsapparat verdnderte sich, und es wurde der Staatsrat
geschaffen, als oberstes Organ der Staatsmacht. All diese Verdnderungen machten
eine neue Verfassung notwendig, also hat die Grofle Nationalversammlung im Méirz
1961 diese Aufgabe wahrgenommen, und sie bildete eine Kommission, die einen
Verfassungsvorschlag aufbringen sollte. Im Mirz 1965 wurde eine neue Kommission
gewahlt, die die Arbeit der ersten vollendete: am 29. Juni 1965 wurde der
Verfassungsvorschlag verdffentlicht und zur 6ffentlichen Diskussion angeboten, und
am 21. August 1965 wurde er angenommen (vgl. ebd.: 169).

Die neue Verfassung dnderte erstmal den Namen des Landes, von Ruménische

Volksrepublik zu Sozialistische Republik Ruminien. Sie hielt weiters die
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republikanische Staatsform, die Souverdnitdt und Unabhingigkeit des Staates, sowie
die Unteilbarkeit und UnverduBBerlichkeit des Territoriums fest. Das Volk bleibt der
Inhaber der Macht, und das Prinzip des Einparteienstaates wird auch beibehalten. Die
Verfassung von 1965 strukturierte die Staatsorgane in vier Kategorien: erstens Organe
der Staatsmacht (die GroBe Nationalversammlung, der Staatsrat, der Prisident der
Republik, die Volksrite), zweitens Organe der staatlichen Verwaltung (der
Ministerrat, die Ministerien, exekutive Organe auf regionaler und lokaler Ebene),
drittens Gerichtsorgane (das Oberste Gericht, zivile und militdre Gerichtshofe) und
viertens  Organe der Staatsanwaltschaft (der Generalstaatsanwalt, die
Generalstaatsanwaltschaft, Staatsanwaltschaften auf Kreis- und lokaler Ebene,
Militdrstaatsanwaltschaften). Die Verfassung wurde im Laufe der Zeit mehrmals
verdndert — die wichtigste dieser Verdnderungen kam 1967, als der Prasident der
Republik zum obersten Organ der Staatsmacht wurde (vgl. ebd.: 170f).

,Wie die Verfassungen davor, die nach dem 23. August 1944 beschlossen
wurden, hatte auch die Verfassung von 1965 einen vortduschenden demokratischen
Charakter, der ein diktatorisches Regime, das Fehlen von Biirgerrechten und
Freiheiten, sowie die despotische Fiihrung einer privilegierten Minderheit verbergen

sollte.“* (ebd.: 171)

1.2.9. Gesetze mit konstitutionellem Charakter in Folge der

Revolution von 1989

Die Revolution von 1989 entfernte die kommunistische Diktatur in Ruménien,
und das Machtvakuum wurde von einer de facto Regierung, dem Rat des Fronts zur
Nationalen Rettung (Consiliul Frontului Salvarii Nationale, CFSN), gefiillt. Der
CFSN schaffte alle kommunistischen politischen Strukturen (die Grole
Nationalversammlung, der Staatsrat, der Prisident der Republik, die Volksrite, der
Ministerrat, die Exekutivkomittees und -—biiros der Volksrite), sowie die
dazugehorigen Bestimmungen in der Verfassung von 1965, ab. Am 20. Mai 1990
wurde ein Parlament gewihlt, und seine Aufgabe wurde es, eine neue Verfassung zu
erarbeiten. Die Frage die sich den Verfassungsrechtlern stellt ist, ob Ruménien bis zur

Herausarbeitung dieser neuen Verfassung eine Verfassung hatte oder nicht. Uglean

? Ruménischer Originaltext: ,,Ca si constitutiile anterioare adoptate dupa 23 august 1944, Constitutia
din 1965 a avut un caracter inseldtor democratic, menit sd ascundd un regim de dictatura, lipsa de
drepturi si libertati cetétenesti, conducerea despotica, exercitatd de o minoritate privilegiata.”
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geht davon aus, dass ein Staat entweder eine Verfassung haben kann, die in einem
einzigen Dokument zu finden ist, oder aber eine Verfassung, die aus mehreren
konstitutionellen Bestimmungen in verschiedenen Gesetzen besteht, oder aber ein
System von geschriebenen und ungeschriebenen Normen, die gemeinsam die
Verfassung bilden. In der Zeit bis zur Ausarbeitung der Verfassung von 1991 hatte
Ruminien laut Uglean eine Verfassung die aus mehreren Bestimmungen in
verschiedenen Dokumenten bestand, in diesem Fall einerseits die Bestimmungen der
Verfassung von 1965, die nicht aufgehoben worden waren (iiber Rechte und
Pflichten, Gerichtsbarkeit, Staatsanwaltschaft, Verwaltungseinheiten, usw.), und
andererseits Gesetze mit konstitutionellem Charakter, die 1989 und 1990 erlassen
wurden, und die bis zur Verabschiedung der Verfassung von 1991 galten (vgl. ebd.:
171f).

Das erste Gesetz dieses Typs ist das Dekret-Gesetz 2 vom 27. Dezember 1989,
das der de facto Regierung und den anderen politischen Strukturen, die sich in Folge
der Revolution gebildet hatten, eine gesetzliche Verankerung gab. Das Dekret-Gesetz
sah vor, dass der Rat des Fronts zur Nationalen Rettung (CFSN) als oberstes Organ
der Staatsmacht einzurichten ist. Es enthielt weiters Bestimmungen {iiber die
Aufgaben des CFSN, seine Zusammensetzung, seine Struktur, die Aufgaben des
Priasidentes des CFSN, die lokalen Réte des CFSN, usw. Das Dekret-Gesetz 2 legte
auch den Namen des Landes auf Ruminien (Romdnia) fest, und es legte weiters die
republikanische Staatsform und die Flagge des Landes fest (vgl. ebd.: 172f).

Das Wichtigste finden wir im Artikel 9 des Dekret-Gesetzes, der es mit der
Leitung des Staates zu tun hat. Im Artikel 9 wird erklért, dass die Machtstrukturen des
diktatorischen Regimes abgeschafft wurden und abgeschafft bleiben, und, dass der
CFSN an ihrer Stelle tritt. Der CFSN hatte laut dem Dekret-Gesetz unter anderem
folgende Aufgaben: das Erlassen von Dekreten im Gesetzesrang und von anderen
Dekreten, die Ernennung und Entlassung des Premierministers, die Zustimmung iiber
die Zusammensetzung der Regierung, die Ernennung und Entlassung des Prasidenten
des Obersten Gerichtshofes und des Generalstaatsanwaltes, die Regulierung des
Wahlsystems, die Genehmigung des Staatshaushaltes, die Ratifizierung und
Kiindingung von internationalen Vertrdgen, die Ausrufung des Kriegszustandes (vgl.
ebd.: 174).

Der CFSN hatte 145 Mitglieder, die ihre Arbeit in Sitzungen und Ausschiissen

verrichteten. Wenn der CFSN nicht in Sitzung war, wurden seine Aufgaben vom
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Exekutivbiiro des CFSN iibernommen, das aus einem Prisidenten, zwei
Vizeprisidenten, einem Sekretér und sechs Mitgliedern bestand. Dem Présidenten des
CFSN wurden die Aufgaben eines Staatschefs iibertragen. Das Dekret-Gesetz sah
auch die Kreis- und lokale Vertretung des CFSN vor, wie auch die Aufsicht des
CFSN iiber die Miliz- (umbenannt in Polizei) und Feuerwehreinheiten (vgl. ebd.:
174f).

Das Dekret-Gesetz 2 von 1989 hatte das Prinzip des politischen Pluralismus
wieder eingefiihrt, und auf dieser Basis wurde am 31. Dezember 1989 das Dekret-
Gesetz 8 erlassen, iliber die Eintragung und die Funktion von politischen Parteien und
gesellschaftlichen Organisationen. Laut dem Dekret-Gesetz 8 durften bei der
Eintragung von politischen Parteien keine Einschrankungen auf der Basis von Rasse,
Religion, Nationalitit, Bildungsstand, Geschlecht oder politischen Uberzeugungen
vorgenommen werden. Eine Partei musste, um sich registrieren zu lassen, Folgendes
vorlegen: das Organisationsstatut, das politische Programm, und Nachweise iiber den
Parteisitz, die Finanzierungsmittel, sowie dariiber, dass sie mindestends 251
Mitglieder hat (vgl. ebd.: 175f%).

Was die politischen Ziele der Parteien angeht, so sah das Dekret-Gesetz vor,
dass diese auf das Respektieren der Souverénitit, Unabhédngigheit und Integritit des
Landes, der Demokratie, des Absicherns der Rechten und Freiheiten der Biirger,
sowie der Affirmation der Wiirde der ruminischen Nation basieren miissen.
Faschistische Parteien, sowie Parteien, die Konzeptionen verbreiten, die gegen die
Staats- und Rechtsordnung gehen, wurden verboten. Das Dekret-Gesetz sah
schlieBlich auch vor, dass Militdrs sowie zivile Bedienstete im Ministerium fiir
Landesverteidigung und im Ministerium fiir Inneres, Richter, Staatsanwilte,
Diplomaten, und das Personal des 6ffentlichen Rundfunks keiner Partei angehéren
diirfen (vgl. ebd.: 176).

Am 9. Februar 1990 folgte das Dekret-Gesetz 81, iiber den Provisorischen Rat
der Nationalen Einheit. Dieser wurde als eine Art Parlament eingerichtet, und bildete
sich einerseits aus einer Restrukturierung des Rates des Fronts zur Nationalen Rettung
(CFSN), andererseits aus jeweils 3 Mitgliedern von den bis zum 9. Februar
konstituierten politischen Parteien. Das Front zur Nationalen Rettung wurde also vom
obersten Staatsorgan zu einer politischen Formation, die von nun an den anderen
politischen Parteien gleichgesetzt wurde. Am Provisorischen Rat der Nationalen

Einheit nahmen auch Vertreter der nationalen Minderheiten teil (vgl. ebd.: 176f).
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SchlieBlich ist das Dekret-Gesetz 92 vom 14. Mirz 1990, iiber die Wahl des
Parlaments und des Présidenten von Ruménien, zu erwdhnen. Dieses Dekret-Gesetz
markierte den Ubergang von provisorischen Machtstrukturen zu stabileren, deutlich
im Gesetz definierten Strukturen. Was das Parlament angeht, so legte das Dekret-
Gesetz fest, dass es bikameral ist, bestehend aus Abgeordnetenversammlung und
Senat. Abgeordnete und Senatoren sollten durch allgemeines, gleiches, unmittelbares,
geheimes und freies Wahlrecht gewihlt werden. Es wurde gleichzeitig das
Listenwahlsystem eingefiihrt, und die Kreise’ Ruméniens wurden somit auch zu
Wahlkreisen. Die zwei Kammern sollten in einer Verfassungsgebenden Versammlung
zusammenkommen, nicht spéter als 18 Monaten nach der Wahl (falls die 18 Monate
iiberschritten werden, 16sen sich beide Kammern auf, und es folgen Neuwahlen). Das
Parlament sollte neben dem Ausarbeiten einer Verfassung auch an einer ordentlichen
Gesetzgebung intensiv arbeiten (vgl. ebd.: 1771).

Was den Prisidenten angeht, so sollte dieser genauso wie das Parlament durch
ein allgemeines, gleiches, unmittelbares, geheimes und freies Wahlrecht gewihlt
werden. Das Dekret-Gesetz sah auch die Aufgaben des Staatschefs vor, aber nicht
seine Amtszeit, oder die Amtsperiode des Parlaments, wegen seines transitorischen
Charakters. Das Dekret-Gesetz enthielt schlieBlich auch sédmtliche Bestimmungen
iiber die Organisierung und Durchfiihrung von Wahlen, sowie iiber die Ermittlung,
Zentralisierung und Validierung der Wahlergebnisse. Die Wahlen vom 20. Mai 1990
wurden auf der Basis dieses Dekret-Gesetzes durchgefiihrt (vgl. ebd.: 178).

Asbchlieflend ist zu sagen, dass die Gesetzgebende Versammlung zwischen
dem 13. Februar und dem 21. Juni 1991 eine Verfassung ausgearbeitet hat, die von
414 von insgesamt 510 Parlamentariern angenommen wurde. Am 8. Dezember 1991
wurde dann eine nationale Volksabstimmung durchgefiihrt: 77,3% der Bevolkerung
stimmte fiir die neue Verfassung, also tritt sie in Kraft, und am gleichen Tag wurde
die Verfassung vom 21. August 1965 aufgehoben, was im Artikel 149 (heute der
Artikel 153) der neuen Verfassung verankert wurde. Die Verfassung von 1991 gilt
auch heute noch, nach einer Novellierung in 2003 (vgl. ebd.: 178fY).

3 Ruminien besteht gegenwirtig aus 41 Kreisen und der Hauptstadt Bukarest, die einem Kreis
gleichgesetzt wird.
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lll. Die Verfassung (Constitutia)
Ill.1. Osterreich

ll.1.1. Formelle und materielle Verfassung

Abgesehen vom Unterschied zwischen der geschriebenen Verfassung
einerseits, die ,grundlegende Regeln fiir das Zusammenleben in Staat und
Gesellschaft (Ucakar/Gschiegl 2009: 49) festlegen sollte, und der sogenannten
,Realverfassung’ oder der ,Verfassungswirklichkeit’ andererseits, abgesehen also von
einem Unterschied, der auch in den stabilsten politischen Systemen unvermeidbar ist,
da das Verfassungsrecht nicht ohne Verzogerung alle Entwicklungen in der
Gesellschaft wahrnehmen kann, besteht in Osterreich auch ein wichtiger Unterschied
zwischen der Verfassung im formellen Sinn und der Verfassung im materiellen Sinn
(vgl. ebd.: 49f1).

Die Verfassung im formellen Sinn besteht aus allen Verfassungsgesetzen oder
Verfassungsbestimmungen, die vom Gesetzgeber ,mit den dafiir erfoderlichen
Modalititen geschaffen und als solche bezeichnet wurden® (ebd.: 50). In Osterreich
besteht die formelle Verfassung aus vielen Teilen: Verfassungsgesetze,
Verfassungsbestimmungen in einfachen Gesetzen, Staatsvertrige im Verfassungrang
(die also dem gleichen Genehmigungsverfahren zu unterziehen sind wie interne
Verfassungsgesetze), Staatsvertragsbestimmungen. Weiters gilt in Osterreich als
Bundesstaat auch Landesverfassungsrecht. Der Entstehungszeitraum all dieser
Normen reicht ,,bis in die sechziger Jahre des 19. Jahrhunderts zuriick™ (ebd.) und sie
sind formell gleichrangig (vgl. ebd.), ,,wenngleich dem Bundes-Verfassungsgesetz
1920 1. d. F. von 1929 (B-VG — BGBI. 1/1930) in Literatur und Praxis der Status einer
, Verfassungsurkunde’ zukommt* (ebd.).

Da es in Osterreich keine inhaltlichen Kriterien dafiir gibt, was in die
Verfassung eingeht und was nicht, konnen alle mdoglichen Gesetze und
Bestimmungen in den Verfassungsrang erhoben werden, wenn sich eine bestimmte
Regierung auf eine Verfassungsmehrheit (Zweidrittelmehrheit, zwei Drittel der
abgegebenen Stimmen bei einer Anwesenheit von mindestens einer Héilfte der
Abgeordneten, vgl. Art. 44 Abs. 1 B-VG) im Nationalrat stiitzen kann, und die
Gesetze und Bestimmungen der Kontrolle des Verfassungsgerichtshofes enthoben

werden sollen. Diese Gesetze und Bestimmungen sind dann Teil der Verfassung im
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formellen Sinn, aber nicht unbedingt im materiellen Sinn. Laut Hans Kelsen bezieht
sich die materielle Verfassung auf diejenigen Normen, die erstens die obersten
Staatsorgane und zweitens das Verhéltnis der Biirger zur Staatsgewalt regeln: wenn
Gesetze, die nicht in diesen Kategorien fallen, als Verfassungsgesetze gelten, dann
sind sie nur Teil der formellen Verfassung. Es gibt umgekehrt auch Gesetze, die zur
Verfassung im materiellen Sinn gehoren, formell aber einfache Gesetze sind. Ucakar
und Gschiegl fithren die Regelung der Wahlen und der Einrichtungen der direkten
Demokratie als Beispiel an (vgl. Ucakar/Gschiegl 2009: 51f).

lll.1.2. Die Verfassungsstruktur

Da man sich zwischen 1918 und 1920 nur auf ,Spielregeln’ einigen konnte,
und nicht auf Zielbestimmungen, ist die Verfassung von 1920, auch in der gednderten
Form nach 1929, auf formale Regelungen beschrinkt, was auch mit den
Vorstellungen Hans Kelsens, dessen Handschrift sie trdgt, zusammenhéngt: nicht
einmal ein Grundrechtskatalog wurde inkludiert. Spéter, im Laufe der Zweiten
Republik, wurde die Verfassung dahingehend erweitert. Insgesamt steht aber nicht nur
das B-VG von 1920 (das man iiblicherweise meint, wenn man von der Verfassung
spricht) im Verfassungsrang, sondern weitere 1300 Normen, beschlossen seit der Zeit
der Monarchie und bis heute (vgl. ebd.: 52ff).

Das B-VG von 1920 besteht aus neun Hauptstiicken und insgesamt 152
Artikel. Das erste Hauptstiick enthélt allgemeine Bestimmungen und Bestimmungen
iiber die Europdische Union, das zweite Hauptstiick Bestimmungen iiber die
Gesetzgebung des Bundes (Nationalrat, Bundesrat, Bundesversammlung, usw.), das
dritte Hauptstiick Bestimmungen {iber die Vollziehung des Bundes (Bundesprisident,
Bundesregierung, Gerichtsbarkeit, usw.), das vierte Hauptstiick Bestimmungen {iber
die Gesetzgebung und Vollziehung der Linder, das flinfte Hauptstiick Bestimmungen
iiber die Selbstverwaltung, das sechste Hauptstiick Bestimmungen iiber die
Rechnungs- und Gebarungskontrolle, das siebte Hauptstiick Bestimmungen iiber die
Asyl-, Verwaltungs- und Verfassungsgerichtshofe, das achte Hauptstiick
Bestimmungen iiber die Volksanwaltschaft, und das neunte Haupstiick
Schlussbestimmungen (vgl. B-VG).

Interessant ist auch die Position der Verfassung innerhalb der Hierarchie des

geltenden Rechtes in Osterreich: wihrend die Verfassung frilher an oberster Stelle
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stand, wird ihre Vormachtstellung heute vom Primir- und Sekundirrecht der
Europiischen Union strittig gemacht. In der rechtswissenschaftlichen Literatur hat
sich jedoch die Meinung durchgesetzt, dass das EU-Recht nur {iber das Bundes- und
Landesverfassungsrecht steht, nicht jedoch iiber die sogenannten Grundprinzipien der
Bundesverfassung (siche weiter unten, II1.1.3), die von der Literatur als solche
identifiziert wurden, deren Anderung eine Gesamtinderung der Verfassung im Sinne

des Art. 44 Abs. 3 B-VG darstellen wiirde (vgl. Ucakar/Gschiegl 2009: 52ff.).

l11.1.3. Grundprinzipien und Staatszielbestimmungen

Da es in Osterreich, wie weiter oben schon erwihnt, sehr viele Normen gibt,
die im Verfassungsrang stehen, haben sich in der rechtswissenschaftlichen Literatur
sogenannte Grundsitze des Verfassungsrechts herausgebildet: diese ,,sind in der
Verfassung nirgends aufgezihlt (ebd.: 55) und wurden von Lehre und Judikatur
entwickelt. ,,Unbestritten als Prinzipien der dsterreichischen Bundesverfassung gelten:
das demokratische Prinzip, das republikanische Prinzip, das bundesstaatliche Prinzip,
das rechtsstaatliche Prinzip und das Prinzip der Trennung der Staatsfunktionen‘
(ebd.), und die rechtswissenschaftliche Literatur geht davon aus, dass, wenn man
diese Prinzipien édndert, eine Gesamtinderung der Bundesverfassung im Sinne des
Art. 44 Abs. 3 B-VG vorliegt, und diese ist einer Volksabstimmung zu unterziechen
(vgl. ebd.), aber Folgendes ist auch zu beachten: ,,In letzter Konsequenz entscheidet
[...] der Verfassungsgerichtshof dariiber, ob eine Verfassungsidnderung eine
Gesamtinderung [...] ist oder nicht™ (ebd.).

Das erste Prinzip, das demokratische, ,,war schon in den Verhandlungen des
Reichstags von 1884 einer der Kernpunkte der Auseinandersetzungen® (ebd.), und das
Bundes-Verfassungsgesetz legt dieses Prinzip schon am Anfang fest: , Osterreich ist
eine demokratische Republik. Ihr Recht geht vom Volk aus* (Art. 1 B-VG). Auch im
Rest der Verfassung, wo es z.B. um Gesetzgebung oder Vollziehung geht, wird das
demokratische Prinzip durchgesetzt: so muss ,,das Zustandekommen allgemein
verbindlicher Normen [...] grundsitzlich auf das Volk zuriickfiihrbar sein®
(Ucakar/Gschiegl 2009: 56). Das geschiecht meistens durch mittelbare, reprasentative
Demokratie, wobei hier dem Nationalrat eine grole Bedeutung zukommt, aber auch
Mechanismen der direkten Demokratie sind vorgesehen: das Volksbegehren als Recht

auf Gesetzesiniative, die Volksabstimmung als verbindliche Abstimmung durch das
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Bundesvolk (zwingend flir Gesamtdnderungen der Bundesverfassung) und seit 1988
auch eine unverbindliche Volksbefragung (vgl. ebd.).

Das republikanische Prinzip ist auch im schon zitierten Art. 1 des B-VG
verankert, und muss in der historischen Entwicklung der Verfassung als Ablehnung
der Monarchie verstanden werden. Der Staat ist eine res publica, also eine Sache des
Volkes, und somit ist das republikanische Prinzip ,untrennbar mit dem
demokratischen Prinzip verbunden (ebd.: 57). Osterreich ist laut Ucakar und
Gschiegl nicht nur deshalb eine Republik, weil die Monarchie abgeschafft wurde,
sondern auch, weil ,,das Volk — vermittelt durch die Parteien — seine Sache selbst in
die Hand genommen hat* (ebd.). Die enge Verbindung der zwei Prinzipien kommt
auch im Bundes-Verfassungsgesetz zum Ausdruck, da sie beide im gleichen Artikel
zu finden sind (vgl. ebd.).

Das bundesstaatliche Prinzip ist natiirlich auch im Bundes-Verfassungsgesetz
verankert: ,Osterreich ist ein Bundesstaat* (Art. 2 Abs. 1 B-VG). Die
Staatsfunktionen sind also auf dem Bund und die Lénder aufgeteilt: die Lénder gelten
als Teilstaaten des Bundes als Gesamtstaat, und die Beziehungen zwischen den
Teilstaaten ,,sind durch innerstaatliches Verfassungsrecht geregelt” (Ucakar/Gschiegl
2009: 57). Gesetzgebung und Vollziehung sind also aufgeteilt, aber die Lander
nehmen gleichzeitig ,,an der Gesetzgebung und Vollziechung des Bundes teil” (ebd.).
Ucakar und Gschiegl gehen jedoch davon aus, dass das bundesstaatliche Prinzip
schwach ausgebildet ist, und sie stiitzen diese Aussage auf die tatsdchliche
Kompetenzaufteilung sowie auf die Bedeutung der Landerkammer im Parlament (vgl.
ebd.).

Die Festlegung des rechsstaatlichen Prinzips finden wir auch im Bundes-
Verfassungsgesetz: ,,Die gesamte staatliche Verwaltung darf nur auf Grund der
Gesetze ausgeiibt werden. Jede Verwaltungsbehorde kann auf Grund der Gesetze
innerhalb ihres Wirkungsbereiches Verordnungen erlassen® (Art. 18 Abs. 1 und 2 B-
VG). Dieses formal-rechtsstaatliche Element wurde durch  materielle
Rechtsstaatsvorstellungen erginzt, die sich aus den geltenden Grundrechten ergeben:
als Beispiele konnen unter anderem die Gerechtigkeit, die Humanitit, die Freiheit
oder die Ordnung angefiihrt werden (vgl. Ucakar/Gschiegl 2009: 58).

Das gewaltentrennende Prinzip soll den Einzelnen ,vor Willkiir und
Ubergriffen staatlicher Herrschaftstriiger schiitzen* (ebd.), und das &sterreichische

Verfassungsrecht geht von der Trennung der drei Staatsfunktionen (Gesetzgebung,
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Gerichtsbarkeit, Verwaltung) aus. Diese formelle, organisatorische Trennung wird
jedoch ,im modernen Staat freilich vielfach durchbrochen: durch die
parlamentarische Kontrolle der Verwaltung, durch das Verordnungsrecht der
Verwaltung, durch die Verwaltungsstrafrechtspflege und andere inhaltliche
Uberschneidungen in den Aufgabenbereichen der nur idealtypisch und als Grundsatz
getrennten Funktionen® (ebd.).

Abgesehen  von  diesen  Grundprinzipien  der  Osterreichischen
Bundesverfassung wurden in der Literatur auch sogenannte Staatszielbestimmungen
oder Verfassungsauftrage an den Gesetzgeber identifiziert. Es gibt viele unbestrittene,
bestrittene, und sogar gewlinschte Staatszielbestimmungen, aber die folgenden
werden iiblicherweise genannt: ,die immerwdhrende Neutralitit, das Verbot
nationalsozialistischer Wiederbetitigung, also der Antifaschismus, die umfassende
Landesverteidigung, der umfassende Umweltschutz, die Gleichbehandlung von
behinderten Menschen, die Gleichstellung von Mann und Frau, der Schutz der
Volksgruppen, der Rundfunk als offentliche Aufgabe, ein gesamtwirtschaftliches
Gleichgewicht und die Sicherung eines hochwertigen Bildungswesens® (ebd.: 59).
Ucakar und Gschiegl haben drei Staatszielbestimmungen ausgewdhlt, die sie fiir
besonders wichtig halten, und auf die sie ndher eingehen: die Neutralitit, der
Antifaschismus und der Rundfunk als 6ffentliche Aufgabe (vgl. ebd.).

Was die immerwihrende Neutralitdt angeht, so ist diese Forderung auf Grund
konkreter historischer Ereignisse aufgetreten (Osterreich war in Folge des Zweiten
Weltkrieges weder Sieger- noch Feindmacht), und sie ist im Bundesverfassungsgesetz
vom 26. Oktober 1955 iiber die Neutralitiit Osterreichs verankert (vgl. ebd.: 59ff). Das
Gesetz hat nur zwei Artikel und besagt, dass Osterreich eine ,immerwihrende
Neutralitiat” erklart, die es ,mit allen ihm zu Gebote stehenden Mitteln
aufrechterhalten und verteidigen* (Art. I Abs. 1 Neutralititsgesetz) wird. Osterreich
wird also laut dem Gesetz ,,in aller Zukunft keinen militirischen Biindnissen beitreten
und die Errichtung militdrischer Stiitzpunkte fremder Staaten auf seinem Gebiete
nicht zulassen® (Art. I Abs. 2 Neutralitidtsgesetz). Ucakar (2006: 133) stellt jedoch
fest, dass die Neutralitit auf Grund ,der durch den Zusammenbruch der
kommunistischen Regime in Osteuropa verdnderten weltpolitischen Lage und dem
Beitritt Osterreichs zur Europdischen Union einen Bedeutungswandel erfahren hat.

Gesetzgebung und Regierung halten aber weitherin an der Neutralitdt fest, und fiir die
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Anderung oder die Abschaffung des Neutralitiitsgesetzes wird eine Volksabstimmung
gefordert, obwohl die Neutralitit nicht als Grundprinzip anerkannt wird (vgl. ebd.).

Was den Antifaschismus angeht, so erfordert dieser ,,den Ausschluss
faschistischer und nationalsozialistischer Bestrebungen aus der Rechtsordnung und
aus dem realen politischen Leben“, und er ist ,,in einer Reihe von Normen und
Vertrdgen von der Unabhingigkeitserklarung bis zum Staatsvertrag von 1955
festgeschrieben® (ebd., Hervorhebung im Original).

Der Rundfunk als 6ffentliche Aufgabe ist auch in einem Verfassungsgesetz
festgeschrieben, ndmlich im Bundesverfassungsgesetz vom 10. Juli 1974 {iber die
Sicherung der Unabhingigkeit des Rundfunks. Darin wird erklart, was Rundfunk ist —
,die fiir die Allgemeinheit bestimmte Verbreitung von Darbietungen aller Art in
Wort, Ton und Bild* (Art. I Abs. 1 Rundfunk-BVG) — und, dass ,,Rundfunk gemaf
Abs. 1 [...] eine Offentliche Aufgabe [ist]“ (Art. I Abs. 3 Rundfunks-BVG). Dieser
Verfassungsauftrag wurde dann in einem einfachen Gesetz, nimlich dem ORF-
Gesetz, konkretisiert. Das ORF-Gesetz sieht vor, dass der Osterreichische Rundfunk
fiir die umfassende Information der Allgemeinheit zu sorgen hat, wéhrend er
gleichzeitig das Verstindnis sehr vieler Fragen fordern sollte, von Fragen des
demokratischen Zusammenlebens bis hin zu Fragen der europdischen

Sicherheitspolitik (vgl. Ucakar/Gschiegl 2009: 63f).

l11.1.4. Grundrechte

Obwohl das Bundes-Verfassungsgesetz selbst keinen Grundrechtskatalog
enthidlt, gelten nach wie vor die Bestimmungen des Staatsgrundgesetzes von 1867
iber die allgemeinen Rechte der Staatsbiirger, sowie ,alle Grund- und
Menschenrechte im Rahmen des internationalen Rechts — insbesondere: UNO,
Europarat und EU — zu deren Einhaltung sich Osterreich vertraglich verpflichtet hat*
(ebd.: 64). Die Grundrechte sind also vielfdltig, und Ucakar und Gschiegl
unterscheiden zwischen ,Grundrechte als Menschenrechte’ und ,Grundrechte als
Staatsbiirgerrechte’ (vgl. ebd.: 64f).

In die erste Kategorie fallen z.B. das Recht auf Leben, das Recht, keiner
unmenschlichen oder erniedrigenden Strafe oder Behandlung unterworfen zu werden,
das Recht auf personliche Freiheit, das Recht auf Freiziigigkeit von Person und

Vermogen, das Recht der freien Wahl von Aufenthalt und Wohnsitz, der Schutz des
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Briefgeheimnisses, das Recht auf Unverletzlichkeit des Eigentums, das Recht auf
Meinungsiuflerung, das Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens, das Recht
auf Vereins- und Versammlungsfreiheit, das Recht auf Glaubens- und
Gewissensfreiheit, usw. In der zweiten Kategorie, der Grundrechte als
Staatsbiirgerrechte, finden wir z.B. das Recht auf Gleichheit vor dem Gesetz, das
Verbot der Ausweisung aus dem Heimatstaat (und damit verbunden das Recht auf
Einreise in den Heimatstaat), das Recht auf Zivildienst, oder das aktive sowie passive

Wahlrecht (vgl. ebd.).

lll.2. Rumanien

ll.2.1. Formelle und materielle Verfassung

Da es in Ruminien nur eine Verfassungsurkunde gibt, und keine anderen
Gesetze (mit der Ausnahme der Gesetze zur Anderung der Verfassung) im
Verfassungsrang stehen diirfen, scheint es leichter zu sein, zwischen der formellen
und der materiellen Verfassung zu unterscheiden. In der ruminischen
rechtswissenschaftlichen Literatur hat sich die Sichtweise durchgesetzt, dass
samtliche Bestimmungen der Verfassung zum Verfassungsrecht gehoren (vgl. Uglean
2005a: 58), auch wenn sie nicht nur die Staatsorgane und deren Beziehungen zu den
Staatsbiirgern, sondern z.B. auch soziale und 6konomische Fragen betreffen (vgl.
ebd.: 68f). Die Frage, ob diese sozialen und 6konomischen Bestimmungen zur
Verfassung im materiellen Sinn nach der Kelsenschen Definition (vgl.
Ucakar/Gschiegl 2009: 51) gehdren oder nicht, wird in der ruménischen Literatur
nicht gestellt.

Interessant in diesem Zusammenhang ist auch, dass es in Ruminien neben
Verfassungsgesetzen (zu denen nur die Verfassungsurkunde selbst und die Gesetze zu
ihrer Anderung gehoren) und einfachen Gesetzen auch sogenannte Organgesetze gibt.
Diese Organgesetze werden mit absoluter Mehrheit angenommen (mehr als die Hélfte
aller Abgeordneten oder Senatoren, vgl. Die Verfassung Ruméniens: Art. 76 Abs. 1),
wihrend einfache Gesetze mit einfacher Mehrheit (mehr als die Haélfte der
Anwesenden Abgeordneten oder Senatoren) angenommen werden (vgl. ebd.: Art. 76
Abs. 2). Verfassungsgesetze werden mit Zweidrittelmehrheit angenommen: jeweils
zwei Drittel der Gesamtzahl der Abgeordneten und Senatoren miissen fiir

Verfassungsdnderungen stimmen — wenn sich die Kammern nicht einig sind, dann
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wird in einer gemeinsamen Sitzung der beiden Kammern abgestimmt, und drei Viertel
aller Abgeordneten und Senatoren miissen zustimmen (vgl. ebd.: Art. 151 Abs. 1 &
2).

Organgesetze regeln Bereiche, die explizit in der Verfassung erwihnt werden:
das Wahlsystem; die Organisierung, Funktion und Finanzierung der politischen
Parteien; die Statute der Abgeordneten und Senatoren; die Durchfithrung von
Volksabstimmungen; die Organisierung der Regierung und des Obersten Rats fiir
Landesverteidigung; das Regime der Mobilisierungs-, Kriegs-, Belagerungs- und
Ausnahmezustinde; die Straftaten; die kollektive Amnestie; das Statut der Beamten;
die Verwaltungsgerichtsbarkeit; die Organisierung der Gerichtsbarkeit; die rechtliche
Regelung des Eigentums und der Erbschaft; die allgemeine Organisierung des
Unterrichts; die Organisierung der lokalen Verwaltung; das Regime der
Arbeitsverhiltnisse, die Gewerkschaften, die Arbeitgeberverbidnde, und die soziale
Sicherheit; der Status der nationalen Minderheiten; das Regime der
Religionsgemeinschaften (vgl. ebd.: Art. 73 Abs. 3). Viele dieser Bereiche haben es
mit der Staatsgewalt und ihr Verhéltnis zu den Biirgern zu tun, also wiirden viele der
Organgesetze meiner Ansicht nach zur materiellen Verfassung gehdren, auch wenn

sie formal keine Verfassungsgesetze sind.

lll.2.2. Verfassungsstruktur

Nachdem bei den parlamentarischen Wahlen vom 20. Mai 1990 eine
Verfassungsgebende Versammlung vom Volk gewihlt wurde, richtete diese
Versammlung eine Kommission zur Ausarbeitung des Projektes der Verfassung
Ruméniens ein. Die Kommission hatte 28 Mitglieder (12 Abgeordnete, 11 Senatoren
und 5 Spezialisten, die als ,Experten’ bezeichnet wurden) und war (nur) der
Verfassungsgebenden Versammlung untergeordnet. Die Kommission durfte frei und
im Geheimen arbeiten, und konnte beliebig verfassungsrechtliche Prinzipien und
deren Rechtfertigung auswihlen, aus dem Inland wie auch aus dem Ausland. Am 13.
Februar 1991 wurde dann ein erstes Projekt der Versammlung vorgestellt, die bis zum
21. Juni das Projekt diskutierte und Anderungen vorschlug. Auf den Anderungen
wurde 6ffentlich gestimmt, auBer auf einer Anderung, die die Wahl des Prisidenten
durch das Parlament vorsah, bei der die geheime Wahl benutzt wurde (279

Abgeordnete stimmten dagegen, wihrend nur 125 dafiir stimmten). Die Kommission
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verfasste schlieBlich auch ein Bericht, in dem Antworten auf alle 1019
vorgeschlagenen Anderungen enthalten waren. Am 10. September 1991 begann dann
die Diskussion iiber den entgiiltigen Verfassungsentwurf, der am 21. November 1991
von der Verfassungsgebenden Versammlung und am 8. Dezember auch in einer
Volksabstimmung angenommen wurde (vgl. Uglean 2005a: 179¢).

Die Verfassung enthielt damals sieben Hauptstiicke (genannt ¢it/uri, also Titel)
und 152 Artikel. Nach der Anderung von 2003 enthilt sie acht Hauptstiicke und 156
Artikel. Das erste Hauptstiick enthélt allgemeine Prinzipien, das zweite Hauptstiick
enthdlt die grundlegenden Rechte, Freiheiten und Pflichten, das dritte enthélt
Bestimmungen iiber das Parlament, den Présidenten, die Regierung, die Verwaltung
und die Gerichtsbarkeit, das vierte Hauptstiick beschéftigt sich mit der Wirtschaft und
den Finanzen, im filinften Hauptstiick sind Bestimmungen {iber den
Verfassungsgerichtshof zu finden, im sechsten Hauptstiick {iber die euroatlantische
Integration, im siebten Hauptstiick {iber die Verfassungsinderung, wihrend das achte
Hautpstiick Schlussbestimmungen enthélt (vgl. ebd.: 181ff).

Was den internen Stufenbau der Rechtsordnung angeht, so wird in der
ruménischen Literatur davon ausgegangen, dass die Verfassung das oberste Gesetz ist
(vgl. ebd.: 1091f), das von einfachen Gesetzen gefolgt wird, und dann, auf einer noch
tieferen Stufe, von Beschliissen der Regierung oder der Kreisrite, usw. Wenn Normen
in der Verfassung verdndert werden, dann miissen alle Normen in einfachen Gesetzen,
die ihre Basis in den verdnderten Artikel der Verfassung hatten, auch veridndert
werden (vgl. ebd.: 50). Was den Vorrang des europdischen Gemeinschaftsrechts
angeht, so wird dieser anerkannt, aber trotzdem ist der Platz des Europarechts in der
hierarchischen Rechtsordnung umstritten. Es wird oft auf den Artikel 11 der
Verfassung verwiesen, der aber nur vorsieht, dass internationale Vertrige die vom
Parlament ratifiziert wurden zum internen Recht gehdren und sich der Staat
verpflichtet, die Bestimmungen dieser Vertrdge zu befolgen: iiber die Rangordnung
wird nichts gesagt (vgl. Uglean 2005b: 305f). Im Artikel 11 wird weiters vorgesehen,
dass, wenn Ruménien einen Vertrag unterzeichnen mochte, der Bestimmungen
enthdlt, die der Verfassung zuwiderlaufen, dieser Vertrag erst nach einer
Verfassungsinderung ratifiziert werden kann (vgl. Die Verfassung Ruméniens: Art.
11 Abs. 3). Bis jetzt war dies jedoch nicht notwendig, und auch der Beitritt zur

Européischen Union brachte keine Verfassungsidnderung mit sich.
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ll.2.3. Das konstitutionelle Regime des Staates und die

Organisierung der Staatsgewalten

Analog zu den Grundprinzipen der Osterreichischen Bundesverfassung gelten
auch in Ruménien einige Grundsitze der Verfassung, die in der ruménischen
rechtswissenschaftlichen Literatur unter den Titeln ,Konstitutionelles Regime des
ruménischen Staates’ und ,Die Organisierung der Gewalten im Staat’ subsumiert
werden. Unter diesen Aspekten, die als Merkmale (caractere) des Staates angefiihrt
werden, gilt Ruminien als ,,nationaler, souverdner und unabhingiger, einheitlicher
und unteilbarer, Rechts-, demokratischer und Sozialstaat, organisiert auf der Basis des
Prinzips der Gewaltenteilung und des Gleichgewichts der Gewalten — Legislative,

Exekutive, Judikative — im Rahmen der konstitutionellen Demokratie**

(Uglean
2005a: 305). Die Verankerung all dieser Merkmale ist im Artikel 1 der Verfassung zu
finden.

Ruminien gilt also erstens als nationaler, souverdner, unabhéngiger,
einheitlicher und unteilbarer Staat (vgl. Die Verfassung Ruméniens: Art. 1 Abs. 1).
Die Formulierung ,souverdn und unabhingig’ konnte laut Gheorghe Uglean einige
Fragen aufkommen lassen, da die beiden Termini mehr oder weniger das Gleiche
bezeichnen. Uglean fiihrt die Formulierung auf die historischen Gegebenheiten
zuriick, da Ruminien seit 1877 unabhingig ist, jedoch sehr lange Zeit nicht souverin
war, sondern von ausldndischen Méachten abhingig (vgl. Uglean 2005a: 305f). Die
Souverdnitit hat weiters nationalen Charakter, wie im Artikel 2 der Verfassung erklért
wird, und wird also vom Volk ausgeiibt, einerseits durch seine Vertreter, die in Folge
von freien, regelméfBigen und gerechten Wahlen ihr Amt erlangen, andererseits durch
Volksabstimmungen (vgl. Die Verfassung Ruméniens: Art. 2 Abs 1).

Ruménien ist ein einheitlicher Staat: ein einziges Staatsgebilde ist auf dem
ruminischen Territorium zu finden, und es gibt ein einziges Parlament, eine einzige
Regierung, sowie ein einziges oberstes Gericht (alle 6ffentlichen Einrichtungen auf
Kreis- und lokaler Ebene sind den zentralen Behorden untergeordnet). Es gibt zudem
eine einzige ruméinische Staatsbiirgerschaft. Der einheitliche ruménische Staat hat

nationalen Charakter, und die Nation stellt die ,,Geschichte, Kontinuitdt und vor allem

* Ruminischer Originaltext: ,,stat national, suveran si independent, unitar si indivizibil, stat de drept,
democratic si social organizat potrivit principiului separatiei si echilibrului puterilor — legislativa,
executiva si judecitoreasca — in cadrul democratiei constitutionale”
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die spirituelle und materielle Gemeinschaft> (Uglean 2005a: 311) dar. Nationale
Minderheiten, die zusammen mit den Ruménen gearbeitet, gekdmpft und gelitten
haben, wie z.B. die Ungarn, Juden, Roma und Deutschen, genieBen die gleichen
Rechte wie die Mehrheit (vgl. ebd.: 310f). Was den unteilbaren Charakter des Staates
angeht, so wurde dieser schon in der Verfassung von 1866 verankert, und er bezieht
sich auf alle drei konstitutiven Elemente des Staates: das Territorium, die
Bevolkerung und die Souverdnitit — keine der drei kann geteilt werden, oder unter
dem Einfluss anderer Staaten kommen (vgl. ebd.: 311f).

Wir kommen dann zum Art. 1 Abs. 2 der Verfassung Ruméniens: ,,Die
Regierungsform des Staates ist die Republik*®. Ruminien ging durch eine Reihe von
Staatsformen, vom Statut von Cuza von 1864, das den Fiirsten als Staatschef vorsah,
iiber die Verfassungen von 1866, 1923 und 1938, die die Monarchie verankerten, bis
zu allen Verfassungen von 1948 und bis heute, die die republikanische Staatsform
festlegten. Wichtig in diesem Zusammenhang ist das Amt des Prisidenten
Ruméniens, der vom Volk gewihlt wird und nicht dem Parlament untergeordnet ist
(vgl. Uglean 2005a: 313).

Art. 1 Abs. 3 der Verfassung legt fest, dass Ruminien ein Rechtsstaat, ein
demokratischer Staat, und ein Sozialstaat ist, ,,in dem die Wiirde des Menschen, die
Rechte und Freiheiten der Biirger, die freie Entfaltung der menschlischen
Personlichkeit, die Gerechtigkeit und der politische Pluralismus oberste Werte
darstellen, im Geiste der demokratischen Traditionen des ruménischen Volkes und
den Idealen der Revolution von 1989, und gewihrleistet sind“’ (Die Verfassung
Ruméniens: Art. 1 Abs. 3). Neben den drei Grundprinzipien (Rechtsstaat,
demokratischer Staat, Sozialstaat), die als solche in der Literatur kenntlich gemacht
werden, enthilt dieser Absatz also auch weitere Bestimmungen, im Sinne einer
Garantie von Rechten und Gerechtigkeit, die die Verfassung anbietet. Die Verfassung
macht also die Wiirde, die Rechte, die Freiheiten und die freie Entwicklung der
Menschen, die Gerechtigkeit und den politischen Pluralismus zu den obersten Werten

des ruménischen Staates — dies entspricht am ndhesten den materiellen

5 Ruménischer Originaltext: ,,istoria, continuitatea si mai ales comunitatea spiritualad si materiala”

¢ Ruminischer Originaltext: ,,Forma de guverniamant a statului este republica.”

7 Ruminischer Originaltext: ,in care demnitatea omului, drepturile si libertatile cetatenilor, libera
dezvoltare a personalitatii umane, dreptatea si pluralismul politic reprezinta valori supreme, in spiritul
traditiilor democratice ale poporului roman si idealurilor Revolutiei din decembrie 1989, si sunt
garantate”
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Verfassungsauftrigen in Osterreich, wird aber in der ruminischen Literatur nicht in
diesem Sinne thematisiert.

SchlieBlich ist Art. 1 Abs. 4 wichtig, wo die Gewaltenteilung verankert ist. Die
drei Gewalten, die explizit in der Verfassung genannt werden — Legislative,
Exekutive, Judikatur — sind auch in den weiteren Normen der Verfassung zu finden:
das Parlament in Art. 61 und folgende, der Prisident und die Regierung in Art. 80
bzw. 102, und die Gerichtsbarkeit in Art. 124 und folgende. Uglean geht davon aus,
dass die Reihenfolge, in der die Gewalten in der Verfassung zu finden sind (im Art. 1
sowie im gesamten Verlauf) der politischen Wirklichkeit Ausdruck verleiht (vgl.
Uglean 2005a: 340f). Das Parlament kommt nicht nur als erstes in der Reihenfolge
dran, sondern wird im Art. 61 auch als ,oberstes reprisentatives Organ des

v . 8
ruménischen Volkes*

bezeichnet. Gheorghe Uglean macht aber darauf aufmerksam,
dass der Ausdruck ,oberstes’ mit Vorsicht zu genieBen ist, da in Ruménien auch das
Prinzip des Gleichgewichts der Gewalten in der Verfassung verankert ist: auch im
Parlament selbst ist der Bikameralismus Ausdruck des Strebens nach Gleichgewicht,
und das Gleichgewicht ist laut Uglean das einzige gute Argument fiir den

Bikameralismus in einem einheitlichen Staat wie Ruminien (vgl. Uglean 2005a: 341).

l11.2.4. Grundrechte

Die Grundrechte, -freiheiten und -pflichten sind im zweiten Hauptstiick der
ruménischen Verfassung verankert. Im Artikel 15 wird zuerst deutlich gemacht, dass
die Biirger nicht nur die Rechte und Pflichten haben, die in der Verfassung erwéhnt
sind, sondern auch weitere, die anderen Gesetzen entstammen. Artikel 16 legt dann
fest, dass alle Staatsbiirger vor dem Gesetz gleich sind, ,,ohne Privilegien und ohne
Diskriminierungen*’ (Die Verfassung Ruminiens: Art. 16 Abs. 1). Der Artikel hilt
weiter fest, dass niemand iiber dem Gesetz steht (vgl. ebd.: Art. 16 Abs. 2), und, dass
Stellen im o6ffentlichen Dienst, ob zivile oder militdrische, nur von ruménischen
Staatsbiirgern, die ithren Wohnsitz in Ruménien haben, besetzt werden konnen (die
Chancengleichheit fiir Manner und Frauen ist gewéhrleistet, vgl. ebd.: Art. 16 Abs. 3).
Absatz 4 des Artikels sieht jedoch vor, dass Staatsbiirger der EU, die die

¥ Ruménischer Originaltext: ,,organul reprezentativ suprem al poporului roman”
? Ruménischer Originaltext: ,,fara privilegii si fara discriminari”
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Voraussetzungen der entsprechenden Organgesetze erfiillen, bei lokalen Wahlen
aktives wie auch passives Wahlrecht genief3en.

Ruménische Staatsbiirger im Ausland genielen den Schutz des Staates, und
miissen auch ihre Pflichten erfiillen, auBer denen, deren Erfiillung wegen ihres
Aufenthalts auBlerhalb des Landes nicht moglich ist (vgl. ebd.: Art. 17). Auslédndische
Staatsbiirger und Staatenlose genieBen den generellen Schutz der Person und des
Eigentums; Asylrecht wird nach den entsprechenden Gesetzen und Vertrigen gewihrt
(vgl. ebd.: Art. 18). Ruminische Staatsbiirger kdnnen grundsézlich nicht anderen
Staaten ausgeliefert werden (aufer es existieren internationale Abkommen in diesem
Sinn, und das gleiche gilt auch fiir Ausldnder und Staatenlose), oder des Landes
verwiesen werden. Beide MaBBnahmen werden von der Justiz beschlossen (vgl. ebd.:
Art. 19).

Artikel 20 legt fest, dass die Bestimmungen iiber Rechte und Freiheiten in der
Verfassung im Sinne der Allgemeinen Erkldrung der Menschenrechte und der
internationalen Vertrdge, die Ruménien ratifiziert hat, zu interpretieren sind. Falls es
Unterschiede zwischen der Verfassung und den Vertrigen gibt, dann haben die
internationalen Bestimmungen Vorrang, auBler in den Féllen wo die ruménische
Verfassung und die ruménischen Gesetze giinstigere Vorschriften enthalten.
SchlieBlich wird im Artikel 21 festgelegt, dass jede Person sich der Justiz zuwenden
kann, um ihre Rechte, Freiheiten und Interessen einzuklagen. Kein Gesetz darf dieses
Recht einschrinken, und die Parteien haben ein Recht auf ein faires und rasches
Gerichtsverfahren.

Nach diesem einfilhrenden Kapitel folgt im Kapitel II des zweiten
Hauptstiickes die Auflistung der Grundrechte und -freiheiten. In Ruménien gelten laut
der Verfassung folgende Rechte und Freiheiten: das Recht auf Leben, physische und
psychische Unversehrtheit (Folter, erniedriegende Strafen und die Todesstrafe sind
verboten); die individuelle Freiheit (hier ist vor allem die Freiheit vor
Durchsuchungen, Festnahmen und Verhaftungen gemeint); das Recht auf
Verteidigung (vor dem Gericht); das Recht auf freien Verkehr; das Recht auf ein
Intim-, Familien- und Privatleben; die Unverletzlichkeit des Wohnsitzes; das
Briefgeheimnis  (hier =~ werden  auch  Telefongespriche  und  andere
Kommunikationsmittel inkludiert); die Freiheit des Gewissens; die Meinungsfreiheit;
das Recht auf Information; das Recht auf Bildung; das Recht auf Zugang zur Kultur;

das Recht auf Gesundheitsfiirsorge; das Recht auf eine gesunde Umwelt; das aktive
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Wahlrecht; das passive Wahlrecht; Das aktive und passive Wahlrecht zum
Europédischen Parlament; die Versammlungsfreiheit; die Vereinsfreiheit; das Recht
auf Arbeit und auf sozialen Schutz der Arbeit (der normale Arbeitstag hat maximal 8
Stunden, Frauen und Minner sollen bei gleicher Arbeit den gleichen Verdienst
haben); das Verbot von Zwangsarbeit; das Streikrecht; das Recht auf privates
Eigentum; die wirtschaftliche Freiheit (man darf wirtschaftliche Tatigkeiten frei
ausiiben); das Erbrecht; das Recht auf ein anstidndiges Lebensstandard; der Schutz der
Familie, von Kindern und Jugendlichen, und von Behinderten; das Petitionsrecht; das
Recht der Person, die von einem Verwaltungsakt benachteiligt wurde, gegen dieses
vorzugehen (vgl. ebd.: Art. 22-52).

Rechte und Freiheiten konnen laut Verfassung auch eingeschriankt werden,
und zwar aus folgenden Griinden: zum Schutz der nationalen Sicherheit, der Ordnung,
der offentlichen Gesundheit oder Moral, zum Schutz von anderen Rechten oder
Freiheiten, im Zuge von Strafen nach dem Strafrecht, oder um die Folgen von Natur-
oder anderen Katastrophen zu vermeiden. Die Einschrinkung kann nur dann erfolgen,
wenn sie in einer demokratischen Gesellschaft auch wirklich notwendig ist, und wenn
sie an der Situation angepasst und ohne Diskriminierung eingesetzt wird. Sie muss
aullerdem die Existenz des jeweiligen Rechtes oder der jeweiligen Freiheit nicht
antasten (vgl. ebd.: Art. 53).

Die Grundpflichten, die in der Verfassung erwédhnt sind, sind durchaus
weniger als die Rechte: ruménische Staatsbiirger miissen erstens dem Land treu sein,
und wenn sie im Offentlichen Dienst oder beim Militdr tdtig sind, dann miissen sie
einen Eid ablegen, der aussagt, dass sie ihren Pflichten nachkommen werden; die
Staatsbiirger haben zweitens das Recht und die Pflicht, ihr Land zu verteidigen; sie
haben drittens die Pflicht, sich durch Steuern und anderen Abgaben an den
offentlichen Ausgaben zu beteiligen; viertens sollen alle Staatsbiirger, Ausldnder und
Staatenlose ihre Rechte und Freiheiten gutgldubig ausiiben, ohne die Rechte und

Pflichten anderer zu verletzen (vgl. ebd.: Art. 54-57).
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IV. Das Wahlsystem (Sistemul electoral)

IV.1. Osterreich
IV.1.1. Indirekte Demokratie

Was die Wahl zum Nationalrat angeht, so legt Artikel 26 des Bundes-
Verfassungsgesetzes die Grundsitze fest. Das Wahlrecht ist, wie schon erwihnt,
gleich, unmittelbar, personlich, frei und geheim, ohne Unterschied des Geschlechtes.
Wihlen konnen diejenigen Staatsbiirger, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, und
es gilt die Verhiltniswahl. Das Bundesgebiet wird in Wahlkreisen unterteilt, auf der
Basis der Zahl der Staatsbilirger: die Grenzen der Wahlkreise diirfen die
Landesgrenzen nicht schneiden. Das B-VG sieht weiters vor, dass der Wahltag ein
Sonntag oder ein gesetzlicher Feiertag sein muss, und die Wahl kann, wenn es nétig
ist, auf den néchsten Tag verlidngert oder verschoben werden. Das passive Wahlrecht
zum Nationalrat haben Osterreichische Staatsbiirger, die das 18. Lebensjahr vollendet
haben (vgl. Art. 26 Abs. 1-4 B-VG). Ein Ausschluss vom aktiven oder passiven
Wahlrecht kann nur ,,durch Bundesgesetz als Folge rechtskréftiger gerichtlicher
Verurteilung® (Art. 26 Abs. 5 B-VG) erfolgen. Absatz 6 des Artikels sieht weiters die
Moglichkeit der Briefwahl vor, fir diejenigen, die am Wahltag nicht vor der
Wahlbehorde erscheinen kénnen.

Die Senkung des aktiven Wahlalters auf 16 erfolgte erst 2007, und war ein
Anliegen der SPO. Das Wahlalter ist auch fiir die Landes- und
Gemeindewahlordnungen wichtig, da diese nicht restriktiver angelegt sein konnen, als
die Wahl zum Nationalrat. Die OVP stimmte der Senkung des Wahlalters zu, um ihr
eigenes Anliegen durchzubringen, und zwar die Briefwahl (vgl. Ucakar/Gschiegl
2009: 74).

Neben den verfassungsrechtlichen Bestimmungen besteht in Osterreich, auf
ihrer Basis, ein Bundesgesetz liber die Wahl des Nationalrates. Dieses Gesetz, auch
bekannt unter seinem Kurztitel Nationalrats-Wahlordnung 1992 oder NRWO, regelt
,»die Einteilung der Wahlkreise, die nicht in der Verfassung verankert sind, alle]...]
Angelegenheiten der Wahlorganisation und alle anderen, nicht verfassungsgesetzlich
determinierten Erfordernisse eines demokratischen Wahlablaufes® (ebd.: 75). Das
Bundesgebiet bildet einen Bundeswahlkreis, der in 9 Landeswahlkreisen (identisch

mit den Bundesldndern) und 43 Regionalwahlkreisen unterteilt ist. Die politischen
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Bezirke (in Niederdsterreich und Vorarlberg die Verwaltungsbezirke) und die
Statutarstidte sind grundsitzlich auch Regionalwahlkreise. Mehrfachkandidaturen
sind in gleichrangingen Wahlkreisen nicht moglich, auf vertikaler Ebene jedoch schon
(vgl. ebd.: 75f) Eine Auflistung der Wahlkreise findet sich im §3 Abs. 2 der NRWO.

In der Nationalrats-Wahlordnung 1992 sind drei Ermittlungsverfahren
festgelegt. Im Rahmen des ersten Verfahrens wird zuerst eine Wahlzahl ermittelt, die
die Gesamtzahl der im Landeswahlkreis fiir die Partei abgegebenen Stimmen dividiert
durch die Anzahl der im Landeswahlkreis zu vergebenden Mandate darstellt: “Jede
Partei enthdlt so viele Mandate, wie die Wahlzahl in ihrer Parteisumme im
Regionalwahlkreis enthalten ist (Verfahren nach Hare)” (Ucakar/Gschiegl 2009: 76).
Wenn eine Partei im ersten Ermittlungsverfahren mindestens ein Mandat gewonnen
hat, oder auf Bundesebene mindestens 4% der Stimmen erhalten hat, dann nimmt sie
am zweiten Ermittlungsverfahren teil: “Jede Partei erhélt so viele Mandate, wie die
Wahlzahl in ihrer Parteisumme im Landeswahlkreis enthalten ist, abziiglich allenfalls
im ersten Ermittlungsverfahren erzielter Mandate (Verfahren nach Hare)” (ebd.: 77).

Das dritte Ermittlungsverfahren bezieht sich auf den Bundeswahlvorschlag,
also einer Bundesparteiliste, die die Bewerber fiir die Zuweisung von Mandaten
enthilt: “In der Bundesparteiliste sind die Bewerber in der beantragten Reihenfolge
verzeichnet” (ebd.). Parteien, die kein Mandat auf Regionalebene und auch nicht
mindestens 4% der Stimmen auf Bundesebene erhalten haben, diirfen auch nicht am
dritten Ermittlungsverfahren teilnehmen. “Auf die {ibrigen Parteien werden im dritten
Ermittlungsverfahren alle 183 Mandate abziiglich der im ersten und zweiten
Ermittlungsverfahren jenen Parteien, die keinen Bundeswahlvorschlag eingebracht
haben, zugefallenen Mandate, mittels der Wahlzahl” (ebd.). Die Wahlzahl hédngt in
diesem Fall von den zu vergebenden Mandaten ab: bei 183 gilt die 183-grofte, bei
182 die 182-grofBite, usw. Die Parteien erhalten so viele Mandate, wie die Wahlzahl in
ihrer Parteisumme enthalten ist. “Ubersteigt die so fiir eine Partei ermittelte
Gesamtwahlzahl die Summe der dieser Partei im ersten und im zweiten
Ermittlungsverfahren zugefallenen Mandate, so erhilt sie so viele weitere Mandate
zugewiesen, wie dieser Differenz entspricht (Verfahren nach d’Hondt)” (ebd.).

Laut Ucakar und Gschiegl wurde der Verhéltniswahl-Charakter des
Osterreichischen Wahslystems durch dieses dritte Ermittlungsverfahren gestirkt, da
“die durchschnittliche Differenz zwischen den billigsten und teuersten Mandaten

minimiert wurde. Die Proportionalitit wird also im dritten Ermittlungsverfahren
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verstarkt” (ebd.). Das Verhéltniswahlrecht bewirkt also, dass die Anzahl der Stimmen
per Mandat fiir alle Parteien in etwa gleich ist, “wobei sich geringe Abweichungen auf
Grund der Aufteilung des Wahlgebietes in Wahlkreise nicht génzlich vermeiden
lassen” (ebd.: 78).

Was die Vorguzsstimmen bei der Nationalratswahl angeht, so muss ein
Kandidat in auf der Landesebene die Landeswahlzahl erreichen, wihrend ein
Kandidat in den Regionalwahlkreisen Vorzugsstimmen “im Ausmall von zumindest
einem Sechstel der giiltigen Parteistimmen im Regionalwahlkreis oder im Ausmal3
von der Hélfte der Landeswahlzahl” (ebd.: 76) erhalten muss. Stimmensplitting ist
auerdem nicht moglich: die Vorzugsstimme “kann nur auf der Liste der gewéhlten

Partei gegeben werden” (ebd.).

Was die Wahl zum Europdischen Parlament angeht, so gelten die
Bestimmungen iiber die Nationalratswahl in Art. 26 Abs. 5-8 B-VG sinngemél} auch
fiir die Europawahl. Ansosten wird diese Wahl von der Europawahlordnung geregelt:
die Mandatszuteilung erfolgt nach dem Verhiltniswahlsystem, und es wird das
d’Hondtsche Verfahren verwendet. Das Bundesgebiet bildet dabei einen einheitlichen
Wahlkérper. Vorzugsstimmen sind mdéglich durch Eintragung auf dem Stimmzettel,
und fiir eine Vorreihung sind mindestens 7% “der auf die Parteiliste entfallenen
giiltigen Stimmen erfoderlich, was relativ niedrig ist” (ebd.: 78). Ein Wahlvorschlag
fir die Europawahl bedarf der Unterschrift von mindestens drei
Nationalratsabgeordneten oder der Unterschrift eines EP-Abgeordneten oder 2600

Unterstiitzungserklarungen (vgl. ebd.).

Fiir die Landtage, die die Gesetzgebung der Lander ausiiben, gelten viele der
Bestimmungen der Nationalratswahlordnung: das gleiche, unmittelbare, personliche,
freie und geheime Wahlrecht nach den Grundsdtzen der Verhidltniswahl, sowie
dieselben oder freiziigigere Bedingungen des Wahlrechts und der Wahlbarkeit, da sie
laut Art. 95 Abs. 2 B-VG nicht enger gezogen werden diirfen als bei der
Nationalratswahl. Was Wahlkreise, Ermittlungsverfahren, Sperrklausel, usw., angeht,
so miissen diese nicht mit der Nationalratswahl harmonisiert sein (vgl. ebd.: 79). “Die
Lange der Legislaturperiode betrdgt in den meisten Bundeslédndern fiinf Jahre, in

Oberosterreich sechs Jahre” (ebd.).
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Bei den Wahlen zum Gemeinderat “gelten die iiblichen Grundsitze
demokratischer Wahlen” (ebd.), es gibt aber Unterschiede “zwischen den
Gemeindeordnungen der Bundeslinder [...] im Hinblick auf die Anzahl der
Gemeinderatsmitglieder, der Funktionsperiode der Gemeinderdte etc.” (ebd.). In
einigen Gemeinden wurde die Direktwahl des Biirgermeisters eingefiihrt, was 1993
als verfassungswidrig erkldrt wurde, 1996 aber durch eine Verfassungsidnderung
ermdglicht wurde. Niederdsterreich und die Steiermark sind neben Wien die einzigen
Bundeslidnder, die keine Biirgermeisterdirektwahl eingefiihrt haben. Da der
Biirgermeister von Wien gleichzeitig Landeshauptmann ist, wére seine Direktwahl

nicht verfassungskonform (vgl. ebd.).

Was den Bundesrat angeht, so wird dieser nicht direkt gewihlt. Seine
Mitglieder werden von den Landtagen entsandt, und die Wahl erfolgt in den
Landtagen “fir die Dauer ihrer Gesetzgebungsperiode nach dem Grundsatz der
Verhiltniswahl” (ebd.: 80), jedoch muss der zweitstdrksten Partei im Landtag (bei
gleichen Sitzen entscheidet die Wéhlerzahl, bei gleicher Wéihlerzahl das Los)
mindestens ein Mandat zufallen (vgl. ebd.: 79f). “Das Land mit der groBten
Biirgerzahl entsendet zwolf, jedes andere Land so viele Mitglieder, als dem Verhiltnis
seiner Biirgerzahl zur erstangefiihrten Biirgerzahl entspricht. Jedem Land gebiihrt

jedoch eine Vertretung von mindestens drei Mitgliedern” (ebd.: 79).

IV.1.2. Direkte Demokratie

Unter direkter Demokratie versteht man den tatsidchlich ausgeiibten oder nur
versuchten Einfluss der Bevolkerung auf ,konkrete Entscheidungen sowohl in der
Gesetzgebung, als auch in den der Verwaltungsentscheidung unterliegenden
Bereichen des offentlichen Rechts (ebd.: 80). In Osterreich gibt es mehrere

Moglichkeiten direkter Demokratie, und die wichtigsten werden hier kurz angefiihrt.

Das Volksbegehren ist eines von vier Einrichtungen der direkten Demokratie
auf Bundesebene. Es ist ,,ein Initiativrecht, das darauf gerichtet ist, den Gesetzgeber
zu veranlassen, sich mit einer bestimmten Materie zu befassen und diese Materie im
Sinne der Initiative zu entscheiden* (ebd.). Erfolgreich gestellte Volksbegehren

verplichten den Gesetzgeber, sich mit der Materie auseinanderzusetzen, er muss
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jedoch nicht im Sinne des Begehrens entscheiden (vgl. ebd.: 80f). Ein Volksbegehren
kann von 100.000 Stimmberechtigten oder von je einem Sechstel der
Stimmberechtigten dreier Lander gestellt werden, und es muss eine durch
Bundesgesetz zu regelende Angelegenheit betreffen (vgl. Art. 41 Abs. 2 B-VQG).

Eine zweite Einrichtung auf Bundesebene ist die Volksbefragung. Diese ist
,eine Meinungs- bzw. WillensduBerung der Bevdlkerung, die fiir das fiir die
Entscheidung zustindige Organ, im Falle des Bundes also des Parlaments, in
rechtlichter Hinsicht nur konsultativen Charakter hat* (Ucakar/Gschiegl 2009: 82).
Das Ergebnis der Befragung wiirde also nur die 6ffentliche Meinung wiedergeben,
aber eine Angelegenheit, die bei einer Volksbefragung abgelehnt worden wiirde,
konnte nicht ohne politischen Schaden trotzdem beschlossen werden: dies konnte ein
Grund dafiir sein, dass seit 1988 (als die Volksbefragung in die Verfassung inkludiert
wurde) und bis heute noch keine Volksbefragung stattgefunden hat.
Volksbefragungen werden vom Nationalrat auf Antrag seiner Mitglieder oder der
Bundesregierung beschlossen (vgl. ebd.).

Eine dritte Einrichtung der direkten Demokratie auf Bundesebene ist die
Volksabstimmung. Diese kann grundsétzlich in drei Formen beschlossen werden: eine
fakultative Form fiir Gesetzesbeschliisse, auf Antrag des Nationalrates, vor der
Beurkundung des Gesetzes durch den Bundesprésidenten, um den Gesetzen eine
hohere Legitimationsbasis zu verschaffen; eine zweite fakultative Form fiir
Teildnderungen der Bundesverfassung, auf Antrag von einem Drittel der Mitglieder
des Nationalrates oder des Bundesrates; und schlieBlich eine dritte, obligatorische
Form, flir Gesamtinderungen der Bundesverfassung. Es gibt also keine
Bestimmungen der Bundesverfassung, die unverdnderbar sind, jedoch werden jene
Normen hervorgehoben, deren Anderung eine Gesamtinderung der Verfassung
darstellen wiirden. Bei der Volkabstimmung entscheidet die unbedingte Mehrheit der
giiltig abgegebenen Stimmen, und es ist verfassungsgesetzlich festgelegt, dass kein
Beteiligungsquorum besteht (vgl. ebd.: 82f).

Die wvierte Einrichtung auf Bundesebene stellen die Petitionen und
Biirgeriniativen dar. Wenn eine Petition (eingereicht von einem Mitglied des
Nationalrates) oder eine Biirgerinitiative (eingebracht von mindestens 500
Staatsbiirgern) in schriftlicher Form dem Nationalrat unterbreitet wird, und sich auf
eine Angelegenheit bezieht, die in Gesetzgebung oder Vollziehung Bundessache ist,

dann muss der Nationalrat diese verhandeln. Es gibt einen eigenen Ausschuss fiir
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Petitionen und Biirgeriniativen, der von diesen entweder Abstand nehmen kannn weil
ihre Behandlung ungeeignet wire, sie an die Volksanwaltschaft oder an einen anderen
Ausschuss iibermitteln kann, oder aber sie selbst behandeln und entweder erst danach
einem anderen Ausschuss zuweisen, oder dem Plenum Bericht erstatten (vgl. ebd.:
84). Eine Biirgerinitiative von mindestens 200 Personen ist auch im
Umweltvertraglichkeitspriifungsgesetz vorgesehen, was beduetet, dass es moglich ist,
auch auf Verwaltungsentscheidungen direktdemokratisch einzuwirken (vgl. ebd.:

841).

Was die direkte Demokratie in Landern und Gemeinden angeht, so wurde
diese in schrittweisen Reformen eingerichtet. Es fing in der Ersten Republik an, mit
Volksbegehren und Volksabstimmung in Vorarlberg 1919, dann 1921 auch in Tirol
und Salzburg. Es folgte dann eine lange Pause, bis 1971, als Ober0sterreich das
Volksbegehren einfiihrte. In den 70er, 80er und 90er Jahren fanden dann weitere
Reformen in allen Bundesldndern statt, und heute kennen alle Landesverfassungen

,Einrichtungen der direkten Demokratie, wenn auch in unterschiedlichem Ausmaf3*

(ebd.: 85).

IV.2. Ruménien

IV.2.1. Indirekte Demokratie

Was die Parlamentswahl angeht, so wird von der Verfassung vorgesehen, dass
die Abgeordnetenkammer und der Senat auf der Basis des allgemeinen, gleichen,
unmittelbaren, geheimen und freien Wahlrechts gewahlt werden (vgl. Die Verfassung
Ruméniens: Art. 62 Abs. 1). Absatz 2 des Artikels sieht weiters vor, dass die
Organisationen der nationalen Minderheiten, die bei den Wahlen nicht genug
Stimmen erhalten, um im Parlament vertreten zu sein, trotzdem das Recht auf ein
Abgeordnetenmandat haben. Die Verfassung regelt auch das Wahlalter: 18 fiir das
aktive Wahlrecht (vgl. ebd.: Art. 36 Abs. 1), 23 fiir das passive Wahlrecht fiir die
Abgeordnetenkammer und 33 fiir das passive Wahlrecht fiir den Senat (vgl. ebd.: Art.
37 Abs. 2). Geisteskranke, die fiir unmiindig erkldrt worden sind, sowie verurteilte
Personen, deren Wahlrecht durch ein Rechtsurteil entzogen wurde, diirfen nicht

wihlen (vgl. ebd.: Art. 36 Abs. 2).
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Die Details der ruménischen Parlamentswahl sind vom Gesetz 35 von 2008
(iiber die Wahl der Abgeordnetenkammer und des Senats und die Anderung des
Gesetzes 67/2004 {iber die Wahl der Behorden der lokalen 6ffentlichen Verwaltung,
des Gesetzes der lokalen oOffentlichen Verwaltung 215/2001 und des Gesetzes
393/2004 iiber das Statut der lokalen Amtstrager) festgelegt. Das Staatsgebiet wird
laut diesem Gesetz in 42 Wahlkreise unterteilt (41 davon in jedem der Kreise
Ruméniens, 1 fiir die Hauptstadt Bukarest), und hinzu kommt auch noch ein
Wahlkreis fiir Ruménen, die ihren Wohnsitz auBlerhalb des Landes haben (vgl. Das
Gesetz 35/2008: Art. 10). In diesen 43 Wahlkreisen werden dann sogenannte
Personenwahl-Kollegien  (colegii  uninominale)  eingerichtet, nach  der
Vertretungsnorm die im Art. 5 des Gesetzes festgelegt ist: ein Abgeordneter auf
70.000 Bewohner, ein Senator auf 160.000 Bewohner. Die Grenzen der
Personenwahl-Kollegien diirfen die Grenzen von Kreisen (oder der Hauptstadt) und
also auch von Wahlkreisen nicht schneiden, in Bukarest diirfen sie zusétzlich dazu
auch die Grenzen der sechs Bezirke nicht iiberschreiten. Fiir den Auslandswahlkreis
werden vier Personenwahl-Kollegien fiir die Abgeordnetenkammer und zwei fiir den
Senat eingerichtet (vgl. ebd.: Art. 11). Das Gesetz 35 von 2008 regelt auch den
Wahltag: die Wahlen diirfen nur an einem einzigen Tag stattfinden, und dieser muss
ein Sonntag sein (vgl. ebd.: Art. 6).

Art. 47 Abs. 2 des Gesetzes siecht auch Wahlhiirden vor, und zwar 5% der
gesamten Anzahl an Stimmen (gilt sowohl fiir die Abgeordnetenkammer als auch fiir
den Senat). Eine Partei, eine Koalition von Parteien, ein Wahlbiindnis, oder eine
Organisation der nationalen Minderheiten, die mindestens 6 Personenwahl-Kollegien
fiir die Abgeordnetenkammer und 3 Personenwahl-Kollegien fiir den Senat gewinnt,
ist von der 5%-Hiirde ausgenommen. Was Koalitionen und Wahlbiindisse angeht, so
muss die stirkste Partei 5% der Stimmen erhalten, die zweitstiarkste 3%, und die
restlichen Parteien (falls es sie gibt) jeweils einen Prozent, bis zu maximal 10%.

Die Verteilung der Mandate erfolgt im Rahmen zweier Ermittlungsverfahren
(vgl. ebd.: Art. 48 Abs. 10). Das erste Ermittlungsverfahren lduft auf der Ebene der
Personenwahl-Kollegien ab, und hier werden Mandate an diejenigen verteilt, die die
einfache Mehrheit der Stimmen in ihrem Kollegium erzielt haben (vorausgesetzt ihre
Partei/ihr Bilindnis/ihre Organisation hat die Wahlhiirde geschafft, vgl. ebd.: Art. 48
Abs. 11). Das zweite Ermittlungsverfahren verteilt die librigen Mandate analog zum

dritten Ermittlungsverfahren in Osterreich, nach dem d’Hondtschen Verfahren: die
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Wahlzahl hdngt dann von der Anzahl der zu vergebenden Mandate (Gesamtanzahl der
Mandate abziiglich der im ersten Ermittlungsverfahren vergebenen) ab, getrennt fiir
Abgeordnete und Senatoren; Uberhangmandate werden vergeben, wenn nétig (vgl.
ebd.: Art. 48 Abs. 3-7 und 12-15).

Falls ein Abgeordneter oder ein Senator stirbt oder sein Mandat ablegt, werden
Nachwahlen im Personenwahl-Kollegium, in dem er sein Mandat gewonnen hat,
organisiert (auller es bleiben weniger als 6 Monate bis zu den reguldren
Parlamentswahlen). Die Nachwahlen finden in einem einzigen Wahlgang statt, und

der bestplatzierte Kandidat gewinnt (vgl. ebd.: Art. 48 Abs. 16 und 17).

Die Wahl zum Europdischen Parlament wird vom Gesetz 33 von 2007 {iber
die Organisierung und Durchfiihrung von Wahlen fiir das Europdische Parlament
geregelt. Die ruminischen Mitglieder des Europédischen Parlaments werden auf der
Basis des allgemeinen, gleichen, unmittelbaren, geheimen und freien Wabhlrechts
gewahlt (vgl. Das Gesetz 33/2007: Art. 1 Abs. 2). Die Wahl ist eine Listenwahl nach
dem Verhiltniswahlsystem, jedoch sind auch unabhdngige Kandidaturen moglich.
Das ganze Staatsgebiet bildet einen einzigen Wahlkreis (vgl. ebd.: Art. 4). Das
Wahlalter fiir das aktive Wahlrecht is 18, fiir das passive Wahlrecht 23 (vgl. ebd.: Art.
5, Abs. 5 und 7).

Die Wahlen auf Kreis- und lokaler Ebene in Ruménien werden vom Gesetz 67
von 2004 iiber die Wahl der Behorden der lokalen 6ffentlichen Verwaltung geregelt.
Es werden vier lokale Behorden gewihlt: die lokalen Rite, die Kreisrite, die
Biirgermeister und die Prisidenten der Kreisrdte (vgl. Das Gesetz 67/2004: Art. 1
Abs. 1). Diese werden auf der Basis des allgemeinen, gleichen, unmittelbaren,
geheimen und freien Wahlrechts gewihlt (vgl. ebd.: Art. 1 Abs. 2), die Réte auf der
Basis der Listenwahl nach dem Verhéltniswahlsystem (vgl. ebd.: Art. 1 Abs. 3), die
Biirgermeister und Kreisratsprasidenten auf der Basis der Personenwahl nach dem
Mehrheitswahlsystem (vgl. ebd.: Art. 1 Abs. 4). Die Vizeprisidenten der Kreisrite
und die Vizebiirgermeister werden indirekt von Kreis- und lokalen Réten gewéhlt
(vgl. ebd.: Art. 1 Abs. 5). Das Wahlalter fiir das aktive Wahlrecht ist 18 (vgl. ebd.:
Art. 3 Abs. 1), fiir das passive Wahlrecht 23 (vgl. ebd.: Art. 4 Abs. 1).
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IV.2.2. Direkte Demokratie

Direkte Demokratie in Ruminien wird unter der Bezeichnung referendum
subsumiert, und wird von der Verfassung und vom Gesetz 3 von 2000 iiber die
Organisierung und Durchfithrung des Referendums geregelt. Es gibt das nationale
Referendum (vgl. Das Gesetz 3/2000: Art. 2 Abs. 1) und das lokale Referendum (vgl.
ebd.: Art. 2 Abs. 2). Ein Referendum kann nicht tiber die Materien abgehalten
werden, die in der Verfassung als unverdnderbar gekennzeichnet sind (vgl. ebd.. Art.
3): der nationale, unabhéngige, einheitliche und unteilbare Charakter des ruménischen
Staates, die republikanische Staatsform, die Integritit des Territoriums, die
Unabhingigkeit der Justiz, der politische Pluralismus und die Amtssprache (vgl. Die
Verfassung Ruméniens.: Art. 152 Abs. 1). Das Wahlalter fiir Referenden ist 18, und
Referenden sind nur dann giiltig, wenn mehr als die Hilfte der Wahlberechtigten
daran teilnehmen (vgl. Das Gesetz 3/2000: Art. 5, Abs. 1 und 2).

Was das nationale Referendum angeht, so ist dieser auch in der Verfassung
verankert. Erstens als ein fakultatives Referendum {iiber Fragen des nationalen
Interesses auf Antrag des Prasidenten (vgl. die Verfassung Ruméniens: Art. 90), und
zweitens als obligatorische Referenden entweder fiir die Absetzung des Prisidenten
(vgl. ebd.: Art. 95 Abs. 3) oder fiir die Anderung der Verfassung (vgl. ebd.: Art. 151
Abs. 3). Lokale Referenden werden auf Antrag der Biirgermeister oder
Kreisratsprisidenten von den lokalen bzw. Kreisriten beschlossen (vgl. Das Gesetz
3/2000: Art. 14 Abs. 1); es gibt auch obligatorische lokale Referenden, wenn es um
die Gesetzesinitativen iiber die Anderung der Grenzen von Gemeinden, Stidten, oder
Kreisen geht: diese Initiativen konnen erst nach dem Abhalten eines lokalen
Referendums dem Parlament vorgelegt werden (vgl. ebd.: Art. 13 Abs. 3).

Analog zum Osterreichischen Volksbegehren gibt es in Ruménien die
Gesetzesinitiative der Staatsbiirger, die in der Verfassung verankert ist. 100.000
Staatsbiirger konnen eine Gesetzesinitiative einbringen, sofern sie aus mindestens
einem Viertel der Kreise des Landes stammen, und in jedem dieser Kreise (oder der
Hauptstadt Bukarest) mindestens 5000 Unterstiitzungserklarungen vorliegen (vgl. Die
Verfassung Ruminiens: Art. 74 Abs. 1). Steuerfragen, Fragen mit internationalem
Charakter, sowie Begnadigungen konnen nicht Teil solcher Initiativen sein (vgl. ebd.:

Art. 74 Abs. 2).
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V. Das Parlament und die Gesetzgebung (Parlamentul
si legiferarea)

V.1. Osterreich
V.1.1. Der Nationalrat

Der Osterreichische Nationalrat ist auf  der Basis des
Geschiftsordnungsgesetzes von 1975 organisiert, da das B-VG nur ,allgemeine,
rudimentére Bestimmungen® (Ucakar/Gschiegl 2009: 94) {iber die Verfahrensregeln
des Nationalrats enthélt. Der Nationalrat ist als Kollegialorgan vom Bundes-
Verfassungsgesetz konzipiert, allerdings bestehen auch ,,diverse Substrukturen,
welche die eigentliche Funktionsfahigkeit des Nationalrats sowohl in den Innen- als
auch in den AuBenbeziehungen gewéhrleisten” (ebd.). Der Nationalrat wéhlt ein
dreikopfiges Prédsidium, das einerseits Reprisentationsaufgaben wahrnimmt und
andererseits den Vorsitz bei Plenarsitzungen und auch sonst die Geschéftsleitung des
Nationalrates ausiibt. Den drei Prisidenten steht die Parlamentsdirektion als
Hilfsapparat zur Verfligung (vgl. ebd.).

Die Présidenten zusammen mit den Klubobménnern der Parlamentsfraktionen
bilden die Prisidialkonferenz, die sich in regelmiBigen Abstdnden trifft und als ,,das
zentrale Beratungs- und Lenkungsorgan fiir die Koordination von Arbeitsplinen
sowohl der Ausschiisse als auch des Plenums* (ebd.) fungiert. In den Ausschiissen
liegt auch der eigentliche Arbeitsschwerpunkt des Nationalrates, obwohl die
Aufmerksamkeit eher auf Plenarsitzungen gerichtet wird. Die Ausschiisse orientieren
sich an der Ressortaufteilung, kénnen aber auch spezialisierter sein, und die Klubs
entsenden nach der Fraktionsstirke Fachleute in die Ausschiisse (wenn notwendig
werden auch externe Spezialisten herangezogen, vgl. ebd.). Der wichtigste Ausschuss
ist der Hauptausschuss des Nationalrates, ,,dessen Aufgabengebiet relativ allgemein
gehalten und der — neben der Présidialkonferenz — als zweites bedeutendels]
Subkoordinationsorgan gilt“ (ebd.: 94f).

Der Nationalrat hat insgesamt 183 Mitglieder, die zum ersten Mal bei der
konstituierenden Sitzung der neuen Gesetzgebungsperiode zusammentreffen. Eine
Gesetzgebungsperiode dauert in der Regel 5 Jahre, der Nationalrat kann sich aber
entweder durch einfaches Gesetz selbst aufldsen, oder der Bundesprésident kann ihn

auf Vorschlag der Bundesregierung auflosen. Die Mitglieder des Nationalrates sind
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formell an keinerlei Auftrage gebunden: ihr Mandat ist sowohl von den Wéhlern als
auch von der Partei unabhédngig, und dieser freie Mandat ist in der Verfassung
verankert. Der Intention der Bundesverfassung wird aber durch starken
Fraktionszwang widersprochen (vgl. ebd.: 91f).

Abgeordnete des Nationalrats genieen auch eine gewisse Immunitét: sie
diirfen wegen ihrem Abstimmungsverhalten niemals und wegen einer ,,im Rahmen
der Berufsausiibung getitigten AuBerung (ebd.: 92) nur vom zustindigen
Vertretungskorper zur Rechenschaft gezogen werden (dies bezieht sich jedoch nicht
auf Pressekonferenzen, auch wenn sie in den Parlamentsraumlichkeiten stattfinden).
Abgeordnete genieflen auch auBerberufliche Immunitét, und sind in einigem Ausmal
vor Verhaftungen und Hausdurchsuchungen geschiitzt: dies soll Ubergriffe anderer
Staatsgewalten verunmdglichen. Mit dem Nationalratsabgeordnetenmandat kommen
jedoch auch einige Inkompatibilitdten. Abgeordnete diirfen nicht gleichzeitig EP-
Abgeordnete, Bundesprisident, Rechnungshofprésident, Prasident oder Vizeprésident
des  Obersten  Gerichtshofes, des  Verwaltungsgerichtshofes oder des
Verfassungsgerichtshofes sein. Andere offentliche Amter sowie Regierungsimter
konnen ausgeiibt werden, wihrend es bei privatwirtschaftlichen Tétigkeiten zu

komplizierteren Regeln kommt (vgl. ebd.: 92f).

V.1.2. Der Bundesrat

Da Osterreich foderal organisiert ist, miissen die Linder an der
Bundesgesetzgebung mitwirken. Der Bundesrat soll dies ermdglichen, seine
Mitwirkungsrechte sind aber im Vergleich zu anderen Zweikammernsystemen relativ
schwach ausgebildet. Diest riihrt daher, dass der Bundesrat ein Kompromiss zwischen
einer starken Lénderkammer (von den Christlichsozialen gewiinscht) und einer
zentralistischen Staatsstruktur (von der Sozialdemokratie gewiinscht) darstellt. Der
Bundesrat folgt keiner Paritdtsregel, und die Lénder sind proportional nach ihrer
Biirgerzahl vertreten, wobei eine Untergrenze von 3 Mitgliedern nicht unterschritten
werden darf. Das groflte Bundesland (Niederdsterreich) entsendet 12 Mitglieder,
wihrend das Burgenland und Vorarlberg nur 3 entsenden (sie sind aber trotzdem
iiberproportional reprisentiert, vgl. ebd.: 95).

Der Bundesrat entsteht nicht durch einen einzigen Kreationsakt: die jeweiligen

Bundesrite werden in Folge von einer Landtagswahl neu gewihlt und sind somit an
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der Gesetzgebungsperiode der Landtage gebunden. Man kann also auch nicht von
einer Gesetzgebungsperiode des Bundesrates sprechen, da es zu einer kontinuierlichen
Partialerneuerung kommt. Die Logik der Zusammensetzung folgt also einer doppelten
Proportionalitdt, ,einerseits nach der Biirgerzahl und andereseits nach dem
Starkeverhiltnis der Landtagsparteien® (ebd.: 95): die Zusammensetzung reproduziert
also einigermallen die Stirkeverhiltnisse wie sie auch im Nationalrat vorhanden sind.
Bundesrite wéhlen auch meistens nach der Fraktionszugehorigkeit und nicht nach
Landern, und sitzen auch nicht nach Léndern sondern nach Parteizugehorigkeit
gruppiert. Auch filir sie gilt das freie Mandat und sie genieBen eine &hnliche

Rechtsstellung wie die Abgeordneten zum Nationalrat (vgl. ebd.: 95f).

V.1.3. Die Gesetzgebung

In Osterreich wird die Bundesgesetzgebung laut Bundes-Verfassungsgesetz
vom Nationalrat gemeinsam mit dem Bundesrat ausgeiibt, ,,wobei erster die zentrale
und wichtigere Rolle einnimmt™ (ebd.: 96). Aufgrund der Fusion zwischen
parlamentarischer ~Mehrheit und Regierung kommt die Mehrheit der
Gesetzesinitativen von der Bundesregierung, und sie werden meistens im Parlament
nicht mehr modifiziert: die Gesetzgebung kann also nicht als das von Hans Kelsen
beschriebene Herrschaftsinstrument des Parlaments gegeniiber den anderen
Staatsgewalten aufgefasst werden (vgl. ebd.: 96f), aber das Parlament fungiert
trotzdem als ,,permanente[r] Kontrolleur der legistischen Arbeit der Regierung® (ebd.:
97).

Die zwei wichtigsten Formen der Gesetzesinitiative sind erstens die vom
Ministerrat einstimming beschlossenen Regierungsvorlagen und zweitens die Antrége
der Mitglieder des Nationalrates. Letztere unterteilen sich in Initiativantrige von
mindestens 5 Abgeordneten und Antrdge von Ausschiissen. Laut Ucakar und Gschiegl
sind Regierungsvorlagen qualitativ wie auch quantitativ die wichtigiste Form der
Gesetzesinitiative, und das riihrt daher, dass die Regierung ,,im Rahmen der
Gesetzesvorbereitungen auf mehr erfoderliche Ressourcen und Infrastrukturen
innerhalb der Verwaltungsapparate (v.a. Ministerien)“ (ebd.) zuriickgreifen kann (vgl.
ebd.).

Ucakar und Gschiegl beziehen sich auf Giinther Schefbeck, der zwischen

proaktiven, reaktiven und fortschreibenden Gesetzesinitiativen unterscheidet. Die
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proaktiven Initiativen haben es mit gesellschaftspolitisch interessanten und neuartigen
Themen zu tun: sie sind ideologisch besetze Reformambitionen, und werden von den
Legistikabteilungen der Ministerien ausgearbeitet und regierungsintern forciert (vgl.
ebd.). Reaktive Initiativen ,lassen sich meist auf spezifische Anlassfille, auf
massenmedial breit transportierten Forderungen sowie auf die Umsetzung
europdischer Rechtsakte, zuriickfiihren (ebd.): sie werden {iblicherweise medial
insziniert und kommen in Form von Initiativantrdgen, um das vorparlamentarische
Begutachtungs-verfahren zu umgehen und die Dringlichkeit zu betonen (vgl. ebd.).
Die fortschreibenden Initiativen bezieht sich auf ,,Wiinsche]...] der Verwaltung nach
mehr Praktikabilitit im Arbeitsalltag™ (ebd.).

Gesetzesentwiirfe werden in der Regel in den einzelnen Ressorts
ausgearbeitet, beruhen aber schon ex ante auf ein breites Konsensniveau, da sie mit
den relevanten Gesellschaftsgruppen, Verbanden, und jeweils anderen Ministerien
diskutiert werden. Verbdnde, Landesregierungen und Ministerien werden auch zu
offiziellen Stellungnahmen eingeladen, und der Ministerialentwurf muss auf einen
Kompromiss zwischen den Koalitionsparteien und den Ministerien beruhen, da die
Annahme der Regierungsvorlagen nur durch Einstimmigkeit moglich ist. Die
konsensual angenommene Regierungsvorlage wird dann dem Nationalrat vorgelegt.
Dieses offene und lange Begutachtungsverfahren beruht auf die Bereitschaft der
Regierung: wihrend der Schwarz-Blau Regierung war diese Bereitschaft oftmals
nicht vorhanden, und die Verletzung des Begutachtungsrechtes bringt keine
Sanktionen mit sich. Das vorparlamentarische Begutachtungsverfahren kann auch
umgangen werden, indem Initiativantrige der Abgeordneten gestellt werden, und dies
wird von Regierungen oft bewusst eingesetzt, um Zeit zu sparen, was allerdings auch
der Qualitit der Gesetzesentwiirfe schadet (vgl. ebd.: 98).

Im Nationalrat gliedert sich das Gesetzgebungsverfahren in drei 6ffentliche
Lesungen im Plenum und ,,den grundsizlich nicht 6ffentlichen Ausschussberatungen®
(ebd.: 98). Die erste Lesung dient der Vorabinformation und ist meistens kurz
gehalten, in der Form einer Grundsatzdebatte. Nach der ersten Lesung wird der
Entwurf an den zustindigen Ausschuss weitergeleitet, und dieser bereitet den
Gesetzesbeschluss flir das Plenum vor. Bei der zweiten Lesung im Plenum kommt es
zu einer Generaldebatte, und bei der dritten Lesung folgt dann auch die Abstimmung.
Abgeordnete konnen bei der zweiten sowie bei der dritten Lesung

Abidnderungsantrige einbringen. Ein Prisensquorum von einem Drittel der
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Abgeordneten und eine unbedingte einfache Mehrheit der abgegeben Stimmen sind
fiir die Annahme von einfachen Gesetzen notwendig. Bei Verfassungsgesetzen,
Verfassungsbestimmungen, sowie anderen speziellen Gesetzesmaterien gilt ein
Priasensquorum von 50% und ein Konsensquorum von zwei Drittel der abgegeben
Stimmen (vgl. ebd.: 99).

Der Bundesrat kann bei der Gesetzgebung mitwirken, allerdings wird er von
der Bundesverfassung relativ stark in dieser Hinsicht eingeschriankt. Bei wichtigen
Angelegenheiten, wie z.B. Finanzausgleichgesetze, ist ihm die Mitwirkung vollig
versagt, und die absolute Zustimmung des Bundesrates ist nur in sehr seltenen Féllen
notwendig, wie z.B. wenn es um seine eigene Rechtsstellung geht. Der Bundesrat
kann binnen 8 Wochen ein sogenanntes suspensives Veto gegen Gesetzesbeschliisse
des Nationalrates einlegen, und der Nationalrat kann dann, wenn er das Gesetz in
unveranderter Form trotzdem DbeschlieBen mochte, mit ecinem erhGhten
Prasensquorum (50%) einen Beharrungsbeschluss fassen: somit kommt es in der
Praxis lediglich zu einer Verzogerung des Gesetzgebungsprozesses (vgl. ebd.).

Die vom Nationalrat angenommenen Gesetzesbeschliisse werden vom
Bundesprisidenten auf ihr verfassungsméBiges Zustandekommen {iberpriift, wobei die
herrschende Lehre dieses Recht des Bundespréisidenten eher eng fasst: er hat kein
materielles Priifungsrecht, und darf also nur die FEinhaltung formaler Regeln
iiberpriifen. Wenn er davon iiberzeugt ist, dass die formalen Regeln eingehalten
wurden, dann beurkundet er die Vorlage des Bundeskanzlers, der die Beurkundung
dann auch gegenzuzeichnen hat. Es folgt dann die Kundmachung des Gesetzes durch
den Bundeskanzler, was das Gesetzgebungsverfahren abschliet. Das Gesetz tritt am
nidchsten Tag nach der Kundmachung in Kraft, oder, wenn im Gesetz selbst anders
vorgesehen, erst spéter, was allgemein zuldssig ist: in der Zeit bis zum Inkrafttreten
gilt das Gesetz schon (und kann auch vom Verfassungsgerichtshof iiberpriift und
aufgehoben werden), kann aber nicht auf Sachverhalte angewendet werden (vgl. ebd.:

100).

V.1.4. Weitere Aufgaben des Parlaments

Das 0sterreichische Parlament hat neben der Gesetzgebung auch drei weitere
Funktionen: die Kontrollfunktion, die Mitwirkungsunfktion, sowie die Rekrutierungs-

und Tribunenfunktion. Im Rahmen der Kontrollfunktion hat das Parlament ein
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Interpellations- und Fragerecht an die Bundesregierung, wobei die schriftliche bzw.
dringliche Anfrage eher von der Opposition genutzt wird und somit ein
Minderheitenrecht darstellt (sie kann aber auch von der Bereichsopposition, also von
der anderen Regierungsfraktion, eingesetzt werden), wihrend die eigene
Regierungsfraktion von Prisentationsfragen Gebrauch machen kann. Es gibt auch
eine sogenannte Fragestunde oder aktuelle Stunde am Beginn jeder Sitzung des
Nationalrates, und jedes Mitglied des National- oder Bundesrates kann Fragen an
Regierungsmitglieder stellen (nach einem Verteilungsschliissel nach Fraktionsstérke).
Im Rahmen der Kontrollfunktion existierien auch die Untersuchungssausschiisse, in
denen Missstinde innerhalb der Bundesvollziehung festgestellt werden, und in denen
die Kooperation aller Behorden verplichtend ist; die Untersuchungsausschiisse gelten
bis dato als Merheitsrecht (vgl. ebd.: 101, Abbildung).

Im Rahmen der Mitwirkungsfunktion hat das Parlament ein Resolutionsrecht,
mittels dessen die Mitglieder des National- und Bundesrates unverbindliche Wiinsche
iiber die Ausilibung der Gesetzgebung formulieren sowie kiinftige Gesetzesvorhaben
grob skizzieren konnen: die Opposition macht auch Gebrauch davon, um alternative
Positionen und Programme darzustellen. Das Parlament wirkt auch bei
Staatsvertragen mit, da Staatsvertridge, die von der Regierung abgeschlossen werden,
der Genehmigung des Nationalrates bediirfen (vgl. ebd.). Das Parlament hat auch
Mitwirkungsrechte ,,an der Bestellung von Organen und an Vorhaben im Rahmen der
EU* (ebd.).

Das 0sterreichische Parlament iibt auch eine Rekrutierungsfunktion aus:
entweder direkt, durch die Rekrutierung von staatspolitisch wichtigen Amtern
(Nationalratspréisidenten, Klubvorsitzende, Ausschussvorsitzende) und die Ernenung
von Rechnungshofprisidenten und Volksanwélte, oder indirekt, durch die
Rekrutierung der Bundesregierung (durch nicht-Ausiibung des Misstrauensvotums)
oder die Besetzung anderer ,,Schliisselpositionen im staatsnahen Bereich* (ebd.). Das
Parlament hat auch eine Tribiinenfunktion, und die Offentlichkeit ist eine ,,wichtige
Pramisse des Osterreichischen Parlamentarismus® (ebd.). Mit Hilfe der neuen
Informations- und Kommunikationskanélen (TV-Ubertragungen,
Internetveroffentlichung) wird die mediale Verfahrensoffentlichkeit gewihrleistet

(vgl. ebd.).
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V.2. Rumanien

V.2.1. Das Parlament

Das ruminische Parlament besteht aus zwei Kammern: die
Abgeordnetenkammer und der Senat. Beide werden durch allgemeines, gleiches,
unmittelbares und freies Wahlrecht gewédhlt, also haben wir es mit einem
undifferenzierten Bikameralismus zu tun. Das Parlament als Kollegialorgan kann nur
im Plenum wihrend seiner Tagungen Entscheidungen treffen, also hat sich eine
interne Organisierung herausgebildet, damit sich die parlamentarische Arbeit
vollziehen kann und Gesetzesentwiirfe vorbereitet werden konnen. Die interne
Organisierung des Parlaments beinhaltet parlamentarische politische Gruppen (analog
zu den Parlamentsklubs in Osterreich), Biiros, und Ausschiisse (vgl. Uglean 2005b:
168f).

Was die parlamentarischen Gruppen angeht, so miissen diese nicht
notwendigerweise zustandekommen: sie sind fakultativ, und jeder Abgeordnete oder
Senator kann sich aussuchen, ob er Teil einer Gruppe sein mochte oder nicht: dies
hingt mit dem freien Mandat zusammen. Gruppen kénnen sich bilden, sofern sie
mindestens 7 (im Senat) oder 10 (in der Abgeordnetenkammer) Mitglieder aufweisen
konnen. Die Gruppen wiéhlen dann fiir sich einen Obmann (Président) und einen oder
mehrere  Stellvertreter  (Vizeprasidenten). Die  Geschéftsordnungen  der
Abgeordnetenkammer und des Senats messen den Gruppen eine gro3e Bedeutung bei:
diese stellen die Kandidaten fiir die Wahl der Prédsidenten, der Vizepréisidenten, der
Sekretire und der Quistoren der beiden Kammern auf, und sie geben durch ihre
Obminner das FEinverstindnis fiir die Zusammensetzung der parlamentarischen
Ausschiisse, unter anderem (vgl. ebd.: 1691Y).

Beide Kammern wihlen jeweils ein sogenanntes Stindiges Biiro: dieses stellt
sich aus einem Prisidenten, vier Vizeprésidenten, vier Sekretire und 4 Quéstoren
(beim Senat nur 2 Quéstoren) zusammen. Die Sténdigen Biiros haben viele Aufgaben,
und sie leiten grundsétzlich die gesamte parlamentarische Arbeit. Wenn die beiden
Kammern in gemeinsamer Sitzung arbeiten miissen, werden keine neuen Strukturen
geschaffen, sondern es wird nach der Geschiftsordnung der gemeinsamen Sitzungen
verfahren: die Leitung der gemeinsamen Sitzungen wird alternierend von den
Préasidenten der beiden Kammern wahrgenommen, zusammen mit zwei Sekretéren,

einen von jeder Kammer (vgl. ebd.: 174f).
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Das ruménische Parlament hat natiirlich auch Ausschiisse, die in den
Geschiftsordnungen der beiden Kammern festgelegt sind. Die Mitglieder der
Ausschiisse werden von den beiden Kammern gewédhlt, nach dem Prinzip der
Proportionalitdt. Jeder Ausschuss hat auch ein eigenes Biiro, das die Arbeit des
Ausschusses organisiert und sich aus Président, Vizeprdsidenten und Sekretire
zusammensetzt (vgl. ebd.: 178ff). Momentan (Stand: April 2012) hat die
Abgeodrnetenkammer 19 stindige Ausschiisse, 5 Untersuchungsausschiisse und einen
Validierungsausschuss (vgl. Abgeordnetenkammer 2012a) und der Senat 18 stéindige
Ausschiisse (vgl. Abgeordnetenkammer 2012b). Die stdndingen Ausschiisse richten
sich grundsitzlich nach der Ressortverteilung, wie in Osterreich. Es gibt auBerdem
gemeinsame Ausschiisse der beiden Kammern: sechs stindige und sechs spezielle
(vgl. Abgeordnetenkammer 2012c).

Die Legislaturperiode des ruménischen Parlaments dauert 4 Jahre, und kann
im Fall von Kriegen oder Naturkatastrophen durch Organgesetz verlingert werden.
Neuwahlen finden spitestens nach drei Monaten nach dem Ablaufen der
Legislaturperiode oder der Auflosung des Parlaments statt. Das neu gewihlte
Parlament muss binnen 20 Tagen auf Anforderung des Prisidenten Ruméniens
zusammentreten. Das Mandat der ,alten’” Kammern verldngert sich bis zum
rechtméfigen Amtsantritt des neuen Parlaments, jedoch kann in dieser Zeit die
Verfassung nicht gedndert werden, und Organgesetze konnen auch nicht beschlossen,
gedndert oder auBer Kraft gesetzt werden (vgl. Uglean 2005b: 189).

Im ruménischen Parlament sitzen insgesamt 334 Abgeordnete (vgl.
Abgeordnetenkammer 2012d) und 137 Senatoren (vgl. Abgeordnetenkammer 2012¢).
Ruménische Parlamentarier geniefen Immunititen, und sie konnen nicht flr ihr
Abstimmungsverhalten oder fiir ihre politischen Meinungen, die sie im Rahmen der
Ausilibung ihres Mandates &duflern, zur Rechenschaft gezogen werden. Kein
Abgeordneter oder Senator kann ohne FEinverstindnis der jeweiligen Kammer
festgenommen, verhaftet, durchsucht oder in einer strafrechtlichen Frage vor Gericht
berufen werden. Was Inkompatibilititen angeht, so diirfen Parlamentarier
grundsdtzlich kein anderes offentliches Amt, auller das eines Regierungsmitglieds,
ausiiben. Niemand darf gleichzeitig Abgeordneter und Senator sein (vgl. Uglean

2005b: 2001).
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V.2.2. Die Gesetzgebung

Laut Verfassung ist das Parlament die einzige gesetzgebende Behdrde des
Landes, in der Praxis ist das aber nur bedingt der Fall: die gesetzgebende Funktion
wird mit der Exekutive (Gesetzesinitiative, Beurkundung, Vetorecht) und sogar den
Wihlern (durch das Referendum) geteilt (vgl. ebd.: 153f).

Was das Recht auf Gesetzesinitiative angeht, so gehort dieses laut Verfassung
der Regierung, den Abgeordneten, den Senatoren und den Biirgern. Die Initiative der
Staatsbiirger wurde weiter oben (IV.2.2) beschrieben, also werden wir uns hier nur
mit der Regierung und den Parlamentariern befassen. Die Regierung iibt ihr
Initiativrecht durch sogenannte Gesetzesprojekte (proiecte de legi) aus, wihrend die
Initiativen der Parlamentarier (sowie der Biirger) legislative Vorschlige (propuneri
legislative) heiBBen (vgl. ebd.: 221).

Analog zum Osterreichischen vorparlamentarischen Verfahren miissen auch in
Ruminien Gesetzesprojekte und legislative Vorschlige von einer Reihe von
staatlichen Einrichtungen tiberpriift und genehmigt werden. Die Initiativen werden auf
den Inhalt ihrer Bestimmungen sowie auf ihre Harmonisierung mit dem gesamten
Rechtssystem {iiberpriift: dies soll gewihrleisten, dass der fertige Gesetzestext richtig
verfasst und brauchbar ist. Die Priifung und Genehminung der Gesetzesinitiativen ist
obligatorisch, allerdings muss der Initiator die Bemerkungen und Empfehlungen, die
mit der Genehmigung angeboten werden, nicht befolgen, da die Gesetzesinitiative ein
Verhéltnis zwischen Initiator und Gesetzgeber darstellt (vgl. ebd.: 222f).

Der Initiator reicht das fertige Gesetzesprojekt beim Présidenten einer der
beiden Kammern des Parlaments ein (vgl. ebd.: 223), wobei die Verfassung festlegt,
bei welcher Kammer die Projekte hinterlegt werden miissen: wenn es um
Staatsvertrdge geht, oder sich das Gesetz mit dem Offentlichen Rundfunk, mit
Inkompatibilitdten zwischen Parteimitgliedschaft und oOffentlichen Berufen, dem
Wehrdienst, dem Volksanwalt, der Organisierung der Regierung und des Obersten
Rats der Landesverteidigung, der Verwaltungsgerichtsbarkeit, der Organisierung der
Gerichtsbarkeit und des Rechnungshofes, der allgemeinen Organisierung des
Unterrichts, der Organisierung der lokalen Behorden und des Territoriums, dem
Legislativen Rat, mit Inkompatibilititen zwischen Regierungsamt und anderen
Amtern, mit der Einrichtung von autonomen administrativen Behdrden, dem System

der Landesverteidigung, mit Sprachrechte der Minderheiten, mit dem Obesrten
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Gerichtshof flir Kassation und Justiz oder spezialisierten Gerichten, oder mit dem
Verfassunggerichsthof ~ beschiftigt, dann  wird das Projekt bei der
Abgeordnetenkammer hinterlegt. Alle anderen Gesetzesprojekte werden beim Senat
eingereicht. Die Kammer, bei der die Projekte eingereicht werden, stimmt zuerst ab,
wihrend die jeweils andere Kammer endgiiltig entscheidet (vgl. Die Verfassung
Rumaéniens: Art. 75 Abs. 1 und 3).

Nachdem das Gesetzesprojekt beim Présidenten einer der beiden Kammern
eingereicht wurde, kommt es in die zustindigen parlamentarischen Ausschiisse. Die
Rolle der Ausschiisse wird weder in der Verfassung noch in den parlamentarischen
Geschiftsordnungen niianciert, und laut Uglean wére eine solche Niiancierung auch
nicht notwendig. Die Ausschiisse konnen entweder die Annahme des
Gesetzesprojektes empfehlen, oder aber seine Ablehnung; sie kdnnen den Text des
Projektes nicht dndern und konnen keine andere Form des Projektes vorschlagen. Die
Empfehlung der Ausschiisse ist weder fiir den Initiator noch fiir das Parlament
verpflichtend, und nur das Parlament allein kann iiber das Gesetzesprojekt
entscheiden, aufler der Initiator zieht es zuriick (vgl. Uglean 2005b: 223f).

Nach den Ausschiissen wird das Projekt im Plenum der beiden Kammern
diskutiert, und zwar zuerst in der Kammer, in der es eingereicht wurde. Jedem
Abgeordneten oder Senator wird das Gesetzesprojekt rechtzeitig vorgelegt, und dann
wird der Bericht des zustindigen Ausschusses vorgelesen. Das Gesetzesprojekt wird
dann zuerst allgemein diskutiert, und dann werden die einzelnen Artikel zur
Diskussion gestellt. Vor oder wiahrend den Debatten im Plenum kdnnen Abgeordnete
und Senatoren Abanderungsantrage einbringen. Es folgt dann die Abstimmung (siche
II.2.1. fiir die Mehrheitserfordernisse nach Gesetzeskategorie), und nach der
Annahme seitens der ersten Kammer wird das Projekt zur zweiten Kammer geschickt.
Wenn die zweite Kammer das Projekt ablehnt, kehrt es zuriick in die erste Kammer
fiir eine erneute Debatte. Eine zweite Ablehnung gilt dann als endgiiltig. Es gibt auch
Mediationsverfahren die vorgesehen wurden, falls die beiden Kammern verschiedene
Versionen des Gesetzesprojektes annehmen, da beide Kammern die gleiche Version
des Gesetzes annehmen miissen (vgl. ebd.: 224ff).

Angenommene Gesetze werden von den Prisidenten der Kammern
unterzeichnet, und sie werden dann dem Prisidenten Ruminiens vorgelegt. Der
Priasident muss sich binnen 20 Tagen duflern. Er kann das Gesetz einmal dem

Parlament fiir eine sogenannte erneute Uberpriifung (reexaminare) zuriickschicken.
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Das Gesetz, das er nach der Uberpriifung bekommt, muss er binnen 10 Tagen
beurkunden (oder binnen 10 Tagen nach der Entscheidung des
Verfassungsgerichtshofes, falls das Gesetz einer verfassungsrechtlichen Kontrolle
unterzogen wurde). Nach der Beurkundung werden die Gesetze veroffentlicht, und
treten somit in Kraft (falls nicht anders im Gesetz selbst vorgeschrieben ist, vgl. ebd.:
226fY).

Es gibt auch eine Moglichkeit seitens der Regierung, den parlamentarischen
Prozess zu umgehen und ein Gesetzesprojekt ohne parlamentarische Abstimmung in
ein Gesetz zu verwandeln: diese sogenannte Haftungsverpflichtung der Regierung
(angajarea raspunderii guvernului) stellt die Regierung vor einem Misstrauensvotum
— wenn sie das Misstrauensvotum iiberlebt, dann gilt das Gesetzesprojekt als

angenommen (vgl. ebd.: 229).

V.2.3. Weitere Aufgaben des Parlaments

Das ruminische Parlament hat wie das Osterreichische eine wichtige
Kontrollfunktion, und diese wird durch mehrere Moglichkeiten ausgeiibt: durch
Berichte und Programme, die dem Parlament vorgestellt werden (z.B. von Seiten der
Regierung oder des Rechnungshofes); durch Untersuchungsausschiisse; durch Fragen
und Interpellierungen; durch das Recht der Parlamentiarer, Informationen zu fordern
und zu bekommen (von der Regierung und anderern staatlichen Organen); durch die
Erledigung von Petitionen der Staatsbiirger (Beschwerdefunktion); sowie durch den
Volksanwalt (vgl. ebd.: 156fY).

Das Parlament {ibt auch eine wichtige Rekrutierungsfunktion filir viele
staatliche Behorden aus: der Volksanwalt sowie sechs Richter des
Verfassungsgerichtshofes werden vom Parlament ernannt, zum Beispiel. Die
Mitwirkungsfunktion ist auf einige auBlenpolitische Fragen (Ratifizierung von

Vertrdgen, Ausrufung des Kriegszustandes) beschrinkt (vgl. ebd.: 156, 162).
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VI. Prasident, Regierung, Verwaltung (Presedintele,
Guvernul, administratia publica)

VI.1. Osterreich
VI.1.1. Der Bundesprasident

Die ersten Verfassungen Osterreichs kannten keinen ,Staatsprisidenten’. Die
Verfassung Deutschosterreichs von 1918 wollte den Kaiser nicht durch ein anderes
monokratisches Organ ersetzen, und die Befugnisse der Vertretung nach auflen
wurden bei einem Kollegialorgan angesetzt. Die Verfassung von 1919 schuf auch
kein Staatsoberhaupt, sondern machte den Présidenten der Nationalversammlung
(Karl Seitz) zum Vertreter der Republik nach auflen, und gab die anderen typischen
Befugnisse eines Staatschefs der Staatsregierung als Kollegialorgan (vgl.
Ucakar/Gschiegl 2009: 109).

Das Bundes-Verfassungsgesetz von 1920 schuf das Amt des
Bundesprisidenten, aber der stark ausgeprigte Parlamentarismus sowie die Angst vor
einem monokratischen  Exekutivorgan verhinderten die  Volkswahl des
Staatsoberhaupts. Der Foderalismus verhinderte seinerseits die Wahl durch den
Nationalrat allein, also wurde ein eigenes Kreationsorgan geschaffen, ndmlich die
Bundesversammlung. Der Bundesprésident hatte auf der Basis des B-VG von 1920 im
Wesentlichen nur formale Befugnisse, und konnte keinen Einfluss auf die
Regierungsbildung ausiiben. Zwei Bundesprisidenten wurden auf der Basis dieses
Gesetzes gewdhlt: Dr. h.c. Dr. iur. Michael Hainisch (1920-1928) und Wilhelm
Miklas (1928-1938). Die Amtszeit des Bundesprisidenten betrug vier Jahre (vgl.
ebd.).

Die Novelle zum B-VG von 1929 stirkte den Bundesprisidenten,
insbesondere gegeniiber dem Parlament, und er erhielt den Status den er heute noch
genief3t. Die christlichsoziale Regierung unter Bundeskanzler Ignaz Seipel sowie die
Heimwehren wollten den parteienstaatlichen Parlamentarismus gegeniiber der
Exekutive schwichen, also forderten sie die Volkswahl und erhohte Befugnisse fiir
den Bundesprisidenten (vor allem das Recht, die Bundesregierung zu bestellen und
den Nationalrat aufzuldsen). Die Sozialdemokraten wollten die Machtkonstellation
nicht zugunsten der Exekutive verschieben, waren aber grundsétzlich nicht gegen eine

Volkswahl des Bundesprisidenten, was ja auch darin zu sehen ist, dass sie auch die
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Stichwahl durch den Volk anstatt der Bundesversammlung erzwangen. Aullerdem
mussten weitere Kompromisse von den Christlichsozialen hingenommen werden: z.B.
bediirfen die meisten Akte des Bundespréisidenten einen Vorschlag von Seiten der
Bundesregierung (vgl. ebd.: 110).

Aufgrund einer Ubergangsregelung wurde in der Ersten Republik kein
Bundesprisident vom Volk gewéhlt (vgl. ebd.), und auch der erste Bundesprisident in
der zweiten Republik, Dr. Karl Renner (SPO, 1945-1950), wurde von der
Bundesversammlung gewéhlt, da die Allierten das neuerliche Wirksam-Werden des
B-VG in der Fassung von 1929 nicht anerkannten. Die erste Direktwahl fand 1951
statt, nach dem Tod von Dr. Renner. Der Bundesprisident wird nach den Grundsitzen
des gleichen, unmittelbaren, personlichen, freien und geheimen Wahlrechts gewahlt:
wenn nur ein Wahlwerber antritt, dann ist die Wahl in Form einer Abstimmung
durchzufiihren. Bis 1982 bestand in allen Bundeslindern Wahlpflicht, ab dann nur
mehr in den Bundeslédndern, die die Wahlpflicht im Landesgesetz vorsahen. 1986 und
1992 herrschte also Wahlpflicht in Kérnten, Tirol, Steiermark und Vorarlberg, 1998
nur mehr in Tirol und Vorarlberg, 2004 in keinem Bundesland. 2007 wurde dann auch
die theoretische Moglichkeit der Wahlpflicht abgeschafft (vgl. ebd.: 111).

Die Direktwahl des Bundesprisidenten ist eine absolute Mehrheitswahl in
zwei Wahlgidngen: wenn kein Kandidat mehr als die Hélfte der giiltigen Stimmen auf
sich vereinigt, dann treten im zweiten Wahlgang die zwei stimmenstirksten
Kandidaten gegeneinander an. Die Wahlgruppen, die diese zwei stirksten Kandidaten
aufgestellt haben, konnen fiir den Zweiten Wahlgang anstelle der bis dahin
aufgestellten Wahlwerber andere Personen nominieren. Die Funktionsperiode des
Bundesprisidenten dauert sechs Jahre, und die Wiederwahl fiir eine unmittelbar
folgende Amtsperiode ist nur einmal zuldssig. Die Bundesversammlung kann die
Absetzung des Bundesprisidenten verlangen, und dann ist eine Volksabstimmung
durchzufiihren (vgl. ebd.: 111f).

Der Bundesprésident ist, genau wie das Parlament, ein ,,umittelbar vom Volk
legitimiertes staatliches Organ‘ (ebd.), die meisten seiner Amtshandlungen bediirfen
jedoch eines Vorschlages der Bundesregierung. Seine Befugnisse sind typisch fiir ein
Staatsoberhaupt, und zu erwdhnen sind unter anderem die Vertretung der Republik
nach auflen, die Ernennung von Bundesbeamten, Offizieren und Bundesfunktioniren,
sowie die Begnadigung. Der Bundesprisident beurkundet Gesetze, hat dabei aber

lediglich ein formelles Priifungsrecht (vgl. ebd.: 112f).
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Der Bundesprésident kann in Notféllen auch andere Aufgaben wahrnehmen:
die Auflosung des Nationalrats (auf Vorschlag der Bundesregierung), die Auflosung
der Landtage (auf Antrag der Bundesregierung und mit Zustimmung des
Bundesrates), das Notverordnungsrecht (sehr restriktiv angelegt), sowie die
Moglichkeit, den Sitz des Nationalrates zu verlegen. Der Bundesprésident fiihrt auch
den Oberbefehl iiber das Bundesheer (die Befehlsgewalt {ibt der zustdndige
Bundesminister aus) und ernennt auf Vorschlag des Nationalrats, des Bundesrats bzw.
der Bundesregierung die Richter des Verfassungs- und Verwaltungsgerichtshofs (vgl.

ebd.: 1131).

VI.1.2. Die Bundesregierung

Die oOsterreichische Bundesregierung besteht ,,aus dem Bundeskanzler, dem
Vizekanzler und den {ibrigen Bundesministern® (ebd.: 117), wobei nur der
Finanzminister und der Innenminister ausdriicklich im B-VG erwidhnt werden. Die
wichtigste Aufgabe der Bundesregierung als Kollegialorgan ist die Vorbereitung von
Gesetzesvorlagen, und ihr Einbringen im Nationalrat als Regierungsvorlagen. ,,Darin
besteht der politisch und gesellschaftlich gestaltende Teil des Regierens. Dem
GrofBteil der Gesetze liegen Regierungsvorlagen zu Grunde“ (ebd.). Die Regierung
kann auch Verordnungen erlassen, sie hat das Vorschlagsrecht fiir Richter am
Verwaltungsgerichtshof und Verfassungsgerichtshof, und sie kann auch die Landtage
gewissermallen kontrollieren (vgl. ebd.).

Neben der Regierung als Kollegialorgan sind die einzelnen Minister oberste
Organe der Vollziehung, und sie treffen Entscheidungen als Einzelorgane an der
Spitze der jeweiligen Verwaltungshierarchie im Ressortsystem. Die Verfassung legt
weder die Anzahl noch die Einteilung oder die Bezeichnung der Ministerien fest:
diese werden vom Bundesministeriengesetz 1986 (BMG) in der aktuellen Fassung
bestimmt (vgl. ebd.: 118). Aktuell (Stand: April 2012) gibt es in Osterreich 13
Bundesministerien: das Bundeskanzleramt; das Bundesministerium fiir europdische
und internationale Angelegenheiten; das Bundesministerium fiir Arbeit, Soziales und
Konsumentenschutz; das Bundesministerium fiir Finanzen; das Bundesministerium
fiir Gesundheit; das Bundesministerium fiir Inneres; das Bundesministerium fiir
Justiz; das Bundesministerium fiir Landesverteidigung und Sport; das

Bundesministerium fiir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft; das
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Bundesministerium fiir Unterricht, Kunst und Kultur; das Bundesministerium fiir
Verkehr, Innovation und Technologie; das Bundesministerium fiir Wirtschaft, Familie
und Jugend; und das Bundesministerium fiir Wissenschaft und Forschung (vgl. § 1
Abs. 1 BMQG).

Seit 1929 wird die Bundesregierung vom Bundesprédsident ernannt sowie
entlassen. Die Entlassung des Bundeskanzlers oder der gesamten Regierung bedarf
keines Vorschlags, wihrend die Ernennung und die Entlassung einzelner Minister auf
Vorschlag des Bundeskanzlers erfolgen. Zum Bundeskanzler, Vizekanzler und
Bundesminister konnen nur Personen ernannt werden, die zum Nationalrat wahlbar
sind: sie miissen jedoch nicht Nationalratsabgeordnete sein (vgl. Ucakar/Gschiegl
2009: 118f). ,,.Die neue Bundesregierung muss sich dem Nationalrat binnen einer
Woche vorstellen, damit dieser dann die Mdoglichkeit hat, ein Misstrauensvotum
abzugeben. Eine ausdriickliche Zustimmung ist nicht erfoderlich* (ebd.: 119).

Wenn die Bundesregierung aus irgendeinem Grund aus dem Amt scheidet,
dann betraut der Bundesprisident die scheidende Regierung mit der Fortfiihrung der
Verwaltung, und er betraut einen Regierungsmitglied mit dem Vorsitz der
einstweiligen Bundesregierung. Auf jeden Fall zur Amtsenthebung fiihrt ein
Misstrauensvotum des Nationalrates, und dieser kann der ganzen Bundesregierung
oder einzelnen ihrer Mitglieder das Vertrauen versagen. Fiir das Misstrauensvotum,
wie auch fiir ein anderes Instrument des Parlaments, nimlich der Ministerangklage, ist

die Anwesenheit von mehr als die Hélfte der Abgeordneten notwendig (vgl. ebd.).

VI.1.3. Die Verwaltung

Der Bundesprisident, die Bundesregierung, und die einzelnen Bundesminister
(Organe die grundsitzlich gleichgeordnet sind) sind mit den obersten
Verwaltungsgeschiften des Bundes betraut, und iiben diese auf der Basis des in der
Bundesverfassung verankerten Legalititsprinzips aus. Dieses Prinzip, das laut Ucakar
und Gschiegl neben der Verfassungsgerichtsbarkeit als Kern des Rechtsstaates gilt
(vgl. ebd.: 105), besagt dass die ,,gesamte staatliche Verwaltung [...] nur auf Grund
der Gesetze ausgeiibt werden® (ebd.). darf. AuBlerdem gehoren zu den obersten
Organen der Vollziechung auch die Staatsekretire (obwohl sie nicht Mitglieder der
Bundesregierung sind) sowie die Mitglieder der Landesregierungen, und gegen all

diesen Organen kann Anklage erhoben werden (vgl. ebd.: 106).
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Die Verwaltungsaufgaben sind zwischen dem Bund und den Léndern gemif
dem Bundes-Verfassungsgesetz aufgeteilt: einige Angelegenheiten gehoren exklusiv
dem Bund an (z.B. Sicherheitspolizei und Strafrecht), wihrend andere exklusiv den
Landern angehoren (z.B. Natur- und Jugendschutz, vgl. ebd.). ,,Der Grofiteil der
Verwaltungsaufgaben wird jedoch im Wege der mittelbaren Bundesverwaltung
vollzogen® (ebd.): der Staat verzichtet auf eigene Bundesbehorden, und bedient sich
,bel der Besorgung der Verwaltungsgeschifte des Bundes der Landeshauptminner
und ihrer Behorden™ (ebd.), wobei diese dann dem jeweiligen Bundesminister
weisungsunterworfen sind (vgl. ebd.).

Osterreich sieht auch ein gewisses MaB an Selbstverwaltung vor: erstens die
territoriale Selbstverwaltung, womit die Gemeindeautonomie gemeint ist, und
zweitens die berufliche und soziale Selbstverwaltung, mit der die Kammern und die
Sozialversicherungstrager gemeint sind. Die berufliche Selbstverwaltung und die
Sozialpartnerschaft wurden 2007 auch verfassungsrechtlich fixiert, und im 2008
folgte dann die Verankerung der Selbstverwaltung der Universititen in der

Verfassung (vgl. ebd.: 107f).

VI.2. Ruménien

VI1.2.1. Der Prasident

Die Entwicklung des Amtes des Staatsoberhauptes in Ruménien kannte
mehrere Phasen: von der ersten ruménischen Verfassung und bis 1881 war der Fiirst
Staatsoberhaupt; 1881 wurde das Konigreich ausgerufen und 1884 wurde der Begriff
,Konig’ auch in der Verfassung verankert; der Konig blieb offiziell Staatsoberhaupt
auch in der Zeit zwischen 1940 und 1944, obwohl seine Befugnisse sehr
eingeschriankt wurden; von 1947 und bis 1974 traten verschiedene Kollegialorgane
(Préasidium der Republik, Priasidium der Groflen Nationalversammlung, Staatsrat) an
Stelle des Staatsoberhauptes; 1974 wurde das Amt des Prédsidents der Republik
geschaffen, und in Dezember 1989 wure dann der Président des Rates des Fronts zur
Nationalen Rettung zum Staatsoberhaupt. Das Dekret-Gesetz 92 von 1990 iiber die
Wahl des Parlaments und des Présidenten von Ruménien macht den Présidenten zum
Staatsoberhaupt, und legt seine Wahl auf der Basis des allgemeinen, gleichen,
unmittelbaren, geheimen und freien Wabhlrechts fest, was auch in der aktuell

geltenden Verfassung verankert ist (vgl. Uglean 2005b: 239f).
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Der Priasident Ruméniens vertritt den ruménischen Staat, ist der Garant der
nationalen Unabhdngigkeit, sowie der Einheit und Unversehrtheit des Staatsgebietes.
Er soll sich vergewissern, dass die Verfassung eingehalten wird und, dass die
Offentlichen Behorden gut funktionieren. Der Prisident vermittelt zwischen den
Staatsgewalten wie auch zwischen dem Staat und der Gesellschaft. Die Meinung in
der Literatur ist, dass der Prisident ein oberstes Reprisentativorgan ist, da er den
ruménischen Staat vertritt und genau wie das Parlament gewidhlt wird. Er ist
einigermaflen vom Parlament abhingig, da der Senat und die Abgeordnetenkammer in
gemeinsamer Sitzung den Prisidenten wegen Hochverrats anklagen konnen, oder ihn
fiir verfassungswidriges Handeln suspendieren konnen. Gleichzeitig kann der
Président, unter einigen Bedingungen, das Parlament auflosen (vgl. ebd.: 241f1).

Es ergeben sich laut Gheorghe Uglean auch einige Probleme aus der
Verfassung, was den Prisidenten angeht: erstens soll der Président zwischen den
Staatsgewalten vermitteln, also lieBe sich verstehen, dass er keiner der drei
Staatsgewalten — Exekutive, Legislative, Judikatur, angehort — dies kann jedoch nicht
sein, da er gleichzeitig die nationale Unabhingigkeit und die territoriale Einheit
gewihrleisten soll, was bedeutet, dass er die staatliche Autoritéit auf hochstem Niveau
ausilbben muss; zweitens miissen viele Dekrete des Prisidenten, darunter die
wichtigsten davon, vom Premierminister gegengezeichnet werden, was den
Préasidenten vom Premierminister abhiangig macht, obwohl der Premierminister vom
Prisidenten ernannt wird. Der Président ist laut Verfassung Oberbefehlshaber der
Streitkrafte und Président des Rates fiir Landesverteidigung: er kann also die
Mobilisierung der Streitkrifte anordnen, oder Mafinahmen zum Schutz des Landes im
Falle eines Angriffs ergreifen, jedoch braucht er in beiden Situationen die
Gegegzeichnung durch den Premierminister, was heiflt, dass die Befugnisse des
Prisidenten als Oberbefehlshaber nur formale sind (vgl. ebd.: 242f).

Zusitzlich zu den schon erwidhnten Aufgaben des Présidenten (die Vertretung
nach auflen, die Vermittlerrolle und die Landesverteidigung), hat er auch einige
weitere Befugnisse: er beurkundet die Gesetze, und kann sie einmal fiir eine erneute
Uberpriifung ins Parlament zuriickschicken; er kann die VerfassungsmiBigkeit der
Gesetze durch den Verfassungsgerichtshof priifen lassen; er ernennt den
Premierminister und ernennt dann, in Folge des parlamentarischen Vertrauensvotumes,
die Regierung; er kann Minister auf Antrag des Premierministers entlassen und

ernennen; er ernennt drei Richter zum Verfassungsgerichtshof; er ernennt weiters
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Richter und Staatsanwilte, weitere Offentliche Beamte (welche genau ist in der
Verfassung vorgesehen), und er verleiht die Dienstgrade fiir Generédle und Admirale;
er kann auch Begnadigungen aussprechen (vgl. ebd.: 244fY).

Wenn das Parlament der Regierung binnen 60 Tagen vom ersten Ansuchen
kein Vertrauensvotum gibt, und wenn mindestens zwei Ansuchen abgelehnt werden,
dann kann der Prisident, nachdem er mit den Préasidenten der beiden Kammern sowie
mit den Fraktionschefs berdt, das Parlament auflosen. Das Parlament kann im Zuge
eines Jahres nur einmal aufgeldst werden, und es kann in den letzten sechs Monaten
der Amtszeit des Préisidenten, sowie wihrend des Belagerungs- oder des Notzustandes
nicht aufgelost werden (vgl. ebd.: 246).

Die Wahl des Prisidenten erfolgt genau wie in Osterreich, nimlich durch eine
absolute Mehrheitswahl in zwei Wahlgidngen, aber es diirfen keine anderen
Kandidaten zwischen den Wahlgédngen aufgestellt werden. Das Wahlergebnis muss
vom Verfassungsgerichtshof validiert werden. Eine Wiederwahl der selben Person ist
nur einmal zuldssig, egal ob fiir die unmittelbar nachfolgende Amtsperiode oder nicht.
Die Amtszeit des Prisidenten betrdgt fiinf Jahre: sie beginnt mit dem Ablegen des
Eids vor dem Parlament und endet mit der Eidablegung durch den neu gewaihlten
Prisidenten. Die Amtszeit kann im Falle von Krieg oder von Naturkatastrophen durch
Organgesetz verlangert werden. Im Falle des Todes, der Amtsablegung, der
Absetzung oder der Suspendierung des Prisidenten werden seine Aufgaben vom
Priasident des Senats oder vom Prisident der Abgeordnetenkammer, in dieser
Reihenfolge, wahrgenommen (diese diirfen dann weder das Parlament auflésen noch
Referenden organisieren). Der Président kann nicht gleichzeitig Parteimitglied sein,
und er kann keine andere 6ffentliche oder private Stelle einnehmen (vgl. ebd.: 248ff).

Wenn der Président gegen die Verfassung verstoft, kann er auf Antrag von
mindestens einem Drittel der Parlamentarier suspendiert werden: das
Verfassungsgerichtshof muss konsultiert werden, und die Mehrheit der Abgeordneten
und Senatoren miissen in gemeinsamer Sitzung dafiir stimmen. Wenn die
Suspendierung erfolgt ist, wird binnen 30 Tagen ein Referendum fiir die Absetzung

des Prisidenten organisiert (vgl. ebd.: 251f).
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VI.2.2. Die Regierung

Die ruminische Regierung besteht aus dem Premierminister und den
Ministern. In der Regierung konnen auch sogenannte Minister-Delegierte (ministri-
delegati), mit speziellen Auftragen, sitzen. Der Président ernennt einen Kandidaten
fiir das Amt des Premierministers, in Folge von Beratungen mit der Partei, die die
absolute Mehrheit im Parlament hat, oder, wenn keine Partei die absolute Mehrheit
hat, mit allen parlamentarischen Parteien. Der Kandidat stellt eine Liste mit
Regierungsmitgliedern sowie ein Regierungsprogramm auf, und sucht binnen 10
Tagen beim Parlament ein Vertrauensvotum an. Das Regierungsprogramm und die
Liste mit Mitgliedern werden von der Abgeordnetenkammer und dem Senat in
gemeinsamer Sitzung diskutiert: das Vertrauensvotum wird von einer Mehrheit von
Abgeordneten und Senatoren gegeben (vgl. ebd.: 257).

Die Regierung gewihrleistet die Vollziehung der internen und externen Politik
des Landes und iibt die allgemeine Leitung der offentlichen Verwaltung aus. Der
Premierminister leitet die Regierung und koordiniert die Aktivitat ihrer Mitglieder. Er
vertritt die Regierung in ihren Beziehungen mit dem Prisidenten, mit dem Obersten
Gerichtshof flir Kassation und Justiz, mit dem Verfassungsgerichtshof, mit dem
Rechnungshof, mit dem Legislativen Rat, mit anderen Offentlichen Behdrden und
Institutionen, mit den politischen Parteien, mit den Gewerkschaften und mit anderen
Nichtregierungsorganisationen, wie auch in den internationalen Beziehungen. Der
Premierminister ist Vizeprasident des Rates fiir Landesverteidigung, er ernennt und
entldsst die Leiter der spezialisierten Organe der Regierung, die Staatssekretire, und
andere 6ffentliche Beamte die in den Gesetzen vorgesehen sind. Er kontersigniert die
Dekrete des Priasidenten, falls die Verfassung das vorsieht (vgl. ebd.: 259f).

Die ruménische Regierung besteht momentan (Stand: Mai 2012) neben dem
Premierminister und dem Vizepremier (der gleichzeitig auch Finanzminister ist) aus
16 Ministerien und vier Minister-Delegierten: das Ministerium fiir Verwaltung und
Inneres; das Ministerium fiir 6ffentliche Finanzen; das Ministerium fiir Wirtschaft,
Handel und die Geschiftsumwelt; das Ministerium fiir auswertige Angelegenheiten;
das Ministerium fiir Verkehr und Infrastruktur; das Ministerium fiir Umwelt und
Wilder; das Ministerium fiir regionale Entwicklung und Tourismus; das Ministerium
fiir Landesverteidigung; das Ministerium fiir Kultur und nationalen Patrimonium; das

Ministerium  fiir  Justiz; das Ministerium fiir Kommunikation und die
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Informationsgesellschaft; das Ministerium fiir Arbeit, die Familie und sozialen
Schutz; das Ministerium fiir Bildung, Forschung, Jugend und Sport; das Ministerium
fiir Gesundheit; das Ministerium fiir Landwirtschaft und lédndliche Entwicklung; das
Ministerium flir europdische Angelegenheiten; der Minister-Delegierte fiir die
Beziehung zum Parlament; der Minister-Delegierte flir die Verwaltung; der Minister-
Delegierte fiir die Geschaftswelt; und der Minister-Delegierte fiir den sozialen Dialog
(vgl. Die Regierung Ruminiens).

Einzelne Minister konnen auf Vorschlag des Premierministers vom
Prasidenten des Amtes enthoben werden (vgl. Uglean 2005b: 259). Gegen die
gesamte Regierung kann ein Misstrauensvotum vom Parlament gegeben werden.
Mindestens ein Viertel der Gesamtzahl der Parlamentarier kann ein Misstrauensvotum
einleiten, und die Abgeordnetenkammer und der Senat stimmen dann in gemeinsamer
Sitzung dariiber ab: eine Mehrheit von Abgeordneten und Senatoren ist notwendig fiir

das Misstrauensvotum (vgl. ebd.: 266).

VI1.2.3. Die Verwaltung

Die Verfassung Ruméniens unterscheidet zwischen der zentralen 6ffentlichen
Verwaltung und der lokalen offentlichen Verwaltung. Der zentralen Verwaltung
gehoren die Regierung, die Streitkréfte, und der Nationale Rat fiir Landesverteidigung
(dieser soll die Aktivititen, die sich mit der Landesveteidigung und der nationalen
Sicherheit befassen, koordinieren) an. Die lokale Verwaltung griindet auf den
Prinzipien der Dezentralisierung, der lokalen Autonomie und der Dekonzentrierung
der oOffentlichen Dienstleistungen. Der lokalen Verwaltung gehdren die
Biirgermeister, die lokalen Réte sowie die Kreisrdte an. Es gibt auch in jedem Kreis,
sowie in der Hauptstadt Bukarest, jeweils einen Priafekten, der von der Regierung
ernannt wird und diese auf lokaler Ebene vertritt. Zwischen dem Prifekten auf der
einen Seite, und den Biirgermeistern, lokalen Réten und Kreisrdten, sowie den
Prisidenten der Kreisrdten auf der anderen, besteht kein Unterordnungsverhiltnis

(vgl. Die Verfassung Rumaéniens: Art. 116-123).

91



VII. Politische Parteien und die Sozialpartnerschaft
(partidele politice si dialogul social)

Vil.1. Osterreich
VIl.1.1. Politische Parteien

Die politischen Parteien in Osterreich sind ein gutes Beispiel fiir den
Unterschied zwischen der geschriebenen und der Realverfassung. Die Parteien waren
die Griinder der zwei Osterreichischen Republiken, und Osterreich war seit seiner
Griindung eine Parteiendemokratie: dennoch fanden die Parteien erst mit dem
Parteiengesetz 1975 eingang in die Bundesverfassung (vgl. Ucakar/Gschiegl 2009:
125). Auch heute noch sind die Parteien im Bundes-Verfassungsgesetz nur als
Wahlparteien und im Zusammenhang mit Nominierungen, Proporzbestimmungen und
Inkompatibilititen vertreten, obwohl ,,ihre tatsdchliche Bedeutung im politischen
System seit ithrem Entstehen wesentlich grofler war, als ithre Verankerung in der
Rechtsordnung vermuten* (ebd.: 130) lésst.

Die Partizipationsfunktion der Parteien wurde mit dem Parteiengesetz 1975 in
der oOsterreichischen Bundesverfassung verankert, da der Artikel I des Gesetzes eine
Verfassungsbestimmung ist. Das PartG erklart, dass die Existenz wie auch die Vielfalt
der politischen Parteien wesentlich fiir die demokratische Ordnung der Republik sind,
und es nimmt Bezug auf Art. 1 des Bundes-Verfassungsgesetzes, was heif3it, dass die
politische Partizipation in Osterreich als parteienstaatlicher Parlamentarismus gedacht
ist. Die Griindung der Parteien ist frei (auBer es handelt sich um
bundesverfassungsgesetzlich verbotene Tatigkeiten, wie z.B. die
nationalsozialistische Wiederbetitigung), und die Parteien diirfen in der Ausiibung
ihrer Tétigkeit nicht durch besondere Rechtsvorschriften eingeschrankt werden. Die
Parteien miissen laut Parteiengesetz auch Satzungen beschlieen: die Partei erlangt
Rechtspersonlichkeit mit der Hinterlegung ihrer Satzung. Es ist einfach, eine Partei zu
griinden, und darum existieren in Osterreich rund 800 Parteien: nur wenige davon
sind relevant fiir die 6ffentliche Wahrnehmung und fiir das politische System (vgl.
ebd.: 130f).

Alle diese relevanten Parteien haben demokratische Satzungen, wobei aber zu
beachten ist, dass die innerparteiliche Demokratie nicht immer in groem Ausmal

gegeben ist. Die Parteien verfiigen auch iiber ,,mehr oder weniger aussagekriftige
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Parteiprogramme® (ebd.: 131). Parteien nehmen einerseits als Wahlparteien und
andererseits als Parlaments-, Landtags- oder Gemeinderatsklubs an der politischen
Willensbildung teil. Thre Finanzierung beziehen sie heute groftenteils vom Staat (auf
allen Ebenen des Bundesstaates und aus mehreren Finanzquellen), wéhrend sie
urspriinglich von den Mitgliedsbeitrdgen, Spenden und eigenen wirtschaftlichen

Tatigkeiten lebten (vgl. ebd.: 1311).

VIl.1.2. Die Sozialpartnerschaft

Die Verfassungswirklichkeit zeigt sich nicht nur im Falle der politischen
Parteien, sondern auch im Falle von organisierten Interessen sowohl im
Okonomischen als auch im nicht-6konomischen Bereich, deren rechtliche Basis das
Vereingsgesetz 2002 ist. Dieses Gesetz regelt nicht nur politisch und 6konomisch
unbedeutende Vereine, sondern auch Organisationen wie die Vereinigung
osterreichischer Industrieller oder der Osterreichische Gewerkschaftsbund (OGB).
,Im Bereich der Organisierung von beruflichen und 6konomischen Interessen gibt es
in Osterreich zusitzlich die sogenannten Kammern, die durch jeweils ein eigenes
Gesetz eingerichtet sind und bei denen fiir die jeweiligen Berufe eine Mitgliedschaft
per Gesetz (Zwangsmitgliedschaft) besteht” (ebd.: 135). Die Durchsetzung von
okonomischen Interessen erfolgt entweder durch Interessenverbédnde oder aber durch
Lobbying: letzteres ist in Osterreich nur schwach ausgeprigt, obwohl mit einer
steigenden Tendenz, wihrend die Interessenverbidnde sowohl auf Seite der Arbeit wie
auch auf Seite des Kapitals dominieren (vgl. ebd.: 134f).

Die wichtigsten Interessenverbidnde der Sozialpartnerschaft sind in der
Parititischen Kommission fiir Preis- und Lohnfragen, die 1957 gegriindet wurde,
vertreten: es handelt sich um die Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft (kurz
Wirtschaftskammer), die Landwirtschaftskammern, die Arbeiterkammer und der
Gewerkschaftsbund. Der Parititischen Kommission gehdren weiters der
Bundeskanzler und drei Bundesminister an. Sie hat momentan vier Unterausschiisse:
fir Lohne (seit Beginn an), fiir den Wettbewerb (ersetzte 1992 den
Preisunterausschuss), fiir Wirtschafts- und Sozialfragen (seit 1963) und fiir
internationale Fragen (seit 1992). Der Preisunterausschuss war von der Griindung an
in seiner Tétigkeit eher beschrinkt, und mit der europdischen Integration verloren die

Sozialpartner auch die letzten Einflussmoglichkeiten auf Preisfragen, weshalb der
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Unterausschuss auch ersetzt wurde. Ucakar und Gschiegl zitieren Emmerich Télos,
der meint, dass der Lohnunterausschuss im Wesentlichen die einzige funktionierende
Subeinheit der Kommission bleibt (vgl. ebd.: 138f).

Die Sozialpartnerschaft wurde 1957 als auBerparlamentarische, nicht
gesetzlich geregelte ,,Verstdndigungsebene von Spitzenvertretern des Staatsapparates
und der groBen Verbiande der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer” (ebd.: 139f)
konzipiert, und sie prigte in dieser Form ,die politische und o6konomische
Entwicklung der Zweiten Republik in einem entscheidenden Ausmal} bis in die
beginnenden neunziger Jahre und wurde lang als eines der wesentlichen
Charakteristika des Osterreichischen politischen Systems im In- und Ausland
angesehen™ (ebd.: 140). Ucakar und Gschiegl konstatieren einen leichten aber
kontinuierlichen Bedeutungsverlust der Sozialpartnerschaft seit ihrer Hochbliite in
den flinziger und sechsziger Jahren: der Tiefpunkt wurde mit der Regierung Schiissel
erreicht, die ,,weder politisch, noch 6konomisch eine Notwendigkeit gesehen [hat],
sich auf die Sozialpartnerschaft zu stiitzen” (ebd.). Seit der Ablosung dieser
Regierung wird wieder mehr Wert auf den sozialpartnerschaftlichen
Interessenausgleich gesetzt, und Ucakar und Gschiegl gehen davon aus, dass in der
verdnderten (Welt-) Gesellschaft mehr und nicht weniger Gemeinschaft und Staat

notwendig sind (vgl. ebd.: 140f).

VIl.2. Rumanien

VIl.2.1. Politische Parteien

Politische Parteien griindeten sich zum ersten Mal in Ruménien vor dem
ersten Weltkrieg, und es folgte eine Entwicklung der Parteien zwischen den zwei
Weltkriegen. Das Jahr 1938 brachte aber ein Verbot aller Vereine, Gruppierungen und
Parteien mit sich, und, obwohl man 1944 wieder auf die Verfassung von 1923
zuriickgriff, wurde erst 1946 wieder eine legislative Kdorperschaft geschaffen, was
bedeutete, dass die Parteien zwischen 1944 und 1946 ihrer wichtigsten Funktion
beraubt wurden. 1947 schlieBlich wurde der politische Pluralismus abgeschafft und
der Einparteienstaat geschaffen. Die Arbeiterpartei, spiter die Kommunistische Partei,
dominierte das politische Leben, den Staat und die gesamte Gesellschaft bis zur

Revolution von Dezember 1989 (vgl. Uglean 2005b: 139f).
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In der Folge des Dekret-Gesetzes 8 von 1989 griindete sich eine sehr grofie
Zahl an Parteien, die jedoch in der weiteren Entwicklung nicht alle {iberleben
konnten. Das Gesetz 27 von 1996 iiber die politischen Parteien stellte restriktivere
Bedingungen fiir die Griindung einer Partei auf, was ihre Zahl auch verringerte (vgl.
ebd.: 140). ,Jedoch ist der politische Pluralismus, ausgedriickt vor allem in der
Existenz einer Vielzahl von Parteien und dhnlichen Formationen, weiterhin ein
Charakterzug des ruménischen politischen Lebens'® (ebd.). Das aktuelle Gesetz, das
die politischen Parteien regelt, ist das Gesetz 14 vom 9. Janner 2003 (vgl. ebd.).

Parteien sind in Ruminien nicht nur in der Realverfassung sehr wichtig,
sondern nehmen auch in der geschriebenen Verfassung eine bedeutende Rolle ein. Die
einschldgigen Artikel sind der Artikel 8 und der Artikel 40. Artikel 8 erklért, dass der
politische Pluralismus eine Bedingung wie auch eine Garantie der konstitutionellen
Demokratie darstellt (vgl. die Verfassung Ruméniens: Art. 8 Abs. 1). Weiters wird
festgelegt, dass politische Parteien sich auf der Basis von Gesetzen griinden, und zum
Ausdruck des politischen Willens der Biirger beitragen, wéhrend sie gleichzeitig die
nationale Souverdnitdt, die territoriale Integritdt, die Rechtsordnung und die
Prinzipien der Demokratie respektieren (vgl. ebd.: Art. 8 Abs. 2).

Artikel 40 befasst sich mit dem Vereinsrecht, und legt fest, dass sich
Staatsbiirger frei in politische Parteien, in Gewerkschaften, Arbeitgeberverbianden und
anderen Vereinsformen assoziieren diirfen (vgl. ebd.: Art. 40 Abs. 1). Parteien und
andere Organisationen, die durch ihre Ziele oder durch ihr Handeln gegen den
politischen Pluralismus, den Prinzipien des Rechtsstaates oder der Souveriniét,
Integritdt oder Unabhdngigkeit Rumidniens kdmpfen, sind verboten (vgl. ebd.: Art. 40
Abs. 2). Richter des Verfassungsgerichtshofs, Volksanwilte, Richter und
Staatsanwilte, aktive Militérs, Polizisten und andere Kategorien von oOffentlichen
Beamten festgelegt durch Organgesetze diirfen nicht Mitglieder politischer Parteien
sein (vgl. ebd.: Art. 40 Abs. 3). Der letzte Absatz verbietet Vereine mit geheimem
Charakter (vgl. ebd.: Art. 40 Abs. 4).

Das Gesetz 14 von 2003 stellt weitere Regelungen fiir Parteien auf: sie sollen
die nationalen Werte und Interessen fordern, sie sollen an der Offentlichen

Willensbildung teilnehmen, sie nehmen mit Kandidaten an Wahlen und an der

1 Ruménischer Originaltext: ,,Totusi, pluralismul politic exprimat in special prin existenta a numeroase
partide si formatiuni asimilate acestora continud sd fie trasatura caracteristica a vietii politice
roméanesti.”
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Bildung von einigen o6ffentlichen Behdrden teil, und sie fordern die Teilnahme der
Bevolkerung an Wahlen. Parteien, deren Satzungen, Programme, oder Handlungen
gegen die Verfassung verstofen, sind verboten. Parteien diirfen keine militirischen,
paramilitirischen, oder vom Gesetz verbotene Aktivititen durchfiihren. Parteien
diirfen sich nicht nach dem Kriterium des Arbeitsplatzes griinden, und sie diirfen
keine politischen Aktivitdten in Offentlichen Einrichtungen oder in Unternehmen
durchfiihren (auBBer im Wahlkampf, und dann nur mit dem Einverstindnis der
jeweiligen Institution, vgl. Uglean 2005b: 144).

Staatsbiirger, die das aktive Wahlrecht genie3en, diirfen auch Mitglieder von
politischen Parteien sein (auBler ihre politische Teilnahme ist gesetzlich verboten).
Keine Person darf gezwungen werden, einer Partei beizutreten, und die Erlangung
oder der Verlust der Mitgliedschaft in einer Partei verschaffen keinerlei Privilegien
oder Einschriankungen in der Ausiibung der Biirgerrechte (vgl. ebd.: 145). Parteien
griinden sich indem sie unter anderem eine Satzung und ein Parteiprogramm beim
Bukarester Gericht einreichen: ihr Ansuchen wird in einer 6ffentlichen Sitzung des
Gerichts angehort, und das Gericht dullert sich dann fiir oder gegen die Griindung der
Partei binnen 15 Tagen (vgl. ebd.: 146f).

VIl.2.2. Der soziale Dialog

Analog zur Sozialpartnerschaft gibt es in Ruménien den sogenannten sozialen
Dialog, der aber umgekehrt wie in Osterreich in der Realverfassung eine geringe
Rolle spielt (was auch daran zu erkennen ist, dass er in der Literatur nur selten oder
gar nicht vorkommt), in der geschriebenen Verfassung aber verankert ist, und zwar in
der Form des Wirtschafts- und Sozialrates, der im Artikel 141 der Verfassung zu
finden ist: er ist dort nur als konsultatives Organ des Parlaments und der Regierung
beschrieben, und seine weitere Beschreibung ist laut Verfassung im Organgesetz iiber
seine Organisierung und Funktion zu finden (vgl. die Verfassung Ruméniens: Art.
141). Dieses Gesetz ist das Gesetz 62 von 2011 iiber den sozialen Dialog.

Der Wirtschafts- und Sozialrat hat laut diesem Gesetz 45 Mitglieder: 15 davon
von den Arbeitgeberverbianden, 15 von den Gewerkschaften, und 15 ernannt vom
Premierminister auf Vorschlag des Ministers fiir Arbeit, die die Zivilgesellschaft
vertreten sollen (vgl. Das Gesetz 62/2011: Art. 92 Abs. 2). Die wichtigste Téatigkeit

des Rates ist die (nicht bindende) Genehmigung von Gesetzesinitiativen, die es mit
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den folgenden Politikbereichen zu tun haben: 6konomische Politik; finanzielle und
Steuerpolitik; Arbeitsverhéltnise, sozialer Schutz und Lohnpolitik;
Gesundheitspolitik; Bildung, Forschung und Kultur (vgl. ebd.: Art. 83 Abs. 2).

Es gibt in Ruménien keine mit der Arbeiterkammer oder mit dem
Gewerkschaftsbund vergleichbaren Strukturen, aber es gibt die Handels- und
Industrieckammer Ruméniens (in einigen der ihr untergeordneten Kreiskammern ist
auch die Landwirtschaft vertreten), die die Interessen der ruménischen Unternehmer
im Gesprich mit den staatlichen Institutionen und den internationalen Organisationen
vertritt (vgl. Handels- und Industrieckammer Ruminiens). Seit Mai 2012 gibt es in der
neuen Ponta Regierung auch einen Minister-Delegierten fiir den sozialen Dialog (vgl.

Die Regierung Ruméniens).

VIIl. Gerichtsbarkeit, Rechnungshof,
Volksanwaltschaft (Autoritatea judecatoreasca, Curtea
de Conturi, Avocatul Poporului)

VIIl.1. Osterreich

VIil.1.1. Die Gerichtsbarkeit allgemein

Die 0sterreichische Gerichtsbarkeit muss in allen Instanzen von der
Verwaltung getrennt sein, also muss sie auch von der Verwaltung unabhéngig sein.
Die wichtigste Bestimmung in diesem Zusammenhang ist die Garantie der
richterlichen Unabhéngigkeit im Bundes-Verfassungsgesetz: ,,Richter konnen [...] in
Ausilibung ihres richterlichen Amtes an keine Weisungen gebunden werden®
(Ucakar/Gschiegl 2009: 108). Um diese Unabhingigkeit zu gewihrleisten genie3en
Richter weitgehende Unabsetzbarkeit und Unversetzbarkeit (vgl. ebd.).

In Osterreich spielen auch Laienrichter eine bedeutende Rolle, und dies gilt als
Errungenschaft der biirgerlichen Revolution von 1848. Das Bundes-
Verfassungsgesetz sieht vor, dass das Volk an der Rechtssprechung mitzuwirken hat
(vgl. ebd.). Bei schweren Verbrechen, sowie bei politischen Verbrechen und
Vergehen, entscheiden ,,Geschworene allein iiber die Schuld des Angeklagten und
gemeinsam mit den Berufsrichtern {iber das Strafausmaf3* (ebd.). Bei anderen
Delikten, bei denen die Strafe ein bestimttes Mal3 iiberschreitet, ,,entscheiden
Schoffen gemeinsam mit Berufsrichtern iiber Schuld und Strafe. Laiengerichtsbarkeit

gibt es auch in der Handels-, Arbeits- und Sozialgerichtsbarkeit* (ebd.).
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VIIl.1.2. Die Verfassungsgerichtsbarkeit

Die Aufgabe des Osterreichischen Verfassungsgerichtshofes ist die
Verordnungs- und Gesetzespriifung. Im Idealfall lassen sich dabei das formelle
Normenkontrollverfahren (bezogen auf Enstehung der Normen und Kompetenzen bei
ihrer Ausarbeitung) und die materielle Normeniiberpriifung (vor allem eine
Uberpriifung der Grundrechte) voneinander unterscheiden. Entscheidungen iiber die
Verfassungswidrigkeit einer Verordnung oder eines Gesetzes entfalten eine erga
omnes Wirkung tiber die Sphére des Anlassfalles hinaus (der VfGH ist also negativer
Gesetzgeber): meistens ist es jedoch so, dass nur einzelne Paragraphen, Absétze oder
gar Satzfragmente gepriift werden, und nur sehr selten ganze Gesetze. Die Priifungen
werden entweder von Amts wegen oder auf Antrag einer der Parteien im Anlassfall
(der unterbrochen wird) eingeleitet (vgl. ebd.: 146).

Was die Verordnungspriifung angeht, so steht jede Rechtsnorm auf den
Priifstand, die nicht in Gesetzesform ergeht, auch wenn sie nicht als Verordnung
gekennzeichnet ist. Den  Priifungsmallstab  bilden dabei  hoherrangige
Rechtsvorschriften (vor allem Gesetze mit Verordnungserméchtigungen), und der
Antrag zur Priifung kann auch vom Volksanwalt kommen. Bei der Gesetzespriifung
sind alle Bundes- und Landesgesetze Gegenstand der Priifung durch den VfGH. Den
Priifungsmafistab bilden dabei das Bundesverfassungsrecht und (im Falle der
Landesgesetzen) auch das Landesverfassungsrecht (es herrscht auch die Meinung,
dass etwaigem Gemeinschaftsrecht ebenfalls Beachtung geschenkt werden muss, vgl.
ebd.: 146f).

Die Entscheidung des VIGH kann die Rechtsnorm entweder autheben, und in
diesem Fall wird sie aus dem Rechtskorpus eliminiert, oder sie kann sie suspendieren,
und dieser Umstand ist im Bundes- oder Landesgesetzblatt kundzumachen. Der VIGH
kann eine Reparaturfrist anbieten, ,,die sich bei Verordnungen bis sechs und bei
Gesetzen bis auf 18 Monate erstrecken ldsst (ebd.: 148). Die Aufhebung der
Rechtsnorm hat keine Riickwirkung, sie wirkt jedoch in Form einer ,Ergreiferpramie’
auf den Anlassfall zuriick, sowie auf ,,Antrdge mit einem dhnlichen Sachverhalt, die
bis zum Beginn der miindlichen Verhandlung beim VfGH anhéngig gemacht worden
sind* (ebd.).

Was die Antragslegitimation beim VfGH angeht, so gilt Folgendes: die

Bundesregierung (bei  Rechtsvorschriften = der  Lénderbehorden), die
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Landesregierungen (bei Rechtsvorschriften der Bundesbehorden), die unabhingigen
Verwaltungssenate und das Bundesvergabeamt, sowie unmittelbar Betroffene konnen
sowohl bei Verordnungen als auch bei Gesetzen die Priifung durch den V{GH
verlangen; ein Drittel der Mitglieder des Nationalrates oder des Bundesrates
(beziiglich Bundesgesetzen), ein Drittel der Mitglieder eines Landtages (wenn die
jeweilige Landesverfassung dies vorsieht), der Verwaltungsgerichtshof, der Oberste
Gerichtshof sowie jedes andere in zweiter Instanz berufene Gericht kénnen nur die
Gesetzespriifung verlangen; alle anderen Gerichte, sowie die Volksanwaltschaft (und
dhnliche Einrichtungen der Lénder) konnen nur die Verordnungspriifung verlangen

(vgl. ebd.: 149, Abb.).

VIil.1.3. Der Rechnungshof

Die Aufgabe des Rechnungshofs ist, die Gebarung des Bundes, der Linder,
der Gemeindeverbinden ,,und anderer durch das Gesetz bestimmter Rechtstriger
(ebd.: 166) zu kontrollieren. Der Rechnungshof ist somit foderalistisch querschnittlich
titig, und agiert als Organ des Nationalrats wenn es um den Regelungsbereich des
Bundes geht, sowie als Organ des jeweiligen Landtages, wenn es um die Lander oder
Gemeinden geht (vgl. ebd.). ,,Organisatorisch ist der Rechnungshof ein Bundesorgan
und als solches dem Nationalrat unterstellt, der auch die Personalhoheit iiber diesen
ausiibt” (ebd.). Der Nationalrat wahlt den Rechnungshofprédsidenten auf Vorschlag
des Hauptausschusses fiir eine Amtsperiode von 12 Jahren, und der Président ist
politisch verantwortlich gegeniiber dem Nationalrat, d.h. er kann jederzeit von diesem
abgewihlt werden. Der Prisident hat rund 350 Mitarbeiter fir die Aufgaben des
Rechnungshofes zur Verfligung (vgl. ebd.).

,Gegenstand einer Rechnungshofpriifung kann laut Art. 126 B-VG die
gesamte Vermogensgebarung der Staatswirtschaft des Bundes sein“ (ebd.). Hier geht
es vor allem um Ministerien und anderen Behdrden, sowie um Anstalten und
Stiftungen, die von Bundesorganen verwaltet werden. Auch kontrolliert werden
konnen sind Unternehmen, die vom Bund alleine oder mit anderen
Gebietskorperschaften betrieben werden, sowie solche, wo der Bund alleine oder
zusammen mit anderen Gebietskorperschaften mit mindestens 50% beteiligt ist, oder
diese ,,in &dhnlichem Sinn wirtschaftlich oder organisatorisch beherrscht (ebd.).

Offentlich-rechtliche Kérperschaften des Bundes und andere wichtige offentliche
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Rechtstriger (z.B. das ORF, die Kammern und die Sozialversicherungstriger) konnen
ebenfalls gepriift werden (vgl. ebd.: 166f).

Die Kompetenz erstreckt sich in &hnlicher Weise auf Lander- und
Gemeindeebene, wobei bei Gemeinden mit weniger als 20.000 Einwohner ein
begriindetes Ansuchen seitens der Landesregierung fiir die Priifung notwendig ist.
Priifungsintervalle und Priifungstiefe konnen grundsétzlich vom Rechnungshof selber
entschieden werden, jedoch kénnen bestimmte Organe (mind. 20 Mitglieder des
Nationalrates, ein Bundesminister, eine landesverfassungsgesetzlich bestimmte
Anzahl von Landtagsabgeorgdneten oder eine Landesregierung) eine besondere
Priifung verlagen (vgl. ebd.: 167). Die Priifungskriterien sind die ziffernméaBige
Richtigkeit, die Ubereinstimmung mit bestehenden Vorschriften, sowie die
Allgemeine Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und ZweckmiBigkeit (vgl. ebd.,
Abbildung — fiir Details iiber Publikation und Berichtspflicht der Priifungsergebnisse
siche den Rest der Abbildung).

VIil.1.4. Die Volksanwaltschaft

Die Beschwerdeeinrichtung der Volksanwaltschaft wurde 1977 nach
skandinawischem Vorbild geschaffen, um den Zugang zum Recht auch denen zu
ermOglichen, die den Weg zu Gericht scheuen oder den Verwaltungsapparat fiirchten.
Die Volksanwaltschaft wurde zunichst als Misstandkontrolle des Bundes konzipiert,
aber ihre Kompetenz wurde auch auf die Lander ausgeweitet (mit der Ausnahme von
Tirol und Vorarlberg, die iiber eigene gleichartige Einrichtungen verfiigen). Die
Volksanwaltschaft ist gleichsam dem  Rechnungshof als Organ der
Verwaltungskontrolle des Nationalrats anzusehen, also werden ihre 3 Mitglieder auf
der Basis eines Gesamtvorschlages im Hauptausschuss des Nationalrates gewahlt. Die
drei mandatsstirksten Fraktionen konnen je ein Mitglied nominieren, und diese
werden flir eine Funktionsperiode von sechs Jahren gewihlt, mit der Moglichkeit
einer einmaligen Wiederwahl. Aufgabenverteilung und Geschiftsordnung innerhalb
der Volksanwaltschaft werden einstimmig beschlossen. Die Volksanwaltschaft ist
unabhéngig, unabsetzbar und weisungsfrei gestellt (vgl. ebd.: 168f).

,Das Aufgabengebiet der Volksanwaltschaft erstrekt sich iiber die gesamte
Verwaltungskontrolle des Bundes, was sowohl fiir den hoheitsrechtlichen als auch

den privatechtlichen Bereich der Verwaltung gilt“ (ebd.: 169). Nicht nur
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Rechtswidrigkeiten werden kontrolliert, sondern auch ,,jegliche Art kritikwiirdigen
Verhaltens seitens staatlicher Behorden* (ebd.: 170). Die Volksanwaltschaft wird von
Amtswegen oder aufgrund einer Beschwerde titig: die Beschwerde kann jedermann
(auch nicht-EU Biirger) einreichen, formfrei, kostenfrei und gebiihrenfrei, solange er
vom vermuteten Misstand betroffen ist ,,und ihm kein anderswirtig subsididres
Rechtsmittel (mehr) zur Verfiigung steht (ebd.). Die Volksanwaltschaft bringt das
Ergebnis und die angepeilten Anhilfemanahmen dem Beschwerdefiihrer zur
Kenntnis (vgl. ebd.).

Die von der Volksanwaltschaft gepriiften Organe miissen kooperieren und bei
der Kontrolle unterstiitzten, indem sie z.B. bei Bedarf Akteneinsichten erlauben und
Auskiinfte erteilen. Entscheidungen der Volksanwaltschaft kommen in der Form von
Empfehlungen, und den Adressaten wird acht Wochen Zeit gegeben, ,.der
Empfehlung zu entsprechen oder Griinde anzufiihren, warum dies nicht mdglich ist*
(ebd.). Dabei ist zu beachten, dass die Volksanwaltschaft, genau wie die weiter oben
angefiihrten Organe (Verfassungsgerichtshof und Rechnungshof) ,keine effektive
Entscheidungsgewalt im eigentlichen Sinne* (ebd.) besitzen. Die Volksanwaltschaft
erstattet dem Nationalrat sowie dem Bundesrat einmal jdhrlich Bericht iiber alle

Tatigkeiten (vgl. ebd.).

VIIl.2. Rumanien

VIIl.2.1. Die Gerichtsbarkeit allgemein

Die ruménische Verfassung legt fest, dass die Justiz im Namen des Gesetzes
angewendet wird, und, dass sie einzig, unparteiisch und gleich fiir alle ist (vgl. Die
Verfassung Ruméniens: Art. 124 Abs. 1-2). Richter sind unabhéngig und unterliegen
nur dem Gesetz; sie sind zusitzlich unversetzbar (vgl. ebd.: Art. 124 Abs. 3, Art. 125
Abs. 1). Staatsanwilte handeln nach den Prinzipien der Legalitét, der Unparteilichkeit
und der hierarchischen Kontrolle, unter der Autoritit des Justizministers (vgl. ebd.:
Art. 132 Abs. 1). Richter und Staatsanwilte diirfen keine anderen Téatigkeiten
ausiliben, auller sie arbeiten als Lehrende in Hochschulen (vgl. ebd.: Art. 125 Abs. 3,
Art. 132 Abs. 2). Laienrichter gibt es in Ruménien nicht, auler in spezialisierten
Gerichten die durch Organgesetz fiir bestimmte Materien eingerichtet werden, obwohl
auBlerordentliche Gerichte grundsitzlich verboten sind (vgl. ebd.: Art. 126 Abs. 5).
Gerichtsverhandlungen sind 6ffentlich (vgl. ebd.: Art. 127) und werden grundsitzlich
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in rumédnischer Sprache abgehalten, wobei Minderheiten sowie Ausldnder und
Staatenlose gewisse Rechte hinsichtlich der Sprache geniefen (vgl. ebd.: Art. 128).
Wichtig in der ruménischen Gerichtsbarkeit ist der Obere Rat der Magistratur
(Consiliul Superior al Magistraturii), der laut Verfassung der Garant der
Unabhéngigkeit der Justiz ist (vgl. ebd.: Art. 133 Abs. 1). Der Rat hat 19 Mitglieder: 9
Richter, 5 Staatsanwiélte, 2 Vertreter der Zivilgesellschaft, der Justizminister, der
Prisident des Hohen Gerichtshofes fiir Kassation und Justiz (Inalta Curte de Casatie
si Justitie) und der Generalstaatsanwalt (procurorul general, vgl. ebd.: Art. 133 Abs.
2). Der Rat hat Vorschlagsrecht fiir alle Richter und Staatsanwilte, die dann vom
Prisident ernannt werden, und er dient auch als Disziplinarinstanz fiir Richter und

Staatsanwilte (vgl. ebd.: Art. 134, Abs. 1-2).

VIII.2.2. Der Verfassungsgerichtshof (Curtea Constitutionala)

Der Verfassungsgerichtshof ist der Garant der Vormacht der Verfassung. Sie
besteht aus neun Richtern, die fiir neun Jahre im Amt bleiben. Thr Mandat kann nicht
verlangert oder erneuert werden. Drei Richter werden von der Abgeordnetenkammer
ernannt, drei vom Senat, und drei vom Préasidenten Ruméniens. Die Richter wihlen
dann in einer geheimen Abstimmung den Prisidenten des Verfassungsgerichtshofs,
fiir eine Periode von 3 Jahren. Die Richter werden nicht alle auf einmal ernannt,
sondern alle 3 Jahre kommen 3 neue Richter hinzu, um so eine kontinuierliche
Erneuerung zu erlauben (vgl. ebd.: Art. 142).

Der Verfassungsgerichtshof priift die Verfassungsmafigkeit von Gesetzen vor
ihrer Beurkundung, auf Antrag des Présidenten Ruminiens, des Prédsidenten einer der
beiden Kammern des Parlaments, des Hohen Gerichtshofes fiir Kassation und Justiz,
des Volksanwalts, oder von mindestens 50 Abgeordneten oder 25 Senatoren. Bei
Gesetzen, die die Verfassung abédndern, wird von Amtswegen gepriift. Der
Verfassungsgerichtshof priift auch internationale Vertrdge und Vereinbarungen, auf
Antrag des Prisidenten einer der beiden Kammern des Parlaments, oder von
mindestens 50 Abgeordneten oder 25 Senatoren. Er priift auch die
Geschéftsordnungen des Parlaments, auf Antrag des Prédsidenten einer Kammer des
Parlaments, einer Parlamentsfraktion, oder von mindestens 50 Abgeordneten oder 25

Senatoren (vgl. ebd.: Art. 146).
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Wenn die verfassungmifBigkeit eines Gesetzes vor einem Gericht angezweifelt
wird, dann wird das Gesetz vom Verfassungsgerichtshof gepriift. Der Volksanwalt
kann Gesetze priifen lassen auch ohne durch ein Gericht zu gehen. Der
Verfassungsgerichtshof 16st auch Konflikte konstitutioneller Natur zwischen
offentlichen Behorden, auf Antrag des Prédsidenten Rumaéniens, eines Prédsidenten
einer Kammer des Parlaments, des Premierministers oder des Prisidenten des
Obersten Rats der Magistratur. Der Verfassungsgerichtshof priift auch die Wahl des
Prisidenten Ruméniens, die Organisierung und die Ergebnisse der Referenden, die
Gesetzesinitiativen der Biirger, sowie die Bedingungen die zu einer Interimsfunktion
bei der Ausiibung des Amtes des Prasidenten Ruméniens fiihren. Der Gerichtshof gibt
auch eine konsultative Genehmigung fiir die Suspendierung des Présidenten, und er
entscheidet iiber die VerfassungsmaBigkeit der Griindung von politischen Parteien,
wenn diese angezweifelt wird (vgl. ebd.).

Die Bestimmungen in Gesetzen oder parlamentarischen Geschéftsordnungen,
die fiir verfassunswidrig erklart wurden, entfalten keine juridischen Effekte mehr nach
45 Tagen von der Verdffentlichung der Entscheidung des Verfassungsgerichtshofes,
falls das Parlament oder die Regierung in diesen 45 Tagen die Bestimmungen nicht
mit der Verfassung harmonisieren. Was Gesetze angeht, die vor ihrer Beurkundung
gepriift werden, so muss das Parlament die verfassungswidrigen Bestimmungen
analysieren und sie im Sinne der Entscheidung des Verfassungsgerichtshofs
verbessern. Internationale Vertrdge oder Vereinbarungen die fiir verfassungwidrig
erklart werden diirfen nicht ratifiziert werden. Die Entscheidungen des
Verfassungsgerichtshofes treten mit ihrer Veroffentlichung in Kraft und gelten nur fiir
die Zukunft (vgl. ebd.: Art. 147).

Rechtsnormen die nicht im Gesetzesrang stehen, sowie Gerichtsurteile,
konnen grundsétzlich nicht vom Verfassungsgerichtshof gepriift werden (vgl. Uglean

2005a: 1381).

VIil.2.3. Der Rechnungshof

Der Rechnungshof kontrolliert die Entstehung, Verwaltung und Nutzung der
finanziellen Ressourcen des Staates und des 6ffentlichen Sektors. Der Rechnungshof
erstattet dem Parlament einmal jéhrlich Bericht iiber die Kontrolle der Verwaltung der

offentlichen Nationalbudgets die durchgefiihrt wurde, und iiber die Missstinde die
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festgestellt wurden. Die Abgeordnetenkammer oder der Senat konnen Kontrollen der
Verwaltung von 6ffentlichen Ressourcen anordnen, und der Rechnungshof muss nach
diesen Kontrollen Bericht erstatten (vgl. Die Verfassung Ruméniens: Art. 140).

Die Mitglieder des Rechnungshofes (genannt Rechnungsrite, consilieri de
conturi) werden vom Parlament fiir eine Amtsperiode von 9 Jahren ernannt. Ihre
Mandate konnen nicht verldngert oder erneuert werden. Rechnungsrite sind
unabhingig und unversetzbar, und es gelten fiir sie die gleichen Inkompatibilititen
wie fiir Richter. Alle 3 Jahre wird ein Drittel der Rechnungsrite erneuert, wobei in der
Verfassung keine fixe Anzahl an Riten festgesetzt ist. Die Rechnungsrite konnen
vom Parlament abgesetzt werden, in gewissen Féllen und unter gewissen

Bedingungen die im Gesetz festgelegt werden (vgl. ebd.).

VIil.2.4. Der Volksanwalt

Der Volksanwalt wird flir eine Amtsperiode von fiinf Jahren ernannt, und er
dient der Verteidigung der Rechte und Freiheiten der Statsbiirger. Seine Stellvertreter
sind auf bestimmte Bereiche spezialisiert. Der Volskanwalt sowie seine Stellvertreter
diirfen keine andere 6ffentliche oder private Tétigkeit ausiiben, aufler in der Lehre an
Hochschulen (vgl. ebd.: Art. 58). Der Volksanwalt {ibt seine Aufgaben von
Amtswegen aus, oder aber auf Ansuchen von Personen die in ihren Rechten oder
Freiheiten verletzt wurden. Offentliche Behdrden sind dazu verpflichtet, den
Volksanwalt in der Ausiibung seiner Tétigkeit zu unterstiitzen (vgl. ebd.: Art. 59). Der
Volksanwalt ist, laut dem Gesetz, das seine Tétigkeit regelt, unabhidngig von allen
anderen offentlichen Behorden (vgl. Uglean 2005b: 21).

Der Volksanwalt erstattet den zwei Parlamentskammern Bericht, entweder
einmal jdhrlich oder wenn diese es verlangen. Der Bericht kann Empfehlungen {iber
Gesetze oder andere Mallnahmen enthalten, die zum Schutz der Rechte und Freiheiten
der Biirger dienen sollen (vgl. Die Verfassung Ruméniens: Art. 60). Wenn der
Volksanwalt bei einer offentlichen Behorde eine Missachtung der Menschenrechte
feststellt, kann er schriftlich von dieser Behorde verlangen, dass die Missstéinde
entfernt werden, und, dass die dadurch verletzte Person in die vorige Lage
zuriickversetzt wird. Die Missstinde miissen binnen 30 Tagen entfernt werden, sonst

kann sich der Volksanwalt an die hierarchisch hohere Ebene der Verwaltung wenden,
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und diese muss dann binnen 45 Tagen dem Volksanwalt iiber die ergriffenen
MaBnahmen berichten. Der Volksanwalt kann auch die Regierung tiber illegale
Handlungen der Verwaltung benachrichtigen, und er kann auch ein Verfahren im
Verwaltungsgericht einleiten, falls die festgestellten Missstidnde nur auf gerichtlichem

Wege entfernt werden konnen (vgl. Uglean 2005b: 32f).

IX. Politische Kultur

Peter Gerlich und Roman Pfefferle bieten eine prignante Definition der
politischen Kultur an: ,,Die Politikwissenschaft versteht unter politischer Kultur [...]
Einstellungen, die fiir bestimmte Systeme oder Subsysteme charakteristisch sind, die
in den Prozessen der politischen Sozialisation individuell erworben werden und in der
politischen Realitdt kollektiv umgesetzt werden konnen™ (ebd.: Gerlich/Pfefferle
2006: 501). Diese Einstellungen, so Gerlich und Pfefferle, kdnnen ,mittels der
Methode représentativer Meinungsumfragen quantitativ erhoben* werden (ebd.). Die
Bedeutung der politischen Kultur fiir die vergleichenden Politikwissenschaftler ist
klar ersichtlich: Young C. Kim analysierte drei dieser Politikwissenschaftler (Gabriel
A. Almond, Samuel H. Beer und Roy C. Macridis), und alle drei ,,speak of the
influence of political culture on the stability of a political system* (Kim 1964: 335).

IX.1. Osterreich

Peter A. Ulram, in seiner Untersuchung der politischen Kultur der
Osterreichischen Bevolkerung in der Zweiten Republik, geht davon aus, dass in der
ersten Periode nach der Ausrufung der Zweiten Republik ,,betrdchtliche Kontinuititen
zur politischen Kultur der Ersten Republik™ (Ulram 2006: 512) zu beobachten waren.
Vor allem in den beiden groBen Lagern (sozialdemokratisch und christlich-
konservativ) war dies ersichtlich, weil die politischen Lager als ,an
soziookonomische und religios-kulturelle Cleavages angelagerte Subkulturen® galten,
die ihren Mitgliedern ,weltanschaulich-symbolische, durch soziale und
organisatorische Netzwerke integrierte politische Heimaten‘ boten, ,,die sich zugleich
iiber generalisierte(s) Misstrauen und Feindbilder gegeniiber der AuBlenwelt™ (ebd.)
stabilisierten. Ein Viertel der SPO und OVP-Wihler waren Mitte der 1950er Jahre

auch Parteimitglieder, wahrend sich drei Viertel der Wahler sich mit ihrer jeweiligen
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Partei identifizierten. Das Wahlverhalten zeichnete sich durch ein hohes Ausmal} an
Stabilitit aus (vgl. ebd.).

Die Kultur der politischen Elite in dieser Zeit zeichnete sich durch Konsens
und Kooperation aus, wihrend das Konfliktverhalten nur in einer stark ritualisierten
Form auftrat. Politische Beteiligung verlief ,,in konventionellen Formen bzw.
lagerintern  (ebd.), bedingt durch den hohen parteipolitischen sowie
gewerkschaftlichen Organisationsgrad, und die Wahlbeteiligung lag bei 90%. Die
,neue Ordnung’ wurde im groRen und ganzen von allen akzeptiert, jedoch existierten
immer noch ,mentale Vorbehalte“ (ebd.): so wiinschte 1956 ein Viertel der
Bevolkerung die Monarchie zuriick, jeder Sechste duBerte sich fiir ein Ein-Parteien-
Staat, wihrend die Osterreich-nationale Identitit von nur einer Hilfte der
Bevdlkerung bejaht wurde (vgl. ebd.: 512f). Die Akzeptanz des neuen Systems wuchs
dann mit der ,,zunehmenden politischen und wirtschaftlichen ,Erfolgsgeschichte’
(ebd.: 513).

In den 60ern Jahren erfdhrt die Osterreichische Gesellschaft einen
soziostrukturellen und soziokulturellen Wandel, der auch zur Auflosung der
traditionellen politischen Bindungen und zu einer Lockerung der politisch-
organisierten Verankerung fiihrt. Die zahlenméBige Stirke der Basis der Lager
reduziert sich, und gleichzeitig werden ihre sozialen, kulturellen und
weltanschaulichen  Grundlagen unterminiert (vgl. ebd.). ,,Unkonventionelle
Beteiligungsaktivititen stoen nun auf ein positiveres Echo, ohne dass aber dadurch
Interesse oder Teilnahme an den traditionellen Formen ernsthaft beeintrdchtigt
wiirden (ebd.). Die Kultur der politischen Eliten orientiert sich immer mehr an einer
lageriibergreifenden Konkurrenz, obwohl in der Bevdlkerung noch immer ein
Harmoniebediirfnis vorhanden ist. Diese Periode, die bis in die 1980er reicht, zeichnet
sich auch dadurch aus, dass die Leistungsfahigkeit der Parteien und anderer
Interessenvertretungen sehr positiv eingeschédtzt wird, auch im internationalen
Vergleich. Das demokratische System und seine tragenden Institutionen genief3en nun
globale Akzeptanz in Osterreich, und auch ein Nationalbewusstsein sowie ein
Nationalstolz entwickeln sich (vgl. ebd.).

Ab der Mitte der 1980er Jahre ,beschleunigt sich die politische Entbindung
der Wihlerschaft ebenso wie die organisatorische Desintegration der traditionellen
Parteiapparate (von SPO und OVP)*“ (ebd.). Die Parteiidentifizierer, die 1954 drei

Viertel der Wahler ausmachten, machten 1986 nur noch 60% aus, und der Anteil fallt
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,»in den néchsten eineinhalb Jahrzehnten in Richtung der 50 Prozent-Marke* (ebd.).
Auch die Zahl der Parteimitglieder halbiert sich, und die Mobilitdtsbereitschaft steigt
auf ,.etwa die Héilfte der Wahlberechtigten* (ebd.), auf von nur 12% in 1969. Dies
héngt damit zusammen, dass das Gefiihl, fiir politische Mitsprache qualifiziert zu sein,
also das politische Selbstbewusstsein, immer mehr anstieg, gleichzeitig sich aber die
Wahrnehmung verbreitete, dass die politischen Institutionen und das politische
Personal nicht auf die Bevolkerung reagieren (vgl. ebd.: 513f). Die Politiker vor allem
wurden als ,.eine von der Bevolkerung abgehobene politische Klasse oder Kaste
angesehen, deren Angehorige immer weniger im Interesse der Wihler tétig, dafiir
aber mehr am eigenen Vorteil orientiert und noch dazu korruptionsanfillig sind*
(ebd.: 514).

Die Distanz und die zunehmenden negativen Emotionen, mit denen der
politische Prozess von der Bevdlkerung verfolgt wurde, wurden auch durch die
,ressentimentgeladene Tonalitit der insbesondere in Osterreich auBergewdhnlich
weitverbreiteten Boulevardpresse® (ebd.) verstirkt. Die Wahlbeteiligung ging bei
,»groBstidtisch-lokale[n] und berufsstindische[n] Wahlginge[n]* (ebd.: 515) merkbar
zuriick, wihrend ,,Jugendliche aus den stddtischen, sozialen Unterschichten* (ebd.)
und andere Gruppen ganz aus dem politischen System herauszufallen drohten. Die
Beurteilung der Leistungsfahigkeit der Parteien sowie der staatlichen
Politikformulierung erfuhr ,,generell eine deutliche Verschlechterung® (ebd.: 516).
Politische Auseinandersetzungen werden in dieser Zeit auch konfliktgeladener (vgl.
ebd.).

Die politische Unzufriedenheit, die verstirkte Konfliktorientierung, dann die
Wahlerfolge der FPO und die Bildung der schwarz-blauen Koalition im Friihjahr
2000 ,,haben politische, mediale und intellektuelle Kontroversen iiber eine angeblich
schwache Verankerung demokratischer Orientierungen in Osterreich ausgeldst
(ebd.). Ulram erklért, dass das Vertrauen in die Parteien, in die Regierung und in das
Parlament tatsdchlich geringer ist, als das Vertrauen in Institutionen wie Polizei,
Gerichte und Behorden. Ulram erklért aber gleichzeitig, dass das flir die meisten
europdischen Staaten zutrifft, mit der Ausnahme der Schweiz. Im EU-15 Vergleich
lag Osterreich im Juni 2004 sogar im oberen Mittelfeld was das Vertrauen in
politischen und Implementierungsinstitutionen angeht (vgl. ebd.: 517).

Die negative Sichtweise des politischen Personals und die gestiegene

Unzufriedenheit fiihrten laut Ulram zu keiner ,generalisierten Ablehnung der
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Institutionen und ihrer Spielregeln noch zu einer Hinwendung zu Alternativen zu eben
diesen” (ebd.). Es gibt jedoch ein vermehrtes Interesse an direktdemokratischen
Einflussmoglichkeiten und an Personalisierung des Wabhlrechtes (verstirkte
Unabhéngigkeit der Abgeordneten gegeniiber der Parteien): die politischen
Institutionen werden mit Reformanforderungen konfrontiert, ,,allerdings im Rahmen
demokratischer Strukturen und nicht auBerhalb oder gegen sie” (ebd.). Politische
Parteien werden auch weiterhin als unverzichtbar fiir den demokratischen Prozes
betrachtet, auch wenn ,,mit betréchtlicher Skepsis und Distanz* (ebd.: 518). ,,Alles in
allem also der Befund einer fest verankerten demokratischen Grundorientierung, bei
der die Anerkennung und Akzeptanz der grundlegenden Institutionen und Spielregeln
weitgehend von konkreten Funktionsdefiziten abgekoppelt ist* (ebd.).

Gefestigt ist nicht nur die demokratische Orientierung, sondern auch die
nationale Identitdt. Die emotionale Verbundenheit mit Deutschland nimmt ab, und die
Nation wird tiberwiegend iiber die Zustimmung zum Gemeinwesen definiert, und
nicht iiber die sprachliche Gemeinschaft. Der Osterreichische Nationalstolz gehort zu
den stdrktsten in Westeuropa, flihrt aber auch =zu ethnozentrischen und
chauvinistischen Stromungen. Was die EU angeht, so wird diese primér als
Wirtschaftsraum angesehen, wihrend andere positive Bezugspunkte schwécher
vertreten sind als in den EU-15 (negative Bezugspunkte dagegen stirker, vgl. ebd.:
519). ,,In Summe lésst sich das Verhiltnis der meisten OsterreicherInnen zur EU als
von emotionaler Distanz, abwartender Skepsis und pragmatischen Kosten-Nutzen-
Abwingungen geleitet charakterisieren, wozu immer wieder und in den letzten Jahren

zunehmend eine Art ,miirrischer Unterton’ hinzutritt™ (ebd.: 521).

IX.2. Ruménien

Laut Alina Mungiu-Pippidi ist es schwer genug zu bestimmen, was die ,,post-
communist transition” (Mungiu-Pippidi 2006: 308) eigentlich bedeutet, und wenn es
um die politische Kultur der osteuropéischen Staaten geht, dann bedeutet der Begriff
,transition’ selbst nicht mehr viel. Man weil} laut Mungiu-Pippidi nicht einmal, wo die
politische Kultur der ehemaligen staatssozialistischen Staaten herkommt: ob aus den
vorkommunistischen Zeiten oder aus dem Kommunismus. Man weil3 auch nicht, wo
die politische Kultur hinzu tendiert: wird sie zu einer liberalen, demokratischen,

westeuropdischen politischen Kultur? Bevor man diese Frage beantworten kann, muss
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man erst einmal feststellen, ob es eine einheitliche westeuropiische politische Kultur
iiberhaupt gibt. Das Problem der Analyse der osteuropiischen politischen Kultur
hingt auch damit zusammen, dass die ersten zuverldssigen Daten friihestens aus 1990
stammen, was die Wissenschaft vor einem tabula rasa Problem stellt (vgl. ebd.). Was
davor war kann man nicht wissen, denn ,,[s]urveys prior to this date are suspected of
pro-regime bias and therefore almost useless* (ebd.).

Mungiu-Pippidi analysiert die Einstellungen der Bevolkerung anhand der
,three major stories of Romanian political culture* (ebd.: 314): die spite und teilweise
unvollkommene Trennung vom Kommunismus, der ,bduerliche’ Charakter des
Landes, sowie die Probleme mit Korruption und politischem Vertrauen (vgl. ebd.).

Was die Transformation vom Autoritarismus zur Demokratie angeht, so wurde
diese von einer Elite vollzogen, die der ehemaligen Kommunistischen Partei nahe
stand. Der Aufstand der Bevolkerung fiihrte zu mehr Opfern als in allen anderen
osteuropdischen Staaten zusammen: mehr als 1000 Menschen wurden entweder von
der Armee oder spéter von unbekannten Scharfschiitzen getotet. Trotz dieses enormen
Preises der bezahlt wurde, wéhlten die Ruménen in den ersten freien und fairen
Wahlen eine Partei die, obwohl sie nicht direkter Nachfolger der KP war, viele
wichtige Elemente des kommunistischen Erbes verteidigte. Der Front zur Nationalen
Rettung hatte als ,,grassroots movement“ (ebd.) angefangen, wurde aber von
Elementen des alten Regimes, allen voran die Armee und die Geheimdienste,
beschlagnahmt. Ruménien hatte es mit dem schwersten kommunistischen Regime
Osteuropas zu tun gehabt, und ohne das Einverstindnis der Armee und der
Geheimdienste hitte Ceausescu nicht gestiirtzt werden konnen: dieses Einverstindnis
sollte aber den Eliten in Armee und Securitate eine Art Lebensversicherung
verschaffen (vgl. ebd.: 314f).

Die kommunistischen Archive wurden grofteils verriegelt, und nur wenige
Kommunisten, die nahe Beziehungen zu der Ceausescu-Familie pflegten, mussten vor
Gericht fiir die Verbrechen des Kommunismus antworten. Das Regime von Ion
Iliescu, der dreimal in Prisidentschaftswahlen erfolgreich war, wollte die
Vergangenheit vergessen um so einen nationalen Konsens zu erreichen, und Residuen
des Kommunismus blieben weiterhin bestehen. Mungiu-Pippidi geht aber davon aus,
dass die Einstellungen und Werte der Wéhler auch eine Rolle gespielt haben miissen,
sonst hétte Iliescu nicht dreimal zum Prisident gewidhlt werden kdnnen. Die urbanen,

gebildeten Menschen wihlten Mitte-Rechts Parteien, wihrend die Bauern und die
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Arbeiter der ehemaligen kommunistischen GroBkonzerne fiir die Postkommunisten
stimmten. Erstere wollten Reformen und westliche Integration, letztere fiirchteten sich
davor. Umfragen aus 1990 zeigten, dass sich eine Mehrheit der Bevolkerung fiir ein
Ein-Parteien-Staat duf3erte, fiir staatliche Kontrolle {iber alle Bereiche, und fiir einen
Anfiihrer wie Ceausescu, obwohl dieser zu weit gegangen war (vgl. ebd.: 315).

Das cleavage zwischen Antikommunisten und Postkommunisten war bis in
das Jahr 2000 noch stark vertreten, und begann dann abzuklingen. Die européische
Integration wurde zu einem gemeinsamen Projekt, und mehr und mehr Menschen
unterstiitzten den politischen Pluralismus und &uf8erten sich gegen antidemokratischen
Tendenzen, und somit verwischte sich die Trennlinie zwischen den beiden Lagern.
Trotzdem ist in Umfragen zu beobachten, dass sich nur wenige stark fiir die
Demokratie &uflern. Die meisten stehen der Demokratie grundsitzlich positiv
gegeniiber, sind aber nicht stark mit ihr verbunden. Mungiu-Pippidi gibt mehrere
mogliche Griinde dafiir an: die Stirke der Kommunistischen Partei und die Anzahl
ihrer Mitglieder, die Anzahl an Ruménen die immer noch in der Landwirtschaft titig
sind, oder gar die Tatsache, dass die Orthodoxe Kirche nicht so positiv der
Demokratie gegeniiber steht wie die Katholiken und Protestanten. Wissenschaftliche
Untersuchungen haben gezeigt, dass die ersten beiden, strukturellen Griinde ein gutes
Erklarungswert haben, wiahrend die Religionszugehorigkeit weitgehend nichts mit der
Einstellung zur Demokratie zu tun hat. Die Untersuchungen haben auch gezeigt, das
postkommunistische Sozialisation funktioniert: Menschen die jung sind, oder die gut
iiber Politik informiert sind, sind auch positiv der Demokratie gegeniiber eingestellt
(vgl. ebd.: 315f%).

Was den ldndlichen oder bauerlichen Charakter des Landes angeht, so erfuhr
die intellektuelle Bewegung, die das Dorfleben und die damit verbundenen
politischen Ideale verherrlicht, nach der Revolution von 1989 einen erneuten
Aufschwung. Das Symbol dieser Bewegung, so Mungiu-Pippidi ist die Verwandlung
des Museums der Kommunistischen Partei in das Museum des Bauerns, und man
muss sich vor Augen halten, dass ,Bauer’, ,Christ’ und ,Ruméne’ als Synonyme
wahrgenommen werden. 47 Prozent der Bevdlkerung Ruméniens leben in ruralen
Gebieten, und mehr als 35 Prozent arbeiten in der Landwirtschaft: das macht die
bauerliche Kultur zu einer wichtigen politischen Subkultur in Ruménien. Die Bauern

sind auch darum interessant, weil die Wahlwerbung sie nur wenig beeinflusst: sie
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wihlten stets die kommunistischen Nachfolgerparteien und Ion Iliescu (vgl. ebd.:
322).

1990 und 1992 wurde die Sozialdemokratische Partei (als wichtigste
Nachfolgerpartei der Kommunisten) mehr als zweimal so viel in den lidndlichen
Gebieten als in den Stiddten gewéhlt. Auch 1996 und 2000 wurde sie am Land von
45% der Bevolkerung gewdhlt, wihrend sie in den Stadten nur 32% gewinnen konnte.
Auch in den komplexesten Modellen zum Wahlverhalten kam der Wohnort als
wichtigster Indikator fiir die Wahlabsichten heraus. In armen ruralen Gebieten die
weit entfernt von urbanen Zentren liegen sind laut Mungiu-Pippidi die
kommunistischen Einstellungen am stdrksten, und die Wahlen erfolgen dort eher
kollektiv als individuell, mit den lokalen Behorden und den lokalen Machthabern als
eine Art ,,gatekeeper® (ebd.) zwischen der zentralen Macht und den Bauern (vgl. ebd.:
322f). Die lokalen Behorden verfiigen iiber sdmtliche Ressourcen, und sie sind
»instrumental in making villagers vote uniformly with the one party (ebd.: 323).

Diese Art von Autoritarismus ist aber nicht der einzige Grund fiir das
,konservative’ Wahlverhalten der Bauern: diejenigen die am Land leben verdienen
auch rund 60% weniger als die Bewohner der Stidte — Armut und niedrige
Produktivitdt (da nur fiir den eigenen Bedarf gearbeitet wird) sind weit verbreitet; sie
sind im Durchschnitt dlter und weniger gebildet; der Zugang zu politischer
Information ist oft nicht gegeben und auf jeden Fall viel eingeschrinkter als in den
Stddten (obwohl auch die Stiddte hinter Westeuropa liegen). Wichtig ist auch, dass
viele der Stddte eine unvollkomene, junge Erfindung der Kommunisten darstellen
(vgl. ebd. 323f), und das rurale Element in ihnen ist ,,more important than the
statistics show, going much beyond formal residence in the countryside* (ebd.: 323).

Wihrend in den Stiddten auf die Wahlwerbung geachtet wird, und sich die
Stimmen von den linksextremen zu den rechtsextremen Parteien strecken (die meisten
davon aber fiir die politische Mitte abgegeben werden), wird am Land fiir ,den Staat’
gewdhlt. Da Ion Iliescu als erster Spitzenpolitiker nach Ceausescu im Fernsehen
erschienen ist, und die Hauptrolle wihrend der Transformation gespielt hat, wurde er
von den Bauern mit dem Staat identifiziert. Die Errungenschaften der Revolution
wurden ihm zugeschrieben, und er galt als ,,a positive paternal figure, a strong,
balanced, reliable and non-corrupt politician® (ebd.: 325). Parteipolitik galt als bdse
und korrupt, und der direkt gewihlte Iliescu sollte die Parteipolitik im Zaum halten:

als am Land klar wurde, dass Iliescu 2004 nicht mehr kandidieren darf, wurde auf
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viele Umfragen nach politischen Préferenzen mit ,ich weil nicht’ geantwortet (vgl.
ebd.). Eines ist fir Mungiu-Pippidi klar: ,,whomsoever carries the support of the
village elites will get the votes of the village* (ebd.).

Wir kommen schlieflich zu den Problemen mit Korruption und das fehlende
politische Vertrauen: die meisten Ruménen sind davon {iberzeugt, dass es Gruppen
gibt, die iiber dem Gesetz steht. Die Menschen, die diesen Gruppen angehoren, sind
Gewinner unter allen Regimen, und Korruption macht sich breit. Wahrend Korruption
auch in den anderen neuen EU-Staaten als ein gro3es Problem wahrgenommen wird,
zeigen Ruminen niedrigere Werte als ihre Nachbarn wenn es um Vertrauen in andere
Menschen oder in politischen Parteien geht. Was die Korruption angeht, so ist diese in
viele der ehemaligen kommunistischen Staaten zu finden: Angestellte im 6ffentlichen
Dienst werden nicht genug bezahlt, ,,public ressources in short supply are subject to
(over)regulation® (ebd.: 327), und da ist es fiir den Einzelnen leichter, eine
Bestechung zu zahlen als gegen das System anzutreten. In Ruménien ist aber die Lage
laut Freedom House oder Transparency International im Vergleich mit seinen
ehemaligen kommunistischen Nachbarn schlimmer, und mit jeder Bestechung sinkt
das Vertrauen in den neuen, formalen, demokratischen Institutionen (vgl. ebd.: 326f).

Ruminen vertrauen dem Staat, den zentralen Behorden, dem Parlament, den
politischen Parteien oder der Polizei nur sehr wenig. Obwohl sie sich regelméfig an
Wabhlen beteiligen, fiihlen sie sich nicht als Eigentiimer der Institutionen die sie durch
ithre Wahl kreiert haben. Der Staat tritt, wie in den kommunistischen Zeiten, als
paralell zur Gesellschaft auf: alle gewidhlten Behdrden verhalten sich nach den
Wahlen so, als ob sie neben der Gesellschaft und nicht in ihr verankert sind. Das
Vertrauen ist niedriger in den urbanen R&umen, obwohl Junge Menschen und
diejenigen, denen es subjektiv gut geht, mehr Vertrauen in die neuen Insitutionen
aufweisen. Das fehlende Vertrauen stammt oft von eigenen Erfahrungen mit den
Behdrden, wo man entweder bestechen oder iiber die richtigen Beziehungen verfiigen
muss, um nicht schlecht behandelt zu werden und um {iberhaupt etwas lésen zu
konnen. Die Wurzeln dieses Systems liegen im Kommunismus, wo es keine
unparteiische, unpersonliche und faire Biirokratie gab, sondern ein willkiirliches und
diskriminierendes System. Es hat sich laut Mungiu-Pippidi eine riuberische Elite
gebildet, die nur durch Reformen des 6ffentlichen Dienstes und des Staates als ganzes
entfernt werden kann: da diese Elite aber auch als Machtbasis fiir die Politiker

fungiert, kann sich Korruption weitgehend unangetastet entfalten (vgl. ebd.: 328fY).
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Schlussfolgerungen
Osterreich und Ruménien im Vergleich

Die geschichtliche Entwicklung

Insgesamt dhneln sich die geschichtlichen Entwicklungen in den beiden
Staaten sehr, jedoch nur bis zum Ende des Zweiten Weltkrieges. In beiden Staaten
spielten die sozio-6konomischen Verhéltnisse in Folge der Industrialisierung und der
Bildung eines Proletariats eine wichtige Rolle, und in beiden Staaten war die
biirgerliche Revolution von 1848 ein wichtiger Anfangspunkt der Bestrebungen nach
einer Verfassung (die Anfangs sowohl in Osterreich wie auch in Ruminien nur ein
Kurienwahlrecht vorsah). Die beiden Staaten dhneln sich auch sehr insofern, als es in
der Zeit vor dem Zweiten Weltkrieg zu einem Verfassungsbruch kam, der in
Osterreich zum austrofaschistischen Stindestaat und dann zum Anschluss am Dritten
Reich, in Ruminien zur Konigsdiktatur (mit stidndestaatlichen Elementen) und dann
zur Militdrdiktatur mit faschistischen Untertonen, wiahrend Rumaénien an der Seite des
Dritten Reichtes kampfte, fiihrte.

Wiéhrend man diese Gemeinsamkeiten vor Augen hélt, muss man sich bewusst
sein, dass viele Entwicklungen in Ruminien viel spiter eintraten als in Osterreich: das
allgemeine, freie, unmittelbare und geheime Wahlrecht fiir Ménner erst 1918 (in
Osterreich schon 1907), das Frauenwahlrecht erst 1946 (in Osterreich schon 1918),
und die Abschaffung der Monarchie erst 1947 (in Osterreich schon 1918). Interessant
ist auch, dass sich in Ruménien eine ganze Reihe von Verfassungsinderungen
durchzog, wihrend es in Osterreich zu einer viel kleineren Anzahl von Verfassungen
kam.

Der groBte historische Unterschied zwischen Osterreich und Ruminien, der
sicherlich auch zu vielen der gegenwirtigen Unterschiede zwischen den beiden
Staaten gefiihrt hat, ist die Periode der kommunistischen Herrschaft in Ruménien, die
sich zwischen 1944 und 1989 vollzog. Wihrend Osterreich nach dem Zweiten
Weltkrieg eine ununterbrochene demokratische Staatsform genof3, sah sich Ruménien
mit der ,monolithischen’ Macht der Arbeiter- und dann der Kommunistischen Partei
konfrontiert, die ihre Diktatur durch scheindemokratische Verfassungen zu verbergen

versuchte, die Rechte und Freiheiten versprachen, diese aber nicht gewidhrleisteten.
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Die Verfassung

Was bei der Betrachtung der Verfassungen der beiden Staaten rasch auffillt
ist, dass Ruménien nur eine Verfassungsurkunde hat, und es auer der Gesetze zur
Anderung der Verfassung keine anderen Gesetze oder Bestimmungen im
Verfassungsrang geben kann, wihrend in Osterreich die Verfassung aus einer
Verfassungsurkunde (dem Bundes-Verfassungsgesetz) sowie vielen anderen
Bundesverfassungsgesetzen, Verfassungsbestimmungen in einfachen Gesetzen,
Staatsvertrdgen im Verfassungsrang, usw., besteht (insgesamt handelt es sich um
ungefdahr 1300 Normen die von den Zeiten der Monarchie und bis heute beschlossen
worden sind). In Osterreich gibt es auf Grund dieser ,Aufteilung’ der Verfassung
einen bedeutenden Unterschied zwischen der formellen und der materiellen
Verfassung, da es Bestimmungen gibt, die zur formellen aber nicht zur materiellen
Verfassung gehoren, wie auch umgekehrt. In Ruménien ist dieser Unterschied
weniger stark ausgeprigt, aber man muss sich vor Augen halten, dass nicht alle
Bestimmungen die zur materiellen Verfassung gehdren in der vergleichsweise kurzen
formellen Verfassung untergebracht werden koénnen, und viele also in den
sogenannten Organgesetzen zu finden sind.

Was die Grundsitze oder Grundprinzipien der Verfassungen angeht, so
wurden diese in beiden Staaten in der Literatur identifiziert, und die wichtigsten
davon sind in beiden Staaten gleich: das demokratische, das republikanische, das
rechtsstaatliche sowie das Prinzip der Gewaltenteilung sind in beiden Staaten
verankert. Ein groer und durchaus wichtiger Unterschied, mit Implikationen fiir das
gesamte politische System, ist der, dass sich Osterreich auf dem bundesstaatlichen
Prinzip griindet, wahrend der ruminische Staat umgekehrt einheitlichen Charakter
hat. In Ruminien wird auch viel Wert auf die Unabhéngigkeit, Souverdnitit und
Unteilbarkeit des Staates gelegt, sowie auf seinen nationalen Charakter. Dass
Ruminien ein Sozialstaat ist gilt auch als Grundprinzip. Materielle
Verfassungsauftrige, wie z.B. die Neutralitit oder der Antifaschismus in Osterreich,
werden in der Literatur zur ruménischen Verfassung nicht identifiziert, aber die
Bestimmungen iiber den Status der Wiirde des Menschen, der Gerechtigkeit oder des
politischen Pluralismus als oberste Werte, und ihre Gewihrleistung durch die
Verfassung, kommen meines Erachtens dem Konzept der Verfassungsauftrage sehr

nahe.
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Was die hierarchische Stellung der Verfassung im Stufenbau der
Rechtsordnung angeht, so stehen die Verfassungen in beiden Staaten an der Spitze des
Rechtssystems, allerdings brachte die europdische Integration Anderungen mit sich: in
Osterreich hat sich die Sicht durchgesetzt, das europiisches Recht iiber die
Verfassung steht, aber nicht iiber die Grundprinzipien der Verfassung; in Ruménien
ist die Sache noch weitgehend ungeklart, da die Verfassung nur die Eingliederung des
internationalen Rechts in das nationale vorsieht, aber nicht seine Stellung — wichtig
ist, dass vom Zeitpunkt des EU-Beitritts 2007 und bis heute noch keine
Verfassungsdnderung notwendig war. Zur Struktur der Verfassung ist noch zu sagen,
dass es in Osterreich als Bundesstaat auch Landesverfassungsrecht gibt, was in
Ruménien natiirlich nicht der Fall ist.

Grundrechte und -freiheiten gehdren in beiden Staaten zur Verfassung,
allerdings gehoren sie nur in Ruménien auch zur Verfassungsurkunde, da man sich in
Osterreich beim Ausarbeiten des Bundes-Verfassungsgesetzes nicht auf einen
Grundrechtskatalog einigen konnte. Abgesehen von diesem Unterschied sind die
Rechte und Freiheiten die die Biirger (aber auch Ausldnder und Staatenlose) der zwei
Staaten genieflen weitgehend die gleichen.

In Osterreich gibt es keine unverinderbaren Bestimmungen in der Verfassung,
wihrend die ruménische Verfassung unveranderbare Prinzipien festlegt: der nationale,
unabhingige, einheitliche und unteilbare Charakter des ruménischen Staates, die
republikanische Staatsform, die Integritit des Territoriums, die Unabhingigkeit der

Justiz, der politische Pluralismus und die Amtssprache.

Das Wahlsystem

Was die Parlamentswahlen in Osterreich un Ruminien angeht, so finden sich
schon bei den formalen Kriterien sowohl Gemeinsamkeiten wie auch Unterschiede:
das Wahlrecht ist in beiden politischen Systemen gleich, unmittelbar, personlich, frei
und geheim; das Wahalter fiir das aktive Wahlrecht zum Nationalrat ist in Osterreich
seit 2007 16, in Ruménien fiir die Wahlen zum Parlament 18; das Wahlalter fiir das
passive Wahlrecht zum Nationalrat ist in Osterreich 18, in Ruminien fiir die
Abgeordnetenkammer 23 und fiir den Senat sogar 33; der Wahltag kann in Osterreich
entweder ein Sonntag oder ein nationaler Feiertag sein, in Ruménien nur ein Sonntag;

in Osterreich kann die Wahl zwei Tage dauern, in Ruménien nur einen; In Osterreich
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wird nur der Nationalrat direkt gewdhlt, wahrend der Bundesrat von den Landtagen
entsandt wird; in Ruménien werden beide Kammern des Parlaments direkt gewihlt.
Die Osterreichische Nationalratswahl ist eine Verhédltniswahl mit drei
Ermittlungsverfahren, wihrend die ruménische Parlamentswahl nur zwei
Ermittlungsverfahren hat: das erste auf der Basis der Mehrheitswahl, das zweite auf
der Basis der Verhiltniswahl (das zweite Ermittlungsverfahren in Ruménien ist das
gleiche Verfahren nach D’Hondt wie im dritten Ermittlungsverfahren in Osterreich).

Was die Europawahl angeht, so ist diese in beiden politischen Systemen in
etwa gleich, wobei es auch hier beim Wahlalter einen Unterschied gibt: 16 fiir das
aktive und 18 fiir das passive Wahlrecht in Osterreich, 18 fiir das aktive und 23 fiir
das passive Wahlrecht in Ruménien. Vorzugsstimmen gibt es in Ruméinien weder bei
der Parlamentswahl noch bei der EP-Wahl.

In Ruménien laufen auch Wahlen auf Kreis- und lokaler Ebene ab, obwohl es
ein einheitlicher Staat ist. Die Landtage und die Gemeinderite in Osterreich kdnnen
mit den Kreisrdten und den lokalen Riten in Ruménien verglichen werden, man muss
sich aber stets bewusst sein, dass Ruminien ein einheitlicher Staat ist und diese
Institutionen also nicht diesselben Aufgaben wahrnehmen wie die entsprechenden
Institutionen in Osterreich. Thre Wahl erfolgt mehr oder weniger gleich in den beiden
Staaten, nach den Grundsitzen der Verhéltniswahl auf Parteilisten, und die
Bedingungen sind generell die gleichen wie beim Nationalrat oder freizligiger in
Osterreich, und die gleichen wie bei der Abgeordnetenkammer in Ruminien. In
Osterreich gibt es die Biirgermeisterdirektwahl in drei Bundeslindern
(Niederosterreich, Steiermark, Wien) nicht, wihrend sie in Ruméinien im ganzen
Staatsgebiet verpflichtend ist. In Wien wére die Direktwahl des Biirgermeisters nicht
moglich, weil er gleichzeitig Landeshauptmann ist; in Ruménien werden
Kreisratspriasidenten, die, wenn man die oben angefithrte Analogie zwischen
Kreisrdten und Landtagen weiterfiihrt, mit den Landeshauptménnern verglichen
werden konnen, immer direkt gewahlt.

Was die direkte Demokratie angeht, so sind auch hier Gemeinsamkeiten wie
auch Unterschiede zu beobachten: das Volksbegehren in Osterreich und die
Gesetzesinitiative der Biirger in Ruminien erfiillen mehr oder weniger die gleiche
Funktion; die Volksabstimmung (in Ruménien referendum genannt) existiert in
beiden politischen Systemen in einer fakultativen wie auch einer obligatorischen

Ausfilihrung, allerdings gibt es klare Unterschiede: die fakultative Abstimmung wird
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in Osterreich vom Nationalrat (bzw. dem Bundesrat) beschlossen, wihrend sie in
Ruménien vom Prisidenten angeordnet wird, und eher der Osterreichischen
Volksbefragung #hnelt; die obligatorische Abstimmung findet in Osterreich nur bei
Gesamtdnderungen der Bundesverfassung statt, in Ruminien sowohl bei jeder
Verfassungsidnderung wie auch bei der Absetzung des Prisidenten. Eine Petition oder
Biirgerinitative im Sinne der osterreichischen Verfassung gibt es in Ruménien nicht.
Was die direkte Demokratie auf regionaler und lokaler Ebene angeht, so gibt es in
Osterreich viele der (oder alle) Moglichkeiten auf Bundesebene auch auf diesen
Ebenen, wihrend es in Rumiénien nur das Referendum auf Kreis- oder lokaler Ebene
gibt, der entweder fakultativ ist und vom Kreis- oder lokalen Rat beschlossen wird,
oder aber im Falle von Anderungen der Grenzen von Kreisen, Stidten oder

Gemeinden obligatorisch wird.

Das Parlament und die Gesetzgebung

Das este was bei der Betrachtung des Parlamentarismus in den beiden
politischen Systemen auffdllt ist, dass, obwohl in beiden Staaten bikamerale
parlamentarische Strukturen vorhanden sind, so sind sie doch sehr verschieden:
Osterreich hat auf Grund seiner foderalen Organisierung eine indirekt gewiihlte
Landerkammer als zweite Kammer, die realpolitisch viel schwicher ist als die erste,
direkt gewidhlte Kammer; Ruménien ist ein einheitlicher Staat und hat somit keine
Landerkammer, sondern zwei mehr oder weniger gleichrangige Kammern, die beide
direkt gewidhlt werden und die je nach Gesetzesmaterie jeweils die endgiiltige
Entscheidung haben, jedoch kann kein Gesetz ohne Einverstindnis der jeweils
anderen Kammer beschlossen werden. Die beiden Kammern des ruménischen
Parlaments konnen weitgehend nur mit dem Nationalrat verglichen werden, da der
Bundesrat in sehr verschiedener Weise eingerichtet ist.

In beiden ruménischen Kammern sowie in beiden osterreichischen Kammern
sind Parlamentsfraktionen (Klubs in Osterreich und Gruppen in Ruminien) sowie
Ausschiisse, die in beiden politischen Systemen mehr oder weniger der
Ressortaufteilung folgend eingerichtet werden, von grofler Bedeutung fiir die
parlamentarische Arbeit, da die Parlamente nicht stindig als Kollegialorgane tagen

konnen. Wichtig sind auch die Prisidialkonferenz des Nationalrates sowie die
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Stindigen Biiros der beiden ruménischen Kammern, die die gesamte parlamentarische
Arbeit (im Plenum sowie in den Ausschiissen) leiten und lenken.

Die Legislaturperiode des Nationalrates dauert 5 Jahre, wédhrend die der
beiden ruménischen Kammern nur 4 Jahre dauert. Von einer Legislaturperiode des
Bundesrates kann man im eigentlichen Sinne nicht sprechen, da er von den
Legislaturperioden der Landtagen abhdngt. Das freie Mandat gilt fiir Mitglieder des
Parlaments in beiden Staaten, er wird aber vor allem in Osterreich durch starken
Fraktionszwang geméBigt oder gar ausgeschaltet. Parlamentarier genieBBen in beiden
Staaten berufliche sowie aulerberufliche Immunitét, sie kénnen aber auch auf Grund
ihrer Stellung bestimmte andere Amter und Titigkeiten nicht einnehmen bzw.
ausiiben, was in Ruminien restriktiver ausgelegt ist als in Osterreich.

Was die wichtigste Funktion des Parlaments, die Gesetzgebung, angeht, so
lduft diese in Osterreich und Ruminien mehr oder weniger gleich ab und folgt einer
bestimmten Reihenfolge: Gesetzesinitiative von der Regierung, den Parlamentariern,
oder den Biirgern; vorparlamentarische Begutachten; Lesungen im Plenum und Arbeit
in den Ausschiissen, eventuell Abédnderungsantrige; Abstimmung; Beurkundung
durch den Bundesprisidenten; Kundmachung. Der grofite Unterschied dabei riihrt
vom vollkommenen Bikameralismus in Ruménien her: wihrend der Nationalrat gegen
den Willen des Bundesrates auf Gesetzesbeschliisse beharren kann, miissen in
Ruménien beide Kammern das gleiche Gesetzesprojekt annehmen, auch wenn eine
der beiden Kammern die sogenannte ,entscheidende Kammer’ (camera decizionala)
ist. Auch miissen in Rumidnien Beurkundungen durch den Prisidenten nicht vom
Premierminister gegengezeichnet werden, wie das in Osterreich mit dem
Bundeskanzler der Fall ist.

Die Parlamente beider Staaten iiben auch Kontroll-, Mitwirkungs- und
Rekutrierungsfunktionen aus, und in beiden politischen Systemen, vor allem aber in

Rumanien, ist die Mitwirkungsfunktion am schwichsten ausgepragt.

Prasident, Regierung, Verwaltung

Der 0sterreichische Bundesprisident und der Président Ruméiniens sind sich
aus formeller Sicht sehr dhnlich: es gibt in beiden politischen Systemen eine
Abhingigkeit des Priasidenten von der Regierung bzw. dem Premierminister, da der

Bundesprisident  viele seiner Amtshandlungen nur auf Vorschlag der
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Bundesregierung ausiiben kann, wahrend der ruménische Président fiir die wichtigsten
seiner Dekrete die Gegenzeichung durch den Premierminister benétigt — die
Regierungen werden jedoch in beiden Staaten vom Prisidenten ernannt; in beiden
politischen Systemen gibt es ein Zusammenspiel zwischen Prasident und Parlament,
da der Prisident unter einigen Bedingungen das Parlament aufldsen kann, wihren das
Parlament den Présidenten absetzen bzw. suspendieren kann; die Wahl erfolgt auch
fast genau gleich, wobei in Ruménien keine anderen Kandidaten zwischen den zwei
Wahlgingen aufgestellt werden diirfen; die meisten Aufgaben der Prisidenten sind
auch gleich in den beiden Staaten, und inkludieren die Vertretung nach Aufen, die
Begnadigung, die Ernennung verschiedener Beamten und Offiziere, sowie den
Oberbefehl iiber die Streitkrifte. Die Amtsperiode dauert sechs Jahre in Osterreich,
und eine einmalige Wiederwahl fiir die unmittelbar folgende Periode ist zuléssig; in
Ruménien dauert die Amtsperiode nur fiinf Jahre, und eine einmalige Wiederwahl ist
zuléssig, egal ob fiir die unmittelbar nachfolgende Periode oder nicht.

Was die Regierungen der zwei Staaten angeht, so sind sie sich natiirlich sehr
dhnlich, mit einer mehr oder weniger dhnlichen Struktur und Ressortaufteilung und
den mehr oder weniger gleichen Kompetenzen, die sich unter dem Ausdruck
,Vollziehung der gesamten Politik des Landes’ subsumieren lassen. Es gibt aber vor
allem in formeller Hinsicht wichtige Unterschiede: was die Ernennung angeht, so
wird diese in beiden politischen Systemen vom Préisidenten ausgelibt, aber wihrend in
Osterreich keine ausdriickliche Zustimmung des Nationalrats notwendig ist, so muss
in Ruménien ein Vertrauensvotum vom Parlament abgegeben werden; die Ernennung
und Entlassung einzelner Minister erfolgt in beiden politischen Systemen auf
Vorschlag des Bundeskanzlers bzw. Premierministers, in Osterreich kann aber auch
ein Misstrauensvotum gegen einzelne Minister ausgesprochen werden, wéhrend in
Ruménien das Misstrauensvotum nur gegen die gesamte Regierung moglich ist; in
Osterreich konnen die gesamte Regierung sowie der Bundeskanzler auch vom
Bundesprisidenten entlassen werden, ohne irgendeinen Vorschlag, wéhrend das in
Rumaénien nicht moglich ist — die Regierung kann nur aus dem Amt scheiden, in dem
sie selbst ihren Amt ablegt oder ein Misstrauensvotum vom Parlament erteilt
bekommt.

Was die Verwaltung angeht, so ist sie in Osterreich zwischen Bund und
Landern aufgeteilt, und auch in Ruménien, obwohl der Staat einheitlich organisiert ist,

wird im Rahmen der Dezentralisierung und der Dekonzentrierung versucht, mehr
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lokale Autonomie und Selbstverwaltung auf Kreis- und lokaler Ebene zu
ermoglichen. Dennoch bestehen in Ruménien weiterhin die Prifekten, die die
Regierung in den Kreisen und der Hauptstadt Bukarest vertreten. Die zentrale
Verwaltung wird in Osterreich vom Bundesprisidenten, der Bundesregierung, den
einzelnen Bundesministern und den Staatssekretiren ausgeiibt, wihrend die
Verwaltung in den Léndern von den Landesregierungen wahrgenommen wird. In
Ruménien bilden die Regierung, die Streitkrifte sowie der Oberste Rat fiir
Landesverteidigung die zentrale Verwaltung, wihrend die lokale Verwaltung von den
Biirgermeistern, den lokalen Riten und den Kreisriten ausgeiibt wird. In Osterreich

wird der Selbstverwaltung mehr Raum eingerdumt als in Rumaénien.

Politische Parteien und die Sozialpartnerschaft

Die politischen Parteien spielen gegenwiirtig sowohl in Osterreich wie auch in
Ruminien eine bedeutende Rolle, und beide Systeme verstehen sich als
parteienstaatliche Demokratien, in denen der politische Pluralismus gewihrleistet
wird. Parteien griinden sich und agieren in den beiden politischen Systemen in sehr
dhnlicher Weise, und diirfen in beiden Staaten durch ihre Tatigkeit nicht gegen die
Verfassung verstolen. Der Unterschied was die Parteien angeht ist eher ein
historischer, da Osterreich seit 1945 ununterbrochen politischen Pluralismus genieft,
wihrend in Ruménien nur seit 1989 mehrere Parteien zugelassen sind.

Was die Sozialpartnerschaft angeht, so ist diese in Osterreich trotz langsamem
aber steten Bedeutungsverlust stark in der Realverfassung verankert, wéhrend sie in
Ruménien eher in der geschriebenen Verfassung verankert, in der Realverfassung
aber eher schwach ausgeprigt ist. Der Paritdtischen Kommission fiir Lohn- und
Preisfragen steht in Ruminien der Wirtschafts- und Sozialrat gegeniiber, und der
Wirtschaftskammer und der Landwirtschaftskammer steht die Handels- und
Industrickammer Ruminiens gegeniiber, es gibt aber in Ruminien keine mit dem
OGB oder mit den Arbeiterkammern vergleichbaren Strukturen. Seit kurzem (Mai
2012) wurde ein Minister-Delegierter fiir den sozialen Dialog in die ruménische
Regierung inkludiert, was die ruménische Variante der Sozialpartnerschaft vielleicht

starken wird.
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Gerichtsbarkeit, Volskanwalt, Rechungshof

Was  die  Gerichtsbarkeit, die  Verfassungsgerichtsbarkeit, die
Volksanwaltschaft und der Rechnungshof angeht, so agieren diese, abgesehen von
einigen Details, in beiden politischen Systemen mehr oder weniger gleich, und haben
mehr oder weniger die gleichen Funktionen. Ich werde hier darum nur zwei grof3e
Unterschiede hervorheben: erstens gibt es in Ruménien aufer in sehr seltenen Fillen
im Unterschied zu Osterreich keine Geschworenen oder Schoffen, also keine
Laiengerichtsbarkeit; zweitens kann der Verfassungsgerichtshof in Ruménien aulBer
den parlamentarischen Geschéftsordnungen keine Normen priifen, die nicht im

Gesetzesrang stehen, wihrend er in Osterreich auch Verordnungen priifen kann.

Politische Kultur

Auch bei der politischen Kultur mochte ich hier nicht auf die vielen und
komplexen Details eingehen, die weiter oben (Kapitel IX) kurz dargestellt wurden.
Eines aber erscheint mir als von grofler Bedeutung: wihrend man es in beiden Staaten
mit geringen Werten von Vertrauen in Parlament, Regierung, politischen Parteien
usw. zu tun hat, so kann man doch feststellen, dass es in Osterreich trotz diesem
fehlenden Vertrauen in den Institutionen zu einem starken Vertrauen in der
demokratischen Ordnung kommt, wéhrend das fehlende Vertrauen in den
ruménischen Institutionen auch zu einem fehlenden Vertrauen in der Demokratie als
solche gefiihrt hat, und die meisten Ruménen grundsitzlich positiv gegeniiber der
Demokratie gestellt sind, sich aber nicht stark mit dieser verbunden fiihlen. Alina
Mungiu-Pippidi fiihrt dieses fehlende Vertrauen in der demokratischen Grundordnung
vor allem auf dem Kommunismus und seine direkten sowie indirekten Effekte auf die

Bevdlkerung zuriick, und ich tendiere dazu, ihr Recht zu geben.

Riickschluss auf Theorie und Methode

Die comparative description, die hoffentlich ,crucial differences and
similarities* (Scarrow 1963: 577) deutlich gemacht hat, ist nun abgeschlossen. Sie hat
dem legalistic institutional approach gefolgt, um Institutionen zu beschreiben, die

vielleicht als ,,equivalent™ erscheinen aber ,,different functions (Braibanti 1968: 44)
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erfillen, wie z.B. die Parititische Kommission fiir Lohn- und Preisfragen in
Osterreich und der Wirtschafts- und Sozialrat in Ruménien, die, wenn auch dhnlich,
trotzdem verschiedene Aufgaben wie auch Zusammensetzungen aufweisen. Teile und
Strukturen der politischen Systeme wurden analysiert, die, wenn sie zusammengefiihrt
werden, ,,a rough picture of what happens® (Easton 1957: 383) anbieten: der Fokus
lag auf die zweite der drei Ebenen des politischen Systems bei Gabriel A. Almond,
auf die Ebene der Strukturen und Prozesse, denn eine Analyse des ,,flow of inputs and
outputs® (Almond 1965: 203) sowie der Rekrutierung und Sozialisation innerhalb der
Systeme hitte den Rahmen dieser Arbeit gesprengt. Im Rahmen dieser zweiten Ebene
wurde auch die ,,cohesion or fragmentation® (ebd.) der politischen Kultur analysiert,
die laut Almond von grofer Bedeutung bei der Umwandlung von Inputs zu Outputs
ist, und hier wurde es klar, dass man es in Ruménien eher mit fragmentation zu tun
hat, wihrend in Osterreich eher cohesion herrscht.

Was die Umwandlung von Inputs zu Outputs selbst angeht, so geht David
Easton davon aus, dass eine (wenn auch minimale) Differenzierung des politischen
Systems notwendig ist, damit die Umwandlung durchgefiihrt werden kann. Da diese
Differenzierung aber auch eine auflésende Kraft in sich birgt, muss fiir
Kooperationsmechanismen innerhalb des Systems gesorgt werden (vgl. Easton 1957:
386f). In komplexen politischen Systemen wie das Osterreichische und das
ruménische haben wir es natiirlich mit einem grof3en Grad an Differenzierung zu tun
(man hat es in der Almondschen Analogie mit Wirbeltieren und nicht mit Amoben zu
tun, vgl. Almond 1965: 194f), und deshalb wurden auch (weitgehend
verfassungsrechtlich) Kooperationsmechanismen eingebaut, einschlieBlich auf der
grobsten aber auch wichtigsten Ebene der Differenzierung, die zwischen den drei
Staatsgewalten: diese sind entweder ,positiver’ Natur, wie z.B. die Rolle des
Prasidenten Ruméniens als Vermittler zwischen den Staatsgewalten, aber mehrfach
auch ,negativ’ in der Form vielfacher Abhingigkeiten (in US-amerikanischer
Ausdrucksweise die sogenannten checks and balances) zwischen den drei
Staatsgewalten gegeben, die nicht nur ihre Trennung voneinander, sonder auch ihre
Zusammenarbeit gewéhrleisten sollen.

Was die Inputs und Outputs angeht, so konnen wir uns zuerst die Forderungen
anschauen. Nicht jede Forderung, so Easton, wird auch zur politischen issue: was zur
issue wird hingt von der Position der Initiatoren sowie der Unterstiitzer in den

Machtstrukturen der Gesellschaft ab (vgl. Easton 1957: 389), und da das fiir alle
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politischen Systeme gilt, gibt es hier keinen (oder nur einen kleinen) Unterschied
zwischen Osterreich und Ruminien: eine Forderung, die nur von einem kleinen Teil
der Gesellschaft geduBBert wird, und die die Unterstiitzung einer kleinen Partei genief3t,
die vielleicht gar nicht im Parlament vertreten ist, wird hochstwahrscheinlich nicht zur
issue — der einzige Unterschied zwischen den beiden Staaten konnte darin bestehen,
dass in Osterreich die Sozialpartner eine bedeutende Rolle als Initiatoren oder
Unterstiitzer von Forderungen einnehmen konnen, was in Ruménien eher nicht der
Fall ist.

Inputs fiir das politische System kommen nicht nur in der Form von
Forderungen, sondern auch in der Form von Unterstiitzungen: Easton (1957: 391)
unterscheidet zwischen Unterstiitzung fiir die politische Gemeinschaft, fiir das
Regime, und fiir die Regierung. Wenn man auf die politische Kultur in den beiden
Staaten zuriickblickt, wird deutlich, dass, wenn man auch in Osterreich der Regierung
nur geringe Unterstlitzung entgegenbringt, weil man sich von den Politikern
abgetrennt fiihlt oder sie fiir korrupt hilt, so geniefen das Regime und die politische
Gemeinschaft einen groen Anteil an Unterstiitzung. In Ruménien fiihrte das fehlende
Vertrauen in den Regierungen auch zu einem Verlust der Unterstlitzung die dem
Regime entgegengebracht wird, und nur die politische Gemeinschaft (also Ruménien
selbst) genieft weitgehende Unterstiitzung in der Bevolkerung. Der Prozess der
Politisierung, das &dhnlich der Sozialisation funktioniert und flir konstante
Unterstiitzung weitgehend unabhédngig von den Outputs sorgen sollte und somit zur
Legitimierung des politischen Systems fiihren sollte (vgl. ebd.: 397ff), hat also in
Osterreich viel besser funktioniert als in Ruminien, aber hier ist auch der zeitliche
Rahmen zu beachten: auch in Ruménien bringen junge Menschen mehr Unterstiitzung
dem demokratischen Regime entgegen, also fangt die Politisierung auch hier an, ihre
Arbeit zu verrichten.

Wir kommen nun zu Almonds Klassifizierung von Inputs und Outputs, und
hier mochte ich mich nur auf die Outputs konzentrieren: er unterscheidet zwischen
extraktiven, regulierenden, verteilenden, und symbolischen Outputs (vgl. Almond
1965: 193). Wenn man sich anschauen mochte, welche Institutionen diese Outputs in
den beiden analysierten Systemen produzieren, so wird man sich bewusst, dass es sich
um die selben Institutionen handelt, und, da man es mit den weiter oben erwédhnten
Kooperationsmechanismen zu tun hat, werden meiner Ansicht nach die ersten drei

Kategorien von Outputs von Legislative und Exekutive (vor allem die Regierung)
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zusammen erarbeitet: um Steuern einnehmen zu kdnnen (extraktives Output), und um
Giiter und Dienstleistungen verteilen zu konnen (verteilende Outputs) muss die
Legislative Gesetze beschlieBen, die so etwas iiberhaupt ermoglichen, und die
Exekutive muss sich dann mit der Vollziehung beschiftigen; die regulierenden
Outputs scheinen nur Sache der Legislative zu sein, aber wir miissen uns daran
erinnern, dass die Gesetzesinitiativen in den beiden politischen Systemen eher von der
Exekutive kommen. Die letzte Kategorie von Outputs, die symbolische, ist schwerer
zu beschreiben, da sie meines Erachtens in demokratischen Systemen abgesehen von
Militirparaden oder Anhlichem weniger vorkommt als die ersten drei. Ich glaube das
hier der osterreichische Bundesprdsident und der Prédsident Ruméniens eine
bedeutende Rolle spielen, da sie als direkt gewidhlte Vertreter des Staates nach Auflen
einerseits als Verkoperung des Willens der Bevolkerung und andererseits als
Verkdrperung des Staates selbst fungieren, und sie also symbolische Outputs in einem
Male produzieren, das weit iiber ihre verfassungsrechtlichen Befugnisse hinausgeht.
SchlieBlich mochte ich noch die sechs Umwandlungsfunktionen anfiihren, die
Almond (1965: 195) unterscheidet, und sie den Institutionen zuweisen, die im Laufe
dieser Arbeit analysiert wurden: erstens die Artikulierung von Interessen oder
Forderungen, wo natiirlich politische Parteien und vor allem in Osterreich auch die
Sozialpartner eine groe Rolle spielen; zweitens die Aggregation von Interessen in
policy-Vorschlagen, die in Form von Gesetzesiniativen ablduft und also von den
Regierungen, den Parlamentariern, oder gar den Biirgern der beiden Staaten selbst
wahrgenommen werden kann; drittens die Umwandlung von policy-Vorschldgen in
verbindliche Regeln, die sich im parlamentarischen Gesetzgebungsprozess vollzieht;
viertens die Anwendung von generellen Regeln in bestimmten Féllen, was Sache der
Exekutive in der Vollziehung ist; fiinftens die Entscheidung iiber Regeln in einzelnen
Féllen, wo die Judikatur die maligebende Rolle spielt; sowie sechstens die
Ubermittlung von Informationen innerhalb des Systems und zwischen dem System
und seiner Umwelt, wo viele Institutionen eine Rolle spielen, das Parlament aber
meines Erachtens durch seine Kontrollfunktion (Vermittlung von Informationen
innerhalb des Systems) und seine Tribiinenfunktion (Ubermittlung von Informationen

an die Umwelt des Systems) die zentrale Rolle einnimmt.
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Schlussbemerkungen

Wie wir von den obigen Ausfiihrungen sicherlich feststellen konnten, gibt es
auf jeder Ebene des Vergleichs zwischen Osterreich und Ruméinien sowohl
Gemeinsamkeiten wie auch Unterschiede, aber ich denke jeder Leser wird mir Recht
geben, wenn ich behaupte, dass im GroBlen und Ganzen die Gemeinsamkeiten
iiberwiegen: wir haben es, abgesehen von zwei wichtigen Unterschieden, auf die ich
weiter unten nidher eingehen werde, mit sehr dhnlichen politischen Systemen zu tun.
Die Frage die sich aber nach einer solchen Betrachtung stellt, ist diese: wenn die
politischen Systeme so dhnlich sind, wieso erzielt dann Osterreich im Democracy
Index von The Economist 8.49 Punkte (von Maximal 10) und gilt as full democracy,
wiahrend Ruménien nur 6.54 Punkte erzielt und als flawed democracy gilt (vgl. The
Economist 2011)?

Die Griinde konnen nicht in den kleinen Unterschieden liegen, sondern in eine
oder beiden der von mir identifizierten groen Unterschiede. Ich habe diese zwei
Unterschiede herausgewihlt, weil sie sich in vielfacher Weise auf das politische
System auswirken, und viele Effekte fiir alle Ebenen des Systems mit sich bringen: es
handelt sich erstens um die Bundesstaatlichkeit Osterreichs, die dem einheitlichen
Ruménien gegeniiber steht, sowie zweitens um die lange Periode der
kommunistischen Herrschaft in Ruménien. Wiahrend man viele der Unterschiede
zwischen Osterreich und Ruminien natiirlich vom Unterschied zwischen Bundesstaat
und Einheitsstaat ableiten kann, so spielt dieser Unterschied bei der demokratischen
performance, die von rankings wie das Democracy Index gemessen wird, meiner
Meinung nach keine Rolle.

Es bleibt also die Periode der kommunistischen Herrschaft, die in Ruménien
seit dem Ende des zweiten Weltkrieges und bis 1989 gedauert hat: wihrend
Osterreich in dieser Periode also Zeit hatte, seine Demokratie weiterzuentwickeln und
zu konsolidieren, hatte Ruménien nur die letzten 20 Jahre zur Verfiigung, um das
gleiche zu schaffen. Dieter Segert und andere Wissenschaftler haben schon lédngst
erkannt, dass, kontrdr zu vielen Erwartungen sowie vielen rankings, es zu keiner
starken Konsolidierung der Demokratie in den ehemaligen staatssozialistischen
Staaten gekommen ist: ,,Ganz im Gegenteil, dort trat eine schwelende Krise der

repriasentativen Demokratie immer deutlicher zutage, die zum einen durch eine
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bestimmte politische Gelegenheitsstruktur und Praxis, zum anderen durch die
zuriickhaltende Partizipation der Gesellschaft getragen wird* (Segert 2011: 61).

Diese Uberlegungen zum Schluss sollen dazu dienen, dass wir vor den Augen
behalten, dass, auch wenn formelle Institutionen sehr &hnlich sind und in gleicher
Weise funktionieren (sollen), so kann doch eine junge Demokratie wie Ruménien sich
von der Qualitit der Demokratie her nicht mit einem Land wie Osterreich messen.
Der Schluss soll aber keineswegs pessimistisch sein, sondern soll eher darauf
hinweisen, dass Ruminien abgesehen von der Einrichtung formeller demokratischer
Institutionen noch viel zu lernen hat, und es wire vielleicht nicht schlecht, wenn man

sich von einer konsolidierten Demokratie wie Osterreich einiges abschauen wiirde.
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lokalen Offentlichen Verwaltung, des Gesetzes der lokalen Offentlichen
Verwaltung 215/2001 und des Gesetzes 393/2004 iiber das Statut der lokalen
Amtstriager [Legea 35/2008 pentru alegerea Camerei Deputatilor si a
Senatului si pentru modificarea §i completarea Legii nr. 67/2004 pentru
alegerea autoritatilor administratiei publice locale, a Legii administratiei
publice locale nr. 215/2001 si a Legii nr. 393/2004 privind Statutul alesilor
locali]

e Das Gesetz 62/2011 {iber den sozialen Dialog [Legea 26/2011 privind dialogul
social]

e Die Verfassung Ruméniens [Constitutia Romdaniei|
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Anhang
Abstract

Deutsch

Die vorliegende Arbeit mochte hinsichtlich der engen Beziehungen zwischen
Osterreich und Ruminien sowie hinsichtlich der Gemeinsamkeiten in der Ausrichtung
der politischen Systeme dieser beider Staaten einen Vergleich anbieten, der aufzeigen
soll, wie dhnlich oder wie unterschiedlich diese beiden Staaten in Wirklichkeit sind.
Die geschichtliche Entwicklung, die Verfassungen, die legislativen, exekutiven und
judikativen Staatsgewalten, sowie andere politikwissenschaftlich relevante Aspekte
der beiden politischen Systeme werden analysiert, um am Schluss aussagen zu
konnen, ob die beiden Systeme &hnlich oder aber verschieden sind, wo die
Unterschiede liegen, was die Ursachen fiir diese Unterschiede sein konnten, und

welche Bedeutung diese Unterschiede eigentlich haben.

Englisch

Taking into account the close relations between Austria and Romania, as well
as the similarities in the structuring of the political systems of the two countries, this
paper wishes to offer a comparison which should present the degree of similarity or
difference these two states actually share. The historical development, the
Constitutions, the legislative, executive, and judicial branches of power, as well as
other relevant (from a political science perspective) aspects of the two political
systems are analyzed in order to allow us to say if the systems are similar, or if they
are different, and where the differences lie, what the causes for these differences

might be, and how important these differences actually are.

129



I. Angaben zur Person

Nachname, Vorname:

Akad. Grad:
Staatsbiirgerschaft:
Geburtsdatum:

Geschlecht:

Lebenslauf

TACHE, Matei Cristian
BA

Rumaénisch

03. Juni 1988

Mainnlich

I1. Schul- und Berufsbildung

seit dem 01. Oktober 2010: Masterstudium Politikwissenschaft an der

Universitiat Wien

01. Mirz 2008 — 30. August 2010: Bachelorstudium Politikwissenschaft an

der Universitit Wien

Oktober 2006 — Juni 2007: Bachelorstudium Internationale Beziehungen

und Europdische Studien an der Fakultit fiir Geschichte der Universitit

Bukarest (abgebrochen um in Wien weiter zu studieren)

September 2003 — Juni 2006: Norman Thomas High School for Commercial

Education, New York (Vereinigte Staaten)

II1. Berufserfahrung

Juli 2007: Praktikum im Ruménischen Diplomatischen Institut (Bukarest,

Ruménien) — organisatorische und administrative Tétigkeiten, Betreuung von

Kursteilnehmerlnnen

IV. Personliche Fahigkeiten und Kompetenzen

Muttersprache: Ruménisch

Fremdsprachen: Englisch (sehr gut), Deutsch (sehr gut), Spanisch (gut)

IT-Kenntnisse und Kompetenzen: MS Office

130



	Einleitung
	Methode
	Aufbau und Literatur
	Anmerkungen zur Übersetzung und zur geschlechtergerechten Sprache

	I. Theoretischer Rahmen: Was ist ein Politisches System?
	I.1. Das Politische System bei David Easton
	I.1.1. Inputs (und Outputs)

	I.2. Das Politische System bei Gabriel A. Almond
	I.3. Politisches System vs. Staat

	II. Geschichtliche Entwicklung der politischen Systeme in Österreich und Rumänien
	II.1. Österreich
	II.1.1. Vor 1918
	II.1.2. Die Erste Republik
	II.1.3. Der Austrofaschismus
	II.1.4. Die Zweite Republik

	II.2. Rumänien
	II.2.1. Vor 1866
	II.2.2. Die Verfassung von 1866
	II.2.3. Die Verfassung von 1923
	II.2.4. Die Verfassung von 1938
	II.2.5. Gesetze mit konstitutionellem Charakter von 1944 bis 1948
	II.2.6. Die Verfassung von 1948
	II.2.7. Die Verfassung von 1952
	II.2.8. Die Verfassung von 1965
	II.2.9. Gesetze mit konstitutionellem Charakter in Folge der Revolution von 1989


	III. Die Verfassung (Constituţia)
	III.1. Österreich
	III.1.1. Formelle und materielle Verfassung
	III.1.2. Die Verfassungsstruktur
	III.1.3. Grundprinzipien und Staatszielbestimmungen
	III.1.4. Grundrechte

	III.2. Rumänien
	III.2.1. Formelle und materielle Verfassung
	III.2.2. Verfassungsstruktur
	III.2.3. Das konstitutionelle Regime des Staates und die Organisierung der Staatsgewalten
	III.2.4. Grundrechte


	IV. Das Wahlsystem (Sistemul electoral)
	IV.1. Österreich
	IV.1.1. Indirekte Demokratie
	IV.1.2. Direkte Demokratie

	IV.2. Rumänien
	IV.2.1. Indirekte Demokratie
	IV.2.2. Direkte Demokratie


	V. Das Parlament und die Gesetzgebung (Parlamentul şi legiferarea)
	V.1. Österreich
	V.1.1. Der Nationalrat
	V.1.2. Der Bundesrat
	V.1.3. Die Gesetzgebung
	V.1.4. Weitere Aufgaben des Parlaments

	V.2. Rumänien
	V.2.1. Das Parlament
	V.2.2. Die Gesetzgebung
	V.2.3. Weitere Aufgaben des Parlaments


	VI. Präsident, Regierung, Verwaltung (Preşedintele, Guvernul, administraţia publică)
	VI.1. Österreich
	VI.1.1. Der Bundespräsident
	VI.1.2. Die Bundesregierung
	VI.1.3. Die Verwaltung

	VI.2. Rumänien
	VI.2.1. Der Präsident
	VI.2.2. Die Regierung
	VI.2.3. Die Verwaltung


	VII. Politische Parteien und die Sozialpartnerschaft (partidele politice şi dialogul social)
	VII.1. Österreich
	VII.1.1. Politische Parteien
	VII.1.2. Die Sozialpartnerschaft

	VII.2. Rumänien
	VII.2.1. Politische Parteien
	VII.2.2. Der soziale Dialog


	VIII. Gerichtsbarkeit, Rechnungshof, Volksanwaltschaft (Autoritatea judecătorească, Curtea de Conturi, Avocatul Poporului)
	VIII.1. Österreich
	VIII.1.1. Die Gerichtsbarkeit allgemein
	VIII.1.2. Die Verfassungsgerichtsbarkeit
	VIII.1.3. Der Rechnungshof
	VIII.1.4. Die Volksanwaltschaft

	VIII.2. Rumänien
	VIII.2.1. Die Gerichtsbarkeit allgemein
	VIII.2.2. Der Verfassungsgerichtshof (Curtea Constituţională)
	VIII.2.3. Der Rechnungshof
	VIII.2.4. Der Volksanwalt


	IX. Politische Kultur
	IX.1. Österreich
	IX.2. Rumänien

	Schlussfolgerungen
	Österreich und Rumänien im Vergleich
	Die geschichtliche Entwicklung
	Die Verfassung
	Das Wahlsystem
	Das Parlament und die Gesetzgebung
	Präsident, Regierung, Verwaltung
	Politische Parteien und die Sozialpartnerschaft
	Gerichtsbarkeit, Volskanwalt, Rechungshof
	Politische Kultur

	Rückschluss auf Theorie und Methode
	Schlussbemerkungen

	Quellenverzeichnis
	Gesetzestexte
	Sekundärliteratur
	Internetquellen

	Anhang
	Abstract
	Deutsch
	Englisch

	Lebenslauf


